
93 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

1. 12. 1971 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX, 
mit dem Bestimmungen über die Geschäfts·· 
fähigkeit und die Ehemündigkeit geändert 

werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

ARTIKEL I 

Änderungen des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 
1. Juni 1811, JGS Nr. 946, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBL Nr. 342/1970, wird wie 
folgt geändert: 

1. Im§ 21 tritt an die Stelle des Wortes 
"einundzwanzigste" das Wort "neunzehnte". 

2. Der § 147 hat zu lauten: 

,,§ 147. Die Rechte, die vorzüglich dem Vater 
als Haupt der Familie zustehen, machen die 
väterliche Gewalt aus,;' besonders fällt darunter 
die Pflicht des Vaters, seine minderjährigen ehe­
lichen Kinder als gesetzlicher Vertreter in allen 
Angelegenheiten zu vertreten." 

3. Die §§ 151 bis 153 samt der dazugehörenden 
Randschrift haben zu lauten: 

"c) der Ver p f I ich tun g der Kin der 

§ 151. Ein minderjähriges eheliches Kind kann 
sich ohne ausdrückliche oder doch stillschweigende 
Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters nicht 
rechtswirksam verpflichten. 

Es kann dies jedoch n~ch erreichter Mündigkeit 
hinsichtlich seines Arbeitseinkommens oder eines 
sonstigen 'Einkommens aus eigenem Erwerb und 
der Sachen, die ihm zur freien Verfügung über­
lassen worden sind. 

Auch wenn die Voraussetzungen des Ab,s. 2 
nicht vorliegen, werden die von minderjährigen 
ehelichen Kindern bestimmter Altersgruppen 
üblicherweise geschlossenen Rechtsgeschäfte, die 
entweder geringfügige Angelegenheiten des täg­
lichen Leben~ betreffen oder deren Erfüllung mit 
Geld bewirkt wird, das dem Kind zu diesem 
Zweck oder zur freien Verfügung überlassen 

worden ist, mit der Erfüllung der das Kind tref­
fenden Pflichten rückwirkend rechtswirksam: 

§ 152. Ein mündiges minderjähriges ·eheliches 
Kind kann sich sdbständig durch Vertrag zu 
Dienstleistungen verpflichten, ausg·enommen 
Dienstleistungen auf Grund eines Lehr-' oder 
sonstigen Ausbildungsverhältniss,es; der gesetz­
liche Vertreter des Kindes kann einen von diesem 
geschlossenen Dienstvertrag vorzeitig nur dann 
lösen, wenn der Vertrag für das Kind nachteilig 
ist. 

§ 153. Soweit einem minderjährigen ehelichen 
Kind nicht bereits früher ein Verschulden zuge­
rechnet werden bnn (§ 1310), wird es, vorbe­
haltlich des § 866, mit der Erreichung der Mün­
digkeit nach den schadensersatzrechtlichen Be­
stimmungen verschuldensfähig. " 

4. Der Abs. 1 zweiter Satz de~ § 157 hat zu 
lauten: 

"Ist der Mann minderjährig, so bedarf er nicht 
der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters." 

5. Die §§ 172 bis 175 samt der dazugehörenden 
Randschrift haben zu lauten: 

"E r lös c h end e r c I t e r 1 ich e n R e c h t e 
und Pflichten 

§ 172. Die aus den familienrechtlichen Bezie­
hungen zwischen Eltern und minderjährigen ehe­
lichen Kindern erfließenden rein persönlichen 
Rechte und Pflichten erlöschen mit dem Eintritt 
der Volljährigkeit des Kindes. 

Verlängerung und Verkürzung 
der Minderjährigkeit 

§ 173. Das Gericht hat von Amts wegen oder 
auf Antrag des Vaters, der Mutter oder der 
Bezirksverwaltungsbehörde die Minderjährigkeit 
des ehelichen Kindes noch vor ,dem Eintritt der 
Volljährigkeit zu verlängern, wenn das Kind 

1. falls es volljährig wäre, voll oder beschränkt 
entmündigt werden könnte, 

2. in seiner sittlichen, seelischen oder, ohne 
daß die Voraussetzungen der Z. 1 vorliegen, 
geistigen Entwicklung merkbar verzögert ist, 
oder 
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2 93 der Beilagen 

3. wegen Gebrechens des Körpers sich selbst zu 
erhalten oder seine Angelegenheiten selbst ge­
hörig zu besorgen nicht vermag. 

Ein Reo1t auf Anhörung haben der Vater und 
die Mutter, falls sie nicht selbst den Antrag ge­
steIlt haben, und das Kind. Das Anhörungsrecht 
des Vaters und der Mutter entfällt, wenn sie 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig großen 
Schwierigkeiten gehört werden könnten. 

Die verl~.ngerte Minderjährigkeit endet mit 
der Vollendung des einundzwanzigsten Lebens-
jahrs. . 

§174. Das Gericht hat auf Antrag des Vaters, 
der Mutter oder des minderjährigen ehelichen 
Kindes dessen Minderjährigkeit zu verkürzen 
(Volljährigerklärung), wenn das Kind das acht­
zehnte Lebensjahr vollendet hat und zur selb­
ständigen und gehörigen Besorgung seiner Ange­
legenheiten reif erscheint. 

Ein Recht auf Anhörung haben der Vater, die 
Mutter und' das Kind, falls sie nicht selbst den 
Antrag gestellt haben. Das Anhörungsrecht des 
Vaters und der Mutter entfällt, wenn s,ie nicht 
oder nur mit unverhältnismäßig großen Schwie­
rigkeiten gehört werden könnten. 

§ 175. Heiratet ein minderjähriges eheliches 
Kind, so wird es mit der Eheschließung, frühe­
stens aber mit der Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahrs, volljährig und bleibt dies auch, 
wenn die Ehe in der Folge aufgelöst oder für 
nichtig erklärt wird. 

Ein minderjähriges eheliches Kind, das vor 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahrs heira­
tet, steht bis dahin, solange die Ehe dauert, hin­
sichtlich seiner persönlichen Verhältnisse einem 
Volljährigen gleich." 

längerung oder Verkürzung der Minderjährigkeit 
und das Anhörungsredlt stehen auch dem Vor­
mund zu." 

10. Der § 252 samt derdazugehörenden Ra,nd­
sol:!rift wird aufgehoben. 

11. Der § 260 wird aufgehoben. 

12. Der § 275 samt der dazugehörenden Rand­
schrift wird aufgehoben. 

13. Der § 310 hat zu lauten: 

,,§ 310. Wer den Gebrauch der Vernunft nicht 
hat, wie auch ein Kind unter sieben Jahren, kann 
- außer in den Fällen des § 151 Abs. 3 -
nur durch seinen gesetzlichen Vertreter Besitz 
erwerben. Im übrigen ist die Fähigkeit zum 
selbständigen Besitzerwerb gegeben." 

14. Der § 865 erster Satz hat zu lauten: 

"Wer den Gebrauch der Vernunft nicht hat, 
wie auch ein Kind unter sieben Jahren, ist -
außer in den Fällendes § 151 Abs. 3 - unfähig, 
ein Versprechen zu machen oder es anzunehmen." 

15. Der § 866 hat zu lauten: 

,,§ 866. Wer nach Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahrs listigerweise vorgibt, daß er Ver­
träge zu schließen fähig sei, und dadurch einen 
anderen, der darüber nicht leicht Erkundigung 
einholen konnte, hintergeht, ist zur Genugtuung 
verpflichtet. " 

ARTIKEL 11 

Änderungen des 
6. Der § 244 samt ,der dazugehörenden Rand- des Rechts der 

schrift hat zu lauten: 

Gesetzes zur Vereinheitlichung 
Eheschließung und der Ehe-

scheidung 

"H a n d I u n g sf ä h i g k e i t des M i n d e r­
jährigen 

§ 244. Die §§ 151 bis 153 gelten sinngemäß 
auch für die unter Vormundschaft stehenden 
unehelichen Minderjährigen." 

7. Die §§ 245 und 246 samt der dazugehören­
den Randschrift werden aufgehoben. 

8. Der § 248 wird aufgehoben. 

9. Der § 251 samt der dazugehärenden Rand­
schrift hat zu lauten: 

"c) dur c h die V 0 I I jäh r i g k e i t 

§ 251. Die Vormundschaft erlischt mit dem 
Eintritt der Volljährigkeit des Minderjährigen. 
Im übrigen gelten die §§ 172 bis 175 sinngemäß 
auch für die unter Vormundschaft stehenden 
unehelichen Minderjährigen. Der Antrag auf Ver-

Das Gesetz vom 6. Juli 1938, deutsches 
RGBI. I S. 807, zur Vereinheitlichung des Rechts 
der Eheschließung und der Ehescheidung in der 
Fassung des Gesetzes StGBl. Nr. 31/1945 wird 
wie folgt geändert: 

1. Der § 1 hat zu lauten: 

,,§ 1. (1) Ein Mann wird mit dem vollendeten 
neunzehnten, eine Frau mit dem vollendeten 
sechzehnten Lebensjahr ehemündig. 

(2) Einen Mann, der das achtzehnte, und eine 
Frau, die das fünfzehnte Lebensjahr vollendet 
haben, hat das Gericht auf ihren Antrag für eine 
bestimmte Ehe als ehemündig zu erklären, wenn 
sie für diese Ehe reif erscheinen; diese Reife 
ist beim Mann, wenn sie nicht bereits aus einem 
anderen Grund mangelt, jedenfalls nicht ,anzu­
nehmen; wenn er zur selbständigen und gehöri­
gen Besorgung seiner Angelegenheiten nicht reif 
erscheint." 
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93 der Beilagen 3 

2. Der Abs. 2 des § 102 hat zu lauten: 

,,(2) Unter beschränkt Geschäftsfähigen sind 
Minderjährige über sieben Jahre, beschränkt Ent­
mündigte und p'ersonen zu verstehen, für die ein 
vorläufiger Beistand bestellt ist." 

ARTIKEL III 

Änderungen der Verordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes zur Vereinheitli­
chung des Rechts der Ehe$Chließung und' der 

Ehescheidung 

Die Verordnung vom 27. Juli 1938, deutsches 
RGBl. I S. 923, zur Durchführung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Vereinheitlichung des Rechts 
der Eheschließung und der Ehescheidung, zuletzt 
geändert durch. das Gesetz StGBl. Nr. 31/1945, 
wird wie folgt geändert: 

rige,das 18., im Fall der Verlängerung der Min­
derjährigkeit zwar das 19., aber noch nich.t das 
20. Lebensjahr vollendet hat." 

3. Der Abs. 2 zweiter Satz des § 29 hat zu 
lauten: 

"Falls Aussicht auf Erfolg der Fürsorgeerzie­
hung besteht, kann diese ausnahmsweise auch. 
noch angeordnet werden, wenn der Minderjäh­
rige das 18., im Fall der Verlängerung der Min­
derjährigkeit zwar das 19., aber noch nicht das 
20. Lebensjahr vollendet hat." 

4. Der Abs. 1 ,erster Satz des § 30 hat zu 
lauten: 

"Die Fürsorgeerziehung endet mit dem Eintritt 
der Volljährigkeit des Minderjährigen." 

ARTIKEL VI 

Änderungen des Gesetzes über das gerichtliche 
2. Im Abs. 1 erster Satz des § 11 entfällt die Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streit-

Anführung des § 1. sachen 

1. Die §§ 1 und 2 samt den dazugehörenden 
.drei Ühersch.riften werden, soweit sie noch gelten, 
.aufgehoben. 

3. Der § 61 wird aufgehoben. 

ARTIKEL IV 

Änderung der Entmündigungsordnung 

Der § 72 der Entmündigungsordnung vom 
28. Juni 1916, RGBl. Nr. 207, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 268/1958, hat 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Rech.tsangelegenheiten außer Streitsach.en vom 
9. August 1854, RGBl. Nr. 208, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 343/1970, wird 
wie folgt geändert: 

h Der § 184 wird aufgehoben. 

zu lauten: 2. Die Überschrift zum Fünften Hauptstück 
,,§ 72. Die Bestimmungen ,des allgemeinen hat zu lauten: 

bürgerlichen Gesetzbuchs über die Verlängerung "Von der Annahme an Kindes Statt, der Aner­
der Minderjährigkeit bleiben unberührt." kennung der Vaterschaft, der Legitimation, der 

ARTIKEL V 

Änderungen des Jugendwohlfahrtsgesetzes 

Das Jugendwohlfahrtsge&etz vom 9. April 1954, 
BGBl. Nr. 99, zuletzt geändert durch. das Bundes­
gesetz BGBl. Nr. 342/1970, wird wie folgt geän­
,dert: 

1. Der Abs. 4 des § 9 hat zu lauten:' 

,,(4) Die Erziehungshilfe durch. Unterbringung 
in einer anderen Familie oder in einem Heim 
endet mit dem Eintr,itt der Volljährigkeit des 
Minderjährigen. Sie ist früher aufzuheben, wenn 
ihr Zweck erreich.t oder dessen Erreich.ung in 
ander,er Weise sichergestellt ist oder wenn sich. 
.die Erreichung des Zweckes voraussichtlich als un­
möglich erweist." 

2. Der Abs. 2 zweiter Satz des § 28 hat zu 
lauten: 

"Falls Aussich.t auf Erfolg der Erziehungsauf­
sicht . besteht, kann diese ausnahmsweise auch. 
noch. angeordn~ werden, wenn der Minderjäh-

Verlängerung und Verkürzung der Minderjährig-
keit und der Erklärung der Ehemündigkeit" 

3. Der § 266 samt der dazugehörenden Rand­
schrift hat zu lauten: 

,.Ve rl ä n ger u n gun d Ver kür z u n g 
der Minderjährigkeit 

§ 266. Im Verfahren auf Verlängerung oder 
Verkürzung der Minderjährigkeit hat das Gerich.t 
den Minderjährigen persönlich zu vernehmen und 
sich über alle maßgebenden Umstände ausrei­
chende Kenntnis zu verschaffen. Es hat seinen 
Beschluß zu begründen. 

Der Beschluß, mit dem die Minderjährigkeit 
verlä,ngert wird, tritt mit dem Beginn des auf 
seine Erlassung folgenden Tages in Wirksamkeit. 
Er ist unverzüglich. in ortsüblich,er Weise öffent­
lich bekanntzumachen. 

Der Beschluß, mit dem die Minderjährigkeit 
verkürzt wird, ist dem Minderjährigen nach Ein­
tritt der Rechtskraft zu eigenen Handen zuzu­
stellen. Er wird mit dieser Zustellung wirksam~" 

2 
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4 93 der Beilagen 

4. Nach dem § 266 wird folgende Bestimmung 
eingefügt: 

"Erklärung der Ehemündigkeit 

§ 266 a. Im Verfahren auf Erklärung der Ehe­
mündigkeit hat das Gericht die Verlobten per­
sönlich zu vernehmen und sich über alle maß­
gebenden Umstände ausreichende Kenntnis zu 
verschaffen. Es hat seinen Beschluß zu begründen. 

Eine Ausfertigung des Beschlusses Uber die 
Erklärung der Ehemündigkeit ist dem Verlobten, 
der den Antrag auf Ehemündigerklärung gestellt 
hat, nach Eintritt der Rechtskraft zuzustellen." 

ARTIKEL VII 

Änderung der Jurisdiktionsnorm 

Der Abs. 1 erster Satz des § 109 der J uris­
diktions norm vom 1. August 1895, RGBl. 
Nr. 111, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBl. Nr. 342/1970, hat zu lauten: 

"Zur Bestellung des Vormundes oder des Kura­
tors, zur Verlängerung oder Verkürzung der 
Minderjährigkeit, zur Erklärung ,der Ehemündig­
keit und überhaupt zur Besorgung aller Ge­
schäfte, die dem Vormundschafts- oder Pfleg­
schaftsgericht obliegen, ist das Bezirksgericht be­
rufen, bei dem der Minderjährige oder der Pflege­
befohlene seinen allgemeinen Gerichtsstand in 
Streitsachen hat." 

ARTIKEL VIII 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 1961 

Der Abs. 2 des § 5 des Jugendgerichtsgesetzes 
1961, BGBl. Nr. 278, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBl. Nr. 146/1969, hat zu lauten: 

,,(2) In eine Bundesanstalt für Erziehungsbe­
dürftige kann nur aufgenommen werden, wer 
das achtzehnte, im Fall der Verlängerung der 
Minderjährigkeit zwar ,das neunzehnte, aber noch 
nicht das zwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 
Die Anhaltung in der Anstalt hat so lange zu 
dauern, wie es zur Erziehung des Zöglings nötig 
ist, sie endet jedenfalls mit dem Eintritt der 
Volljährigkeit des Zöglings." 

ARTIKEL IX 

Änderungen des Gerichts- und Jusltizverwaltungs­
gebührengesetzes 1962 

Das Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren­
gesetz 1962, BGBl. Nr. 289, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 342/1970, wird 
in folgender Weis,e geändert: 

1. Die lit. b Z. 1 der Tarifpost 14 F hat zu 
lauten: 

"b)'1. Volljährigerklärung (§§ 174, 251 ABGB) 
und Erklärung der Ehemündigkeit (§ 1 Abs. 2 
Ehegesetz)," 

2. Die lit. b Z. 1 der Tarifpost 18 wird auf­
gehoben. 

ARTIKEL X 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Juli 
1972, der § 173 und, soweit er sich auf diesen 
bezieht, der § 25'1 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs treten jedoch schon mit dem auf 
die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

§ 2. Mit' dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes werden Minderjährige, die bereits' das 
neunzehnte, aber noch nicht das einundzwan­
zigste Lebensjahr vollendet haben, vo!'behaltlich 
des § 3, volljährig. 

§ 3. Ist vor dem Inkrafttreten dieses Bundes­
gesetzes die Verlängerung der väterlichen Gewalt 
oder der Vormundschaft ausgesprochen worden, 
so gilt dies als Verlängerung der Minderjährigkeit 
im Sinn der §§ 173, 251 des allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuchs in der Fassung dieses Bundes­
gesetzes; hat aber der Minderjährige beim In­
krafttreten dieses Bundesgesetzes das einund­
zwanzigste Lebensjahr bereits vollendet, so endet 
die Verlängerung der väterlichen Gewalt oder 
der Vormundschaft mit dem Inkrafttreten dieses 
BUI1,desgesetzes. 

§ 4. Der § 175 und, soweit er sich auf diesen 
bezieht, der § 251 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuchs in der Fas,sungdieses Bundesgesetzes 
gelten auch dann, wenn ein minderjähriges Kind 
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ge­
heiratet hat; seine Wirkungen treten jedoch frü­
hestens mit dem Inkrafttreten ,ein. 

§ 5. (1) Ist einem Ehewerber vor dem Inkraft­
treten dies,es Bundesgesetzes ,die Befreiung vom 
Erfordernis der Ehemündigkeit erteilt, die Ehe 
aber noch nicht geschlossen worden, so gilt diese 
Befreiung als Erklärung der Ehemündigkeit nach 
dem § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur Vereinheitlichung 
des Redlts der Eheschließung und der Eheschei­
dung in der Fassung dieses Bundesges,etzes. 

(2) Ist ein Antrag auf Befreiung vom Erfor­
dernis der Ehemündigkeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes gesltellt, über ihn aber noch 
nicht rechtskräftig entschieden worden, so gilt 
er als' Antrag auf Erklärung der Ehemündigkeit, 
und es ist das Verfahren vom zuständigen Gericht 
als geridltliches Verfahren weiterzuführen. 

§ 6. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Justiz betraut. Er hat 
das Einvernehmen herzustellen: 

1. hinsichtlich des Art. V mit dem Bundes­
minister für soziaIe Verwaltung; 

2. hinsichtlich des Art. IX mit dem Bundes­
minister für Finanzen. 
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93 der Beilagen 5 

Erläuterungen 

A. ALLGEMEINER TEIL 

I. Das Volljährigkeits alter 

1. Historischer Überblid>. 

In den Ländern der österreichischen Monarchie 
war die Regelung verschieden; in Niederöster­
reich trat die volle Geschäftsfähigkeit für Männer 
mit dem 22., für Frauen mit dem 20. Leben:sjahr 
ein' in Oberösterreich mit dem 22., in Tirol 
mi: dem 15., in den böhmis,chen Ländern für 
Männer mit dem 18., für Frauen mit dem 
15. Lebensjahr; erst im Jahr 1736 wurde ~ür 
die Herren- und Ritterstände die Regelung em­
geführt, daß für eine Verfügung über unbeweg­
liches Gut und die Aufnahme von Darlehen 
ein Alter von 24 Jahren erforderlich ist; diese 
Regel wurde dann im Jahr 1753 zu einer allge­
meinen. 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 
1. Juni 1811, JGS Nr. 946 (im folgenden "ABGB" 
genannt), setzte die für den Eintritt der Voll­
jährigkeit maßgebende Altersgrenze, dem. fol­
gend, mit der Vollendung des 24. Lebensphrs 
fest. Diese Altersgrenze des ABGB wurde alsbald 
als rückständig kritisiert. Schon der Referenten­
entwurf des Gesetzes über die Ausübung der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, 1867, S. 150 f., ent­
hielt zum ersten Mal die Anregung, das Voll­
jährigkeitsalter auf das 21. Lebensjahr herabzu­
. setzen. Gleiches forderte im Jahr 1902 im öster­
reichischen Abgeordnetenhaus der Abgeordnete 
Dr. 0 f n e r (1543 d. B. zu den steno Prot. des 
Abgeordnetenhauses, XVII. Session 1902). Die 
Regierungsvorlage einer Novelle zum ABGB trug 
diesem Vorschlag aber nicht Rechnung, und der 
Bericht den die Herrenhauskommission für 
Justizg~genstände über diesen Entwurf ers:attete, 
erklärte (S. 11 f.) diese Reform als "mcht so 

die eine beschränkte Verpflichtungsfähigkeit sol­
cher jugendlicher Personen anerkennen. Auch 
Ehr e n z w e i g, Die Zivilrechtsreform in öster­
reich Wien 1918, S. 4 L, führte aus, daß alle 
herr:chenden Ideen unserer Zeit den in der 
Kulturwelt fast überall eingeführten Großjährig­
keitstermin von 21 Jahren verlangten; nämlich 
die Idee der Rechtsannäherung, die Idee der 
Demokratisierung -die Altersgrenze von 
24 Jahren sei eine aristokratisdle Einrichtung -
und die Idee der Wirtschaftlichkeit im Sinn einer 
Entlastung der Gerichte und der Ersparung von 
Kosten für das Volk. 

Nachdem das Gesetz vom 18. Dezember 1918, 
StGBl. Nr. 96, das aktive Wahlrecht zur konsti­
tuierenden Nationalversammlung mit der Voll­
endung des 20. Lebensjahrs vor dem 1. Jänner 
1919 festgesetzt hatte, wurde durch § 1 des 
Gesetzes vom 6. Februar 1919, StGBl. NT. 96, 
über die Herabsetzung ,der Altersgrenz,e der 
Minderjährigkeit das Alter für die Erreichung 
der Volljährigkeit im § 21 ABGB auf 21 gesenkt. 
Der Motivenbericht (112 d. B. zu den steno Prot. 
der Provisorischen Nationalversammlung für 
Deutschösterreich 1918/1919) nannte als Grund 
für diesen Gesetzesvorschlag in erster Linie die 
Überlegung, es sei schwer vereinbar, daß ,der 
21jährige bereits das Wahlrecht habe, aber nicht 
volljährig sei. Als weitel'e Gründe wurden ge­
nannt: die wirtschaftlichen Verhältnisse zwängen 
junge Leute schon früher zur Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit; hierbei würden sie - soweit 
sie in elterlicher Verpflegung ständen - durch 
die väterliche Gewalt gehindert; ab dem 
18. Lebensjahr bestehe auch schon die pflicht zum 
Wehrdienst; schließlich spreche für die Regelung 
auch die Übereinstimmung mit der Zivilgesetz­
gebung fast aller europäischer Rechtsordnungen. 

dringend"; dem "Interesse der arlbeite~~en 2. Das Vorbegutachtungsverfahren des Bundes-
Schichten der Bevölkerung, deren Angehonge ministeriums für Justiz 
nach den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen 
genötigt sind, schon in früheren Jahren ihrem Auf der 5. Konferen~ ,der eur?päischen Justiz­
Erwerb selbständig nachzugehen, und die daran minister (~ondon 5 .. bl~ !. Jum ~968) .forderte 
durch ihre rechtliche Abhängigkeit von dem ge- der schwedlsch.e JuStlZmmlster K 11 n g elI~~n all­
setzlichen Vertreter oft empfindlich behindert gemeinen Memungs'austausch der ... eu.rop~lschen 
sind", werde dadurch Rechnung getragen,daß J~stizminister zu~ Frage der Voll)ahn?kelt, um 
die Bestimmungen des ABGB überprüft werden, I eme Rechtszersphtterung gerade auf dIesem Ge-
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Genossen befragten in einer am 18. November 
1968 eingebrachten schriftlimen Anfrage 
(Nr. 946/J, 1I-1923 BlgNR XI. GP) den Bundes­
minister für Justiz, ob er einen Gesetzesentwurf 
über die Herabsetzung der Volljährigkeit aus­
arbeiten lassen werde; eben dieses Thema war 
auch Gegenstand der mündlichen Anfrage der 
Abgeordneten zum Nationalrat Dipl.-Ing. Dok~ 
tor Ba y e r (Nr. 2284/M, Fragestunde vom 
22. Mai 1969). 

biet zu vermeiden. Zu dieser Zeit sah die Rechts­
ordnung folgender europäischer Staaten den Ein­
tritt der Volljährigkeit mit der Vollendung des 
21. Lehensjahrs vor: Osterreich, Belgien, Däne­
mark, Frankreich, Bundesrepublik Deutschland, 
Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Nieder­
lande, Norwegen, Schweden, Großbritannien, 
Spanien, Portugal, Finnland und Liechtenstein; 
mit dem vollendeten 20. Lebensjahr wUl'de ein 
junger Mensch volljährig in der Schweiz und in 
Island; mit dem vollendeten 18. Lebensjahr war 
die Volljährigkeitsgrenze festgesetzt in Zypern, 
Malta, der Türkei, in der Deutschen Demokrati- 3. Der Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
schen Republik, in Albanien, Bulgarien, Jugosla- Bestimmungen über die Geschäftsfähigkeit und 
wien, Rumänien, Polen, der Tschechoslowakei, die Ehemündigkeit geändert werden 
der Sowjetunion und in Ungarn. Ergebnis des von Auf Grund der großen Verschiedenheit der im 
K li n g angeregten und durchgeführten Mei- Vorbegutachtungsverfahren vorgetragenen An­
nungsaustausches war, daß der Europaratdie sichten entschloß sich das Bundesministerium für 
Frage des Volljährigkeitsalters und verwandter Justiz zu einem z w e i t e n Beg u t a c h­
zivilrechtlicher Altersgrenzen in sein Arbeitspro- tun g s ver f a h ren. Es versandte ,daher am 
gramm für ,das Jahr 1969/1970 aufnahm. 23. Oktober 1969 den E n t w ur f ein e s 

B und e s g e set z e s, mit dem B e s t i m-
Mit dem BVG vom 13. November 1968, BGBL m u n gen übe r die Ge sc h ä f t s f ä h i g-

Nr. 412, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz k e i tun d die Ehe m ü nd i g k e i t g e­
in der Fassung von 1929 hinsichtlich der Bestim- ä n ,d e r t wer den, zur allgemeinen Begut­
mungen über das Wahlalter ,geändert wird, wurde achtung. Dieser Entwurf schlug die Herabsetzung 
das Mindestalter für die Ausübung des aktiven der Altersgrenze für ,den Eintritt ,der Volljährig­
Wahlrechts auf das vollendete 19. Lebensjahr keit auf das vollendete 18. Lebensjahr und die 
herabgesetzt. In der Debatte des Nationalrats übereinstimmung dieser Altersgrenze mit der 
betonten Sprecher aller drei im Parlament ver- Altersgrenze der Ehemündigkeit für den Mann 
tretenen Parteien den inneren Zusammenhang vor. Für die Frau sollte die Ehemündigkeit 
des herabgesetzten aktiven Wahlalters mit dem _ wie nach dem geltenden Recht - mit dem 
Wehrdienstalter, ,dem gehobenen Bildungsstand vollendeten 16. Lebensjahr eintreten; ,darüber 
der Jugend, mit ihrer Reife und Lebenserfahrung, hinaus sollte die Frau (nicht aber auch der Mann) 
schließlich auch mit der Volljährigkeits alters- vom Erfordernis der Ehemündigkeit befreit wer­
grenze. den können. Der Entwurf schlug neben der Neu-

Im Hinblick auf ,diese beiden Anstöße, den des fassung des § 21 ABGB und des § 1 EheG auch 
Europarats und den des Nationalrats, führte das Änderungen oder Neufassungen der §§ 151, 152, 
Bundesministerium für Justiz ein Vor beg u t- 172 bis 174, 246, 248, 251 und 252, 310 und 
ach tun g s ver f a h ren durch und befragte 865 ABGB sowie die erforderlichen Anpassungen 
zahlreiche Stellen um ihre Meinung zur Herab- im Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
setzung des Volljährigkeits alters. Die eingelangten Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen und in 
Stellungnahmen waren völlig unterschiedlich; sie der Entmündigungsordnung vor. 

reichten von einer Ablehnung jeder Änderung Das Begutachtungsverhhren zu ,diesem Geset­
his zum Vorschlag, die Grenze auf 18 Jahre zesentwurf wurde im ersten Vieneldes Jahres 
herabzusetzen; sie ließen sich auch weder nach 1970 ausgewertet. Sein Ergebnis läßt sich, soweit 
den Belangen, ,die die Stellen zu vertreten haben, es die Grundsatzfrage, nämlich die Herabsetzung 
noch nach politischer Einstellung gliedern. Am der Volljährigkeitsaltersgrenze und damit ver­
klarsten traten die unterschiedlichen Auffassun- bunden auch des Ehemündigkeitsalters für den 
gen in den Stellungnahmen ,der großen Interessen- Mann betrifft, dahin zusammenfassen, daß zwar 
venretungen einerseits und der Jugendorganisa- eine Herabsetzung auf das vollendete 18. Lebens­
tionen andererseits zutage. Setzten sich ,die Inter- jahr überwiegend abgelehnt, einer Herabsetzung 
essenvenretungen einmütig für die Beibehaltung' nur auf das vollendete 20. oder das vollendete 
des geltenden Rechtszustands ein, so fordenen 19. Lebensjahr aber, zwar in vorsichtiger Weise, 
die Jugendorganisationen ebenso geschlossen wie aber doch auch das Won geredet wurde. Diese 
dringend di,e Herabsetzung des Volljährigkeits- Tendenz war vor allem in den Stellungnahmen 
alters auf 19 Jahre. der ZentralstelIendes Bundes und der Ämter 

Die Bemühungen des Bundesministeriums für der Landesregierungen feststellbar. Erhebliche Be­
Justiz wurden vom Nationalrat mit großer Auf- denken wurden allerdings wieder von den großen 
merksamkeit verfolgt. Die Abgeordneten zum Interessenv.ertretungen geltend gemacht, doch gab 
Nationalrat Dr. K lei n - L ö w, P f e f f e r und es Anzeichen einer beschränkten Konzessions--
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bere~tschaftdahin, daß sich .der Widerstand .gegen' 
eine Herabsetzung des Volljährigkeitsalters er­
heblich mildern würde, sollte nur an eine Herab­
setzung auf das 'vollendete 20. oder das voll­
endete 19. Lebensjahr gedacht wer,den. Zur Ein­
bringung einer Regierungsvorlage auf der Grund­
lage des ausgewerteten Begutachtungsverfahrens 
ist es im HinQlick auf die Neuwahlen zum Natio­
nalrat vom 1. März 1970 nicht mehr ,gekommen; 
die Absicht, eine solche Regierungsvorlage einzu­
bringen, hat aber bestanden, was deutlich aus 
Ausführungen des damaligen Bundesministers für 
Justiz, Univ.-Prof. Dr. Klecatsky, hervorgeht, 
die Herabsetzung der Volljährigkeit gehöre zu 
den notwendigen Gesetzen, "die in der nächsten 
Gesetzgebungsperiode verabschiedet wel'den soll­
ten" ("Wiener Zeitung" vOrn 21. Jänner 1970, 
S.2). 

4. Die Aussprache am 7. Mai 1971 über die 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters 

Nach dem Amtsantritt der neuen Bundesregie­
rung am 21. April 1970 kündigte der Bundes­
minister für Justiz im Mai 1970 auf der Klub­
tagung der sozialistischen Abgeordneten und Bun­
desräte eine Reihe großer Aussprachen über strit­
tige legislative Fragen an. Sie sollten sich mit 
der Herabsetzung des Volljährigkeitsalters, der 
Anwendung des Schmutz- und Schundgesetzes, 
dem Presserecht und dem Redaktionsgeheimnis 
und - im Rahmen des Österreichischen Al'beiter­
kammertags - mit Problemen der ungleichen 
Ausgangsstellung bei ·der Rechtsdurchsetzung auf 
Grund sozialer Gegebenheiten befassen. In der 
gleichen Richtung berichtete der Bundeskanzler 
über die Pläne der Bundesregierung im Juni 
1970 vor dem sozialistischen Parteitag. 

Um das Thema der AusspraChe über die Herab­
setzung des Volljährigkeitsalters möglichst genau 
fassen zu können, wurden zunächst im Rahmen 
des E n t w u r fes ein e s B und e s g e s e t­
zes über die Neuordnung der 
Rechts stellungdes ehe I ich e n K i n­
des auch die Bestimmungen über die beschränkte 
Geschäftsfähigkeit Minderjähriger mit erfaßt. 
Darüber hinaus wurde in diesem Entwurf auch 
der Gedanke der Verlängerung und der Ver­
kürzung der Minderjährigkeit, und zwar für alle 
Minderjährigen, gleich ob ehelicher oder unehe­
licher Abstammung, völlig neu .geregelt. Schließ­
lich führte dieser Entwurf auch einendem öster­
reichischen Recht bisher fremden Grundsatz ein, 
den Grundsatz nämlich, daß Heirat in beschränk­
tem Ausmaß mündig macht. 

Auch während der Ausarbeitung dieses Ent­
wurfes, der im November 1970 zur allgemeinen 
Begutachtung v·ersendet worden ist, verfolgte 
das Bundesministerium für Justiz mit großer 
Aufmerksamkeit die österreichische und die euro­
päische Entwicklung im Bereich der Bestr~ungen 

zur Herabsetzung des Volljährigkeitsalters. In 
österreich befaßte sich mit dieser Frage zunächst 
die vom 22. bis 25. September 1970 ahgehaltene 
8. Tag u n g der ö s te r r eie his c h e n 
J u gen d r ich t e r,deren Ergebnis dahin zu­
sammengefaßt werden kann, daß zu einer Herab­
setzung der Volljährigkeitsalters,grenzeauf 
18 Jahre kein zwingendes Bedürfnis bestehe. Im 
Nationalrat zeigte der Abgeordnete zum Natio­
nalrat Sc h i e cl e r im März 1971 Interesse an 
den Ergebnissen des Begutachtungsverfahrens, be­
treffend den Gesetzesentwurf über die Herab­
setzung .des Volljährigkeitsalters aus ,dem Jahr 
1969, bzw. forderte ein Initiativantrag der Abge­
ordneten zum Nationalrat DDr. K ö n i g, Dok­
tor K r a n zirn a y rund Genossen die Herab­
setzung des Volljährigkeits- und Ehemündigkeits­
alters auf das vollendete 19. Lebensjahr. 

Die europäische Entwicklung auf dem Gebiet 
des Volljährigkeitsalters kann als rasant bezeich­
net werden. Schweden, Norwegen, Dänemark, 
Finnland und Liechtenstein setzten im Jahr 1969 
das Volljährigkeits- und das Ehemj.indigkeitsalter 
auf das vollendete 20. Lebensjahr hel'ab, Groß­
britannien ebenfalls in diesem Jahr auf das voll­
endete 18. Lebensjahr. Ein gesamteuropäischer 
überblick er.gibt zurz,eit folgenden Stand : die 
Anzahl der Staaten Europas, nach deren Rechts­
ordnung die Volljährigkeit erst mit dem vollen­
deten 21. Lebensjahr eintritt, ist von 17 im 
Jahr 1968 auf 11 im November 1971 zusammen­
geschrumpft. Es sind dies derzeit noch österreich, 
Belgien, die Niederlande, Frankreich, die Bun­
des republik Deutschland, Griechenland, Irland, 
Italien, Luxemburg, Spanien und Portugal, doch 
laufen in Italien, Luxemburg, den Niederlanden 
und in der Bundesrepublik Deutschland Bestre­
bungen, das Volljährigkeitsaltt:r auf das voll­
endete 20. bzw. das vollendete 18. Lebensjahr 
zu senken. Zu den beiden europäischen Staaten, 
die im Jahr 1968 ein Volljährigkeitsalter von 
20 Jahren hatten, sind weitere 5 hinzugekommen. 
Neben der Schweiz und Island wird ein junger 
Mensch mit dem vollendeten 20. Lebensjahr nun 
auch volljährig in Schweden, Dähemark, Nor­
wegen, Finnland und Liechtenstein. Erhöht hat 
sich auch die Anzahl der europäischen Staaten, 
nach deren Rechtsordnung die Volljährigkeit mit 
dem vollendeten 18. Lebensjahr eintritt. Durch 
den Hinzutritt Großbritanniens ergibt sich nun 
ein Gesamtstand von 13. 

Diese europäische Entwicklung wird ergänzt 
und sinnvoll vervollständigt durch die Arbeiten 
des Europarats. Der im Rahmen seines Aus­
schusses für juristische Zusammenarbeit gebildete 
Fachausschußhat ,die Frage der Vereinheitlichung 
der Volljährigkeitsaltersgrenze und verwandter 
zivil rechtlicher Altersgrenzen bisher auf drei Sit­
zungen, zuletzt in der Zeit vom 29. März bis 
zum 2. April 1971 eingehend geprüft und wird, 
soweit dies absehbar ist, seine Beratungen im 
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Dezember 1971 abschließe~. Der bisherige Gang 
der Beratungen läßt vermuten, daß die Regie­
rungssachverständigen dem Ministerkomitee des 
Europarats eine Empfehlung vorschlagen werden, 
die allen Mitgliedstaaten des Europarats, die der­
zeit noch ein Volljährigkeitsalter von 21 Jahren 
kennen, eine entsprechende Herabsetzung an­
heimstellen wird. Dem Vernehmen nach wird es 
zur Empfehlung eines bestimmten Zielalters; auf 
das herabgegangen werden soll, jedoch nicht 
kommen. 

Nachdem das Begutachtungsverfahren zum 
Entwurf eines Bundesgesetzes ülber die Neuord­
nung der Rechtsstellung des ehelich,en Kindes 
am 31, März 1971 zu Ende gegangen war und 
das Bundesministerium für Justiz in die Lage 
versetzt worden war, einen überblick über alle 
Stellungnahmen zu bekommen, entschloß es sich, 
gestützt auf die österr,eichische wie auch die euro­
päische Entwicklung, die bereits im Mai 1970 
angekündigte Aussprache über die Herabsetzung 
des Volljährigkeitsalters im Mai 1971 durchzu­
führen. Das "'Thema dieser Aussprache konnte 
punktuell beschränkt werden, da zu den Bestim­
mungen ülber die beschränkte Geschäftsfähigkeit 
wie 'auch über die Verlängerung und die Verkür­
zung der Minderjährigkeit bereits die Erfahrun­
gen zweier Begutachtungsverfahren vorlagen, die 
nur entsprechend ausgewertet werden mußten. 
Zu diesen Bestimmungen war daher ein Gespräch 
nicht notwendig. Notwendig war es hingegen 
in der Frage der Herabsetzung und hier wieder 
zwischen den be~den Hauptsprechern in dieser 
Frage: den großen Interessenvertretungen und 
den Jugendorganisationen. 

Auf der am 7. Mai 1971 abgehaltenen Au s­
sprache über ,die Herabsetzung 
des V 0 I I jäh r i g k e i t s alt e r s kam es 
dann zu diesem Gespräch. Vertreter des öster­
reichisdten Bundesjugendrings und der drei im 
Parlament vertretenen Parteien tausdtten ihre 
Ansichten mit Sprechern ,der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft, des österreichischen 
Arbeiterkamrriertags, ,der Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern österreichs, der 
Ständigen Vertreterversammlung der österreich i­
sdten Redttsanwaltskammern und des Delegier­
tentags der österreichischen Notariatskamrriern 
aus. Dieser Meiriungsaustausch, verbunden mit 
einer sehr regen Diskussion, an ,der sich namhafte 
Vertreter des öffentlichen Lebens und zahlreiche 
Jugendvertreter beteiligten, führte dann zu einer 
sehr weitgehenden übereinstimmung, die als be­
achtlidt und repräsentativ bezeichnet werden 
muß. Das Ergebnis der Aussprache kann wie 
folgt zusammengefaßt werden: Das Volljährig­
keitsalter solle auf 19 Jahre gesenkt werden. 
Diese Herabsetzung sei nicht nur vertretbar, sie 
sei auch sinnvoll und entspreche der !bisherigen 
Entwiddung. 

Am 8. Juni 1971 beschloß der Ministerrat, den 
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem Bestim­
mungen über die Geschäftsfähigkeit und die Ehe­
mündigkeit geändert werden, als Regierungsvor­
lage dem Nationalrat zuzuleiten. Diese Regie­
rungsvorlage (421 BlgNR XII. GP) ist zwar 
dem Justizausschuß des Nationalrats noch zur 
weiteren Behandlung zugewiesen worden und 
war dann noch zweimal Gegenstand von Erörte­
rungen im Plenum des Nationalrats (mündliche 
Anfrage des Abgeordneten zum Nationalrat Dok­
tor Kr an zirn a y r Nr. 891 M, Fragestunde 
vom 8. Juni 1971; erste Lesung des Antrags 
Nr. 58 A, II-892 BlgNR XII. GP der Abgeord~ 
neten zum Nationalrat DDr. K ö n i g, Doktor 
Kr a n zirn a y r und Genossen am 17. Juni 1971, 
betreffend ein Bundesgesetz über die Herabset­
zung des Volljährigkeitsalters, Steno Prot. NR 
XII. GP, 46. Sitzung vom 17. Juni 1971, S. 3468 
ff.); beraten konnte der Gesetzesentwurf aber 
zufolge der vorzeitigen Auflösung des National­
rats am 14. Juli 1971 (Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 258/1971) nidtt mehr werden. 

Unverzüglich nach dem Amtsantritt der nem;n 
Bundesregierung wird der Gesetzesentwurf nun 
neuerlich als Regierungsvorlage den gesetzgeben­
den Körperschaften zugeleitet. 

11. Gründe für die Herabsetzung des Volljährig­
keitsalters 

Eine Grenze kann - schon wegen der Ver­
schiedenheit der einzelnen Person, ihrer geisti­
gen Fähigkeit und ihrer Entwicklungsgeschwin­
digkeit - nicht mathematisch auf einen Durch­
schnittswert festgelegt werden, weil dies nur his 
zu einem gewissen Grad von der Natur der 
Sache bestimmt, bis zu einem gewissen Gra,d 
a:ber "positiv" im Sinn von willkürlich ist (Z ei l­
I e r Kommentar N 2 zu § 21, Anm. zu N zu 
§ 6). Die Festsetz-ung einer Grenze, mit der die 
Zuerkennung von Rechten verbunden ist, wirft 
auch Grundsatzfragen auf, weil es Härten gibt; 
durchaus denkbar ist es etwa, daß ein Sechzehn­
jähriger reifer sein kann als ein Dreißigjähriger. 
Jede "Beweisführung" für oder gegen eine Herab­
setzung einer Altersgrenze, gestützt auf Ver­
gleiche mit anderen Altersstufen und den dar,aus 
erkennbaren rechtspolitischen Entscheidungen 
des Gesetzgebers, gestützt auf im Lauf der Zeit 
eingetretene Änderungen in den tatsächlichen 
Verhältnissen junger Menschen, gestützt schließ­
lich auf Vergleiche mit anderen Rechtsordnun­
gen, kann sich daher nur auf Indizien stützen, 
aus denen entsprechende Sdtlüsse gezogen wer­
den können.- W iss e n 50 c h a f t I ich b ewe i­
sen i m s t r en g s t 'e n S i n n des W 0 r t e s 
läßt sich, aber die Festlegung einer Altersgrenze 
nicht. Mit diesem grundsätzlichen Vorbehalt 
sprechen folgende Erwägungen für eine Herab­
setzung der Volljährigkeitsaltersgrenze auf das 
19. Lebensjahr: 
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1. Die biologisch-emotionale-intellektuelle Akze­
leration der Jugend 

Zwei geistige Fähigkeiten ,des Menschen, die 
für die richtige Willensbildung von ausschlag­
gebender Bedeutung sind,. müssen bei einer 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters vor allem 
bedacht werden: ,die U n t er s ehe i dun g s­
f ä h i g k e i t - man könnte sie auch die Urteils­
fähigkeit oder die intellektuelle Bewegkraft nen­
nen - und die geistige Dis pos i t ion s­
f ä h i g k e i t - die man die emotionale Beweg­
kraft nennen könnte. Diese beiden Merkmale 
sdbstverantwortlichen Handeins sind bei der 
Frage rechtlich beachtlicher Willensbildung von 
Bedeutung: Der sachgemäße Geschäftsabschluß 
setzt voraus, die Vor- und Nachteile des Geschäf­
tes zu erkennen und richtig zu beurteilen und 
der gewonnenen Erkenntnis in Richtung der 
wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit des Geschäftes 
zu folgen, sich aber von unsachlichen Einflüssen, 
wie etwa falschem Stolz; Verlockung, über­
redung, einem (die Grenze des Zwanges im Sinn 
des § 870 ABGB noch nicht erreichenden) psychi­
schen Druck und anderem mehr nicht beeinflus­
sen zu lass,en. Wissenschaftlich eindeutig belegt 
ist die biologisch-intellektuelle Akzeleration der 
Jugend. Nach dem soziologisch-psychologischen 
Schrifttum entwickelt sich die Urteilsfähigkeit 
der Jugend heute rascher als einst. In der über­
wiegenden Anzahl verfügen die jungen Men­
schen von heute schon vor dem Eintritt der 
Volljährigkeit über größere intellektuelle Fähig­
keiten, nicht zuletzt durch eine ,eingehendere, 
besser auf die Bedürfnisse des praktischen Lebens 
abgestellte Schulbildung. Auch erleichtert die 
schon den jungen Menschen zur Verfügung ste­
hende Fülle von Informationen ,durch die Mas­
senmedien die Bildung einer eigenen Meinung, 
zum al die Vielfalt der Informationsquellen das 
zu ersetzen in der Lage ist, was ihnen manchmal 
an Objektivität mangelt. Auch ist die Jugend 
bei der Behandlung ihrer Angelegenheiten, auch 
der Geschäfte, viel selbständiger als früher. Ge­
rade diese Urteilsfähigkeit spielt nun bei der 
Schließung von Rechtsgeschäften die hauptsäch­
liche Rolle. Für das emotionale Element, das 
Hemmungsvermögen, ist hingegen die Entwick­
lungsrichtung nicht so klar feststellbar. Behaup­
tungen der psychologischen und soziologischen 
Literatur, daß hier sogar eine Verlangsam~ng 
des Reifezustandes gegenüber früher vorhege 
(Retardierung), daß es sich um eine "fügsame" 
oder "um eine zur Anpassung bereite" Jugend­
generation handle, stehen Behauptung,en gegen­
über, daß das Hemmungsvermögen des Men­
schen im allgemeinen durch ,die zunehmende Ver­
flechtung und Unübersichtlichkeit des öffent­
lichen Lebens wie auch ,der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse, der auf individual- wie massenpsycho­
logischen Grundsätzen beruhenden, oft unter­
schwellig wirkenden Werbung heute überhaupt 

herabgesetzt sei und daß dieses herabgese~te 
Hemmungsvermögen bei älteren Leuten unglelch 
öfter anzutreffen sei als bei der Jugend, die auch 
als "skeptische" und "fähig zur Bewältigu~g 
neuer Entwicklungen" bezeichnet wird. Aus dle­
sen Argumenten k a n n daher der Schluß gezo­
gen werden, daß eine biologisch-emotio~ale­
intellektuelle Akzeleration der Jugend vorhegt, 
aus der sich auf die statistische Norm bezogen, 
eine g e s a 'm t per s ö n 1 ich e F r ü h r e i f e 
junger Menschen ergibt. Den Gefah~en zu. b~geg­
nen denen der Mensch im allgememen hmslcht­
lich' der von außen einwirkenden Beeinträchti­
gung seiner geistigen Dispositionsfähigk~it (em?­
tionales Hemmungsvermögen) unterhegt, 1st 
jedenfalls weit mehr Sache von Vorschriften zum 
Schutz rechtsgeschäftlicher Tätigkeit überhaupt 
als Sache von Vorschriften zum Schutz Jugend­
licher. 

2. Die Übereinstimmung des Volljährigkeitsalters 
mit dem aktiven Wahlrecht 

Gesteht der Gesetzgeber Menschen ab Errei­
chung eines bestimmten Lebensalters das Recht 
auf demokratische Teilnahme an der Gestaltung 
des ganzen Staates durch die Ausübung des 
aktiven Wahlrechts zu, weil er diese Menschen 
dazu als hinreichend reif ansieht, so liegt der 
Schluß nahe, daß der Gesetzgeber eben diese, 
Menschen auch für reif hält, ihre Angelegen­
heiten selbst besorgen zu können, und sie daher 
als voll geschäftsfähig ansieht. Diesen Schluß hat 
der Gesetzgeber des Jahres 1919 gezogen und 
diese übereinstimmung des aktiven Wahlalters 
mit dem Volljährigkeitsalter findet sich auch in 
der Mehrzahl der Rechtsordnungen der euro­
päischen Staaten. Für diese übereinstimmung 
spricht auch die überlegung, daß ~ie Anfor~eru~­
gen, die an die intellektuelle Relfe und die. kn­
tische Urteilsfähigkeit des wahlberechtigten 
Staatsbürgers bei der Ausülbung des Wahlrechts 
gestellt werden, mindeste~s so. hoch, je~enfalls 
aber nicht niedriger als dle bel der Schheßung 
eines zweckmäßigen Rechtsgeschäfts sind. Dem 
Argument, daß die "falsche" Wil1ensbetätigu~g 
des einzelnen bei Ausübung des Wahlrechts fur 
ihn von ungleich geringerer Tragweite sei als 
etwa die falsche Willensbetätigung bei der Schlie­
ßung eines Rechtsgeschäfts, das seine wirtschaft­
liche Lage schwerstens zu erschüttern geeignet 
sei, muß entgegengehalten werden, daß der Ge­
setzgeber die Festlegung einer Altersgrenze auf 
die statistische Norm, also auf die überwiegende 
Mehrzahl der zulässigerweise einer bestimmten 
Norm unterwerfbaren Menschen, zu beziehen 
hat. Wenn aber hinsichtlich ,der Folgen "falscher" 
Willensbetätigung beim Wahlentscheid und beim 
Abschluß eines Rechtsgeschäfts Vergleiche ange­
stellt wel'den, so müssen diese ebenfalls unter 
der Fiktion der statistischen Norm stehen. Daß 
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aber die objektiv falsche Entscheidung einer gro­
ßen Anzahl von Wählern das Funktionieren des 
Staates und damit auch das Wohlergehen des 
einzelnen wesentlich schwerwiegender zu beein­
trächtigen vermag als die Schließung wirtschaft­
lich unzweckmäßiger Rechtsgeschäfte durch eine 
gleich große Anzahl von Menschen, bedarf wohl 
keiner weiteren Erörterung. 

3. Die Übereinstimmung mit dem Wehrpflicht­
alter 

Bei der Erfüllung' der Wehrpflicht wird dem 
jungen Menschen eindeutig eine Erwachsenen­
rolle mit allen Pflichten einer solchen zugeteilt. 
Er trägt Verantwortung nicht nur für sich selbst, 
sondern auch für die ihm zur Ausbildung anver­
trauten anderen Menschen und für ihm anver­
trautes Fremdeigentum von oft sehr erheblichem 
Wert. Diese Verantwortung erhöht sich ganz 
erheblich in Katastropheneinsätzen, wo der Er­
folg oder Mißerfolg von Maßnahmen sehr oft 
von der "richtigen" Willensbetätigung und gereif­
ten Entschlußfähigkeit junger Menschen .abhän­
gig ist. Es ist daher durchaus gerechtfertigt, eben 
diesen Menschen nach Ableistung des ordent­
lichen Präsenzdienstes auch die volle rechts­
geschäftliche Handlungsfähigkeit zuzugestehen. 

4. Die Übereinstimmung der Vollj~hrigkeits­
altersgrenze mit der Beendigung der durch­
schnittlichen Schul- und Berufsausbildung 

Die Schul- und Berufsausbildung dauert derzeit 
länger als noch vor wenigen Jahren und endet 
im allgemeinen mit oder nach der Vollendung 
des 19. Lebensjahrs. Dies trifft besonders auf 
die allgemeinbildenden höheren Schulen und auf 
die Ausbildung in technischen Berufen zu. Die 
erfolgreiche Bewältigung der Schul- und Berufs­
ausbildung macht den jungen Menschen zu einem 
vollwertigen Partner im Betriebs- und Erwerbs­
leben. Der Eintritt in die volle berufliche Ver­
antwortung und die damit verbundene wirt­
schaftliche eigenständige Stellung des jungen 
Menschen überträgt ihm Verantwortung und 
macht ihn im Rahmen des Arbeitsverhältnisses 
selbständig. Würde ·abetdennoch die rechts­
geschäftliche Unselbständigkeit aufrechterhalten 
werden, so käme es zu schwer lösbaren Kon­
flikten, da der junge Mensch hier dazu neigen 
würde, die seine volle rechtsgeschäfdiche Hand­
lungsfähigkeit noch hemmenden Schutzvorschrif­
ten des Minderjährigenrechts zu umgehen. Es 
muß daher die Volljährigkeitsaltersgrenze mit 
der Beendigung der durchschnittlichen Berufs­
ausbildung bezogen auf die statistische 
Norm - übereinstimmen. Dem Argument, daß 
bei längerdauernder Schul- oder Berufsausbildung 
die Herabsetzung des Volljährigkeitsalters auf 
das vollendete 19. Lebensjahr es dem jungen 
Menschen ermöglichen würde, einen begonnenen, 
von seinen Eltern finanzierten und oft sehr kost-

spieligen Ausbildungsgang vorzeitig und kraft 
eigenen Entschlusses abzubrechen, ohne sich der 
Gefahren nach derartigen für seinen ganzen wei­
teren Lebensweg nachteiligen Entsch.eidungen be­
wußt zu werden, steht entgegen, daß das derzeit 
in einem vollen Umbau begriffene gesamte Schul­
und Berufsausbildungswesen schon jetzt lde facte 
und vermutlich in Bälde auch de iure und unab­
hängig von der Volljährigkeitsaltersgrenze des 
ABGB minderjährigen Studenten, Schülern oder 
Lehrlingen volle 'Eigenberechtigung und be­
schränkte Mitbestimmung im Rahmen des Aus­
bildungsgangs zugesteht oder zugestehen wird. 
Im übrigen sch,eint es unwahrscheinlich, daß bei 
dem hohen Bildungsbewußtsein der heutigen Zeit 
eine ins Gewicht fallende Anzahl junger Men­
schen bei einer Senkung des Volljährigkeitsalters 
auf 19 Jahre derartige unüberlegte und nach­
teilige Entschlüsse fassen würde. Der Herabset­
zung der Volljährigkeitsaltersgrenze auch aus 
dem Blickwinkel des Berufs- und Schulausbil­
dungswesens steht daher nichts entgegen. 

5. Keine übereinstimmung der Volljährigkeit mit 
der Strafmündigkeit 

Gegen eine Herabsetzung .des Volljährigkeits­
alters könnte sprechen, daß junge Menschen, 
denen die Entscheidungsfähigkeit für den Staat 
und damit für die Gesellschaft wie auch die 
volle rechtsgeschäftliche Handlungsfähigkeit zu­
gestanden wird, häufig als strafrechtlich minder 
Verantwortliche vor den Jugendgerichten stehen; 
daraus könnte der Schluß gezogen werden, daß 
sie auf Grund ihres Entwicklungsstandes eben 
noch nicht als voll verantwortlich, als erwachsen, 
anzusehen sind. Dies bedeutet aber keinen Wider­
spruch zu den Vorschlägen des Gesetzesentwur­
fes. Bei der Festsetzung der Altersgrenzen für 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit junger 
Menschen hat der Gesetzgeber nicht auf die 
statistische Norm des "normalen Jugendlichen", 
sondern auf die soziale Außenseiterstellung 
("individuelle Norm") des kriminell Heranwach­
senden abzustellen, bei dem oft ein auffallendes 
Zurückbleiben in der charakterlichen und intel­
lektuell-emotionellen Entwicklung feststellhar ist. 
Daß daher die Entwiddung im Strafrecht hin­
sichtlich der soziologisch-pathologisch gestörten 
Schicht Jugendlicher eher auf eine Erhöhung der 
rechtlich maßgebenden Altersgrenzen abzielt, ist 
nur verständlich, bedeutet aber keinen Wider­
spruch zur Herabsetzung ·des Volljährigkeits­
alters. Jugendliche Dissozialität und Delinquenz 
haben nichts zu tun mit der. Frage der vollen 
politischen und rechtsgeschäftlichen Handlungs­
fähigkeit und Verantwortung des "normalen 
Jugendlichen". Im übrigen ist den oben genann­
ten Bedenken auch noch entgegenzuhalten, daß 
die materiellrechtlichen Bestimmungen des 
Jugendstrafrechts nur für Jugendliche gelten, 
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also für Personen, die zwar das 14., aber noch 
nicht das 18. Lebensjahr vollendet hahen und die 
eine mit gerichtlicher Strafe bedrohte Handlung 
oder Unterlassung begangen haben (sieh §§ 1 
Z. 2 und 3, § 9 f. JGG 1961). Die besondere 
Behandlung der "Jugendstraftaten" wil'd daher 
durch die Herabsetzung der Volljährigkeits­
gl'enze nicht berührt. Daran ändert auch nichts, 
daß unter Umständen auf jemanden die beson­
deren Vorschriften über ,das S t r a f ver f a h­
ren gegen jugendliche Beschuldigte (Angeklagt~) 
anzuwenden sind, auch wenn er bereits volljährig 
ist. "Jugendstrafsachen" sind nach dem § 1 Z. 4 
JGG 1961 die Strafsachen, in denen .der Beschul­
digte (Angeklagte) zur Zeit der Ein lei tun g 
des Verfahrens das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat. In diesem Lebensalter ist eine 
Person aber auch nach den Vor,schlägen dieses 
Gesetzes,entwurfs jedenfalls noch minderjährig. 

Wie schon einleitend ausgeführt, kann aus die­
sen Indizien zu Recht der Schluß abgeleitet wer­
den, daß eine Herabsetzung der geltenden Voll­
jährigkeitsaltersgrenze auf ,das vollendete 
19. Lebensjahr zulässig und gerechtfertigt ist. In 
jenem schmalen Raum, in dem trotz dieser Indi­
zien und der schlüssigen Deduzierung daraus 
Zweifel offenbleiben, ist aber eine Lösung durch 
logisch-empirische Heweisführung oder rechts­
vergleichende Hinweise nicht zu gewinnen. In 
diesem schmalen Raum reduziert sich die Frage, 
ob das Volljährigkeitsalter herabzusetzen sei, 
und wenn, in welchem Ausmaß, letztlich auf 
eine E n t s c h eid u n g r ,e i n r e c h t s pol i­
ti s c her Art, über die ,die gesetzgebenden 
Körperschaften zu beschließen haben werden. 

IH. Mit dem Volljährigkeitsalter zusammenhän­
gende Be~immungen 

1. Die Minderjährigkeit spielt in einer Reihe 
von zivilrechtlichen Bestimmungen eine Rolle. 
Die Bedeutung dieser Bestimmungen kann sich 
durch die Änderung des Volljährigkeitsalters 
naturgemäß verändern; es sei hier nur an das 
Jugendwohlfahrtsrecht erinnert. Im einzelnen 
wird im besonderen Teil der Erläuterungen auf 
die Bestimmungen eingegangen werden, deren 
Änderung im vorliegenden Zusammenhang vor­
geschlagen wird; das gilt auch für die Regelung 
der Ehemündigkeit. Von den Bestimmungen, die 
durch die Änderung berührt werden, deren 
Änderung aber nicht vorgeschlagen wird, seien 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit der § 4 Ahs. 1 
EntmO und der § 13 AnerbenG genannt. 

2. Soweit in öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
der Begriff der Minderjährigkeit verwendet wird 
und die Bedeutung der betreffenden Vorschriften 
durch die vorgeschlagene Änderung berührt 
würde (z. B. §§ 27 und 32 Abs. 4 Einkommen­
steuerG 1967, § 2 Aibs. 1 ßuchstabe A Familien­
lastenausgleichsG 1967), wird zu überlegen sein, 

ob dieser Bedeutungswandel in Kauf genommen 
werden oder ob die betreff·enden öffentlich-recht­
lichen Vorschriften in besonderen Gesetzgebungs­
akten entsprechend geändert werden sollen. 

B. BESONDERER TEIL 

Zum Artikel I 

Der Art. I behand~lt die Änderungen des 
ABGB. 

Der § 21 enthält als einzige Änderung die 
Herabsetzung der für den Eintritt der Voll­
jährigkeit maßgebenden Altersgrenze von 21 auf 
19 Jahre. Die §§ 151 bis 153 behandeln die 
Geschäftsfähigkeit und die Verschuldensfähigkeit 
Minderjähriger. Durch die grundlegende Neu­
fassung dieser Bestimmungen war es notwendig, 
den § 147 anzureichern. Er enthält daher nun 
die Bestimmung, daß zur väterlichen Gewalt 
besonders die Pflicht ,des Vaters gehört, seine 
Kinder in allen Angelegenheiten als gesetzlicher 
Vertreter zu v,ertreten. 

Die Reihe der §§ 172 bis 175 zerfällt in zwei 
Teile: im ersten sind das Er löschen der elter­
lichen Rechte und Pflichten sowie die Verlänge­
rung und die Ver kürzung der Minderjährigkeit, 
im zweiten Teil der Satz enthalten, daß Heirat 
in beschränktem Umfang "mündig" (volljährig) 
macht. 

Die übrigen Änderungen (§§ 244, 251, 310, 865 
und 866) führen in Verbindung mit den auf­
gehobenen Bestimmungen die durch die Herab­
setzung der

l 
Volljährigkeitsaltersgrenze und durch 

die Neuregelung der beschränkten Geschäfts­
fähigkeit Minderjähriger notwendigen Anpas­
sungen durch. 

Zu 1 

Zum § 21 

Di~ neue Fassung des § 21 ABGB enthält den 
Grundgedanken des Gesetzesentwurfs, nämlich 
die Herahsetzung der allgemeinen Altersgrenze 
für den Eintritt der Volljährigkeit von 21 Jah­
ren auf 19 Jahre. Sprachlich ist diese Änderung 
in engstem Rahmen gehalten, um die Geltung 
des Sinngehalts des § 21, die Grundlage für den 
besonderen gesetzlichen Schutz der Handlungs­
unfähigen oder beschränkt Geschäftsfähigen zu 
sein, nicht zu gefährden. 

Neben der Herabsetzung der Volljährigkeits­
grenze ist auch die Verdeutlichung des Begriffes 
"Minderjährigkeit" durch die Verlängerung und 
die Verkürzung der Minderjährigkeit, wie sie 
Art. I Z. 4 (§§ 173, 174) des Gesetzesentwurfs 
vorschlägt, bedeutsam. Nach dem neuen § 21 sind 
minderjahrige Personen, "die das 19. Jahr ihres 
Lebens noch nicht zurückgelegt haben". So wie 
bisher kann aber die Volljährigkeit hereits vor 
der gesetzlichen Volljährigkeitsgrenze erlangt 
werden, indem ein Minderjähriger nach Voll-

3 
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endung des 18. Lebensjahrs gerichtlich für' voll­
jährig erklärt wird. Die bisherige Bestimmung 
der vorzeitigen Entlassung aus der väterlichen 
Gewalt (§ 174 ABGB) oder der Volljährig­
erklärung (§ 252 ABGB) ist nun in eine einzige 
Bestimmung (§ 174) zusammengefaßt worden. 
Andererseits berücksichtigt der Gesetzesentwurf, 
den biologischen Gegebenheiten entsprechend, 
eine Alterszwischenphase ("Jugendalter", "Ado­
leszenz"), ,die vor der Erreichung des Erwach­
senenstatus liegen kann und dadurch gekennzeich­
net ist, daß eine Verzögerung der Reife, also 
eine Verzögerung in der Ausbildung ,der Fähig­
keit des Erkennensder Bedeutung eines Han­
delns und des Vorgehens nach dieser Einsicht, 
vorliegt. Für diese "Heranwachsenden", die einer 
besonderen rechtlichen Vorsorge bedürfen, sieht 
der Gesetzesentwurf die Verlängerung der Min­
derjährigkeit (§ 173) vor, sodaß es gerechtfertigt 
ist, auch solche Personen, deren Minderjährigkeit 
verlängert worden ist, noch als "minderjährig" 
zu bezeichnen. Insoweit ist die Einrichtung des 
geltenden Rechtes der Verlängerung der väter­
lichen Gewalt oder der Vormundschaft (§§ 172, 
173, 251 ABGB) beibehalten worden. Im Unter­
schied zum geltenden Recht läßt der Gesetzes­
entwurf allerdings die Verlängerung ,der Minder­
jährigkeit mit dem vollendeten 21. Lebensjahr 
enden. Bis zu dieser Altersgrenze handelt es sich 
noch um Personen, die eine "mindere" Anzahl 
Von Lebensjahren haben, den größeren Teil ihres 
Lebens also noch nicht zurückgelegt haben. Wer 
auch na c h Vollendung des 21. Lebensjahrs seine 
Angelegenheiten selbst gehörig zu besorgen un­
fähig ist, bezieht diese Unfähigkeit nicht aus 
einem Mangel an Jahren, sondern aus Gebrechen 
des Geistes oder aus anderen Verhältnissen. Der 
beschränkten Geschäftsfähigkeit solcher Personen 
muß daher nach den Vorstellungen des Gesetzes­
entwurfs' entweder mit den Mitteln der 
§§ 269 ff. ABGB oder mit den Mitteln der 
EntmO entsprechend Rechnung getragen werden. 

Diese Verdeutlichung des Begriffes der Minder­
jährigkeit schafft auch die Vor,aussetzungen für 
eine befriedigende Anwendung des Jugendwohl­
fahrtsG vom 9. April 1954, BGBl. Nr. 99 (JWG). 
Das JWG stellt im § 2 auf die Minderjährigkeit 
ab und ermöglicht ausdrücklich ,die Durchfüh­
rung von Erziehungsrnaßnahmen an Minderjäh­
rigen Ibis zur Vollendung des 21. Lebensjahrs 
(sieh die § 9 Abs. 4, § 28 Abs. 2, § 29 A'bs. 2 
und § 30 Abs. 1). Es muß also einerseits den 
Begri~ der Minderjährigkeit noch bei einem 
Alter von über 19 Jahren geben, andererseits 
muß dieser Begriff bei Erreichung des 21. Lebens­
jahrs aufhören, weil Jugendwohlfahrtsmaßnah­
men an Menschen über 21 Jahre nicht mehr am 
Platz wären. Wo dies erforderlich ist, sind im 
Gesetzesentwurf daher in einigen Bestimmungen 
des JWG entsprechende Anpassungen durchge­
führt worden. 

Im übrigen verzichtet der Gesetzesentwurf 
,darauf, eine Änderung des Begriffes "Minder­
jährigkeit" oder eine nähere Bestimmung der 
Begriffe "Unmündige" und "Minderjährige" vor­
zuschlagen, wie dies noch in dem im Jahr 1969 
vorgelegten Entwurf eines Bundesges,etzes, mit 
dem Bestimmungen über die Geschäftsfähigkeit 
und die Ehemündigkeit geändert wer,den (im fol­
genden Entwurf 1969 genannt), der Fall war, 
da gegen dessen diesbezügliche Vor,schläge im 
Begutachtungsverfahren' schwere und gewichtige 
Einwände erhoben worden sind. 

Der Gesetzesentwurf verzichtet auch darauf, 
die für den Begriff des "Kindes" als eines Men­
schen unter 7 Jahren maßgebende Altersgrenze 
auf 6 Jahre herabzusetzen, wie dies vom Ent­
wurf 1969 vorgeschlagen worden ist. Mag für 
eine Herabsetzung dieser Altersgrenze auf 
6 Jahre zwar die übereinstimmung mit dem 
Beginn des Pflichtschulalters sprechen, so greift 
doch andererseits keine einzige der Erwägungen 
Platz, aus denen für die Herabsetzung der Voll­
jährigkeitsaltersgrenze von 21 auf 19 Jahre ein­
getreten wird. Es darf auch nicht übersehen 
werden, daß die für eine sehr beschränkte Ge­
schäftsfähigkeit immerhin sehr ,wesentliche 
Fähigkeit des Lesens, Schreibens und Rechnens 
für das Kind nicht bereits nach dem vollendeten 
6., sondern eben erst nach dem vollendeten 
7. Lebensjahr durchschnittlich gegeben ist. Auch 
kommt ein Kind, das mit 6 Jahren den Schul­
besuch beginnt, erst im ersten Schuljahr im all­
gemeinen mit einer Fülle von ihm bisher frem­
den Einflüssen des Alltagslebens in Berührung, 
die es erst verarbeiten muß, um sie wenigstens 
beschränkt beurteilen zu können. Gerade hier 
besteht also eine besondere Schutzbedürftigkeit, 
die der Gesetzesentwurf in richtiger Würdigung 
der im Begutachtungsv,erfahren zum Entwurf 
1969 vorgetragenen Einwendungen beizubehal­
ten vorschlägt. Soweit derzeit bereits ein Bedürf­
nis nach einer Durchbrechung des Grundsatzes 
der absoluten Geschäftsunfähigkeit von Kindern 
unter 7 Jahren besteht, ist dem ohnedies durch 
die Bestimmung des § 151 Abs. 3 ABGB in der 
Fassung des Gesetzesentwurfs Rechnung getra­
gen. 

Zu 2 

Zum § 147 

Die Änderung des § 147 ist durch die Neu­
fassung der §§ 1,51 bis 153 bedingt, die von der 
beschränkten Geschäftsfähigkeit Minderjähriger 
handeln. Es mußte daher die Bestimmung des 
§ 152 ABGB in der geltenden Fassung, daß 
dem Vater auch die Pflicht zukommt, seine 
minderjährigen Kinder zu vertreten, in die 
Grundbestimmung des § 147 ABGB, der von der 
väterlichen Gewalt überhaupt handelt, über­
geleitet' werden. Abgesehen von dieser rechts-
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technisch bedingten überleitung, wird durch die 
Anreicherung des § 147 auch klargestellt, daß 
es sich bei der väterlichen Gewalt, entsprechend 
der Auslegung dieses Begriffes durch Lehre und 
Rechtsprechung, weniger um ein Gewaltverhält­
nis als um ein Pflichtenrecht handelt, dessen 
wesentlicher Inhalt das Vertretungsrecht und die 
Vertretungspflicht des Vaters sind. Sollte der 
Entwurf eines Bundesgesetzes über die Neuord­
nung der Rechtsstellung des ehelichen Kindes, der 
im November 1970 ztir allgemeinen Begutach­
tung versendet worden ist, und dessen Vorlage 
an den Ministerrat vom' Bundesministerium für 
Justiz in nächster Zeit beabsichtigt ist, in seinen 
wesentlichen Grundgedanken zum Gesetz er­
hoben werden, so würde der § 147 auch in der 
jetzt angereicherten Fassung aufgehoben und 
durch andere Bestimmungen über die elterlichen 
Rechte und Pflichten ersetzt w~rden. 

Zu 3 

Zur Überschrift des § 151 

Da in den §§ 151 bis 153 'die beschränkte 
Geschäftsfähigkeit Minderjähriger neu geregelt 
wird, war es notwendig, die jetzt vor dem § 152 
ABGB stehende überschrift "c) der Verpflichtung 
der Kinder", die die beschrärrkte Geschäftsfähig­
keit Minderjähriger in Wechselbeziehung zur 
väterlichen Gewalt setzt ("Folgen ,derselben" vor 
dem § 148 ABGB in der geltenden Fassung) vor­
zuziehen. 

Zu den §§ 151 bis 153 

Diese Bestimmungen regeln in Verbindung mit 
dem. § 244 ABGB in der Fassung des Gesetzes­
entwurfs die Verpflichtungs fähigkeit, die Ver­
fügungsberechtigung und die Verschuldensfähig­
keit der Minderjährigen. Heute sind diese Be­
stimmungen in unübersichtlicher Weise teils im 
Kindschaftsrecht und teils im Vormundschafts­
rechtenthalten (sieh die geltenden §§ 151, 152, 
246, 248 ABGB). Der Gesetzesentwurf faßt diese 
Bestimmungen in übersichtlicher Weise zusam­
men; ausgenommen sind die Regelungen über 
die Verwaltung des Vermögens eines Minder­
jährigen. durch seinen gesetzlichen Vertreter, 
deren Neuordnung systemrichtig dem Entwurf 
eines Bundesgesetzes über die Neuordnung der 
Rechtsstellung des ehelichen Kindes (im folgen­
den Entwurf 1970 genannt) überlassen blei­
ben soll. Aus diesen Gründen muß daher der 
§ 247 ABGB in der geltenden Fassung erhalten 
bleiben. . 

Die neue Gliederung ist deshalb gerechtfertigt, 
weil diese Bestimmungen nicht nur die Hand­
lungsfähigkeit des Minderjährigen betreffen, son­
dern zugleich auch Ausnahmen von den allgemei­
nen Regeln über die Verwaltung des Vermögens 
eines Kindes und über dessen gesetzliche Vertre-

tung sind. Kraft ihrer Fassung und Eingliederung 
gelten die §§ 151 bis 153 unmittelbar nur für 
eheliche Kinder; der § 244 ordnet aber ihre 
sinngemäße Anwendung ,auch für die unter Vor­
mundschaft stehenden unehelichen Minderjäh­
rigen an; dergestalt handelt es sich um e'ine 
einheitliche Regelung für alle 
M i n der jäh r i gen. 

Inhaltlich lehnen sich die neuen §§ 151 bis 
153 teils an das geltende Recht, teils an die Vor­
schläge an, die .im Entwurf 1969 und im Ent­
wurf 1970 gemacht wor,den sind; ,das gilt beson­
ders für den § 151 Abs. 3,der im geltenden Recht 
keine Entsprechung findet und die Verpflicli­
tungsfähigkeit Minderjähriger bestimmter Alters .. 
gruppen für Geschäfte in geringfügigen Ange­
legenheiten des täglichen Lebens oder für die 
mit dem Tas,chengeld bewirkten Geschäfte regelt_ 

Zum § 151 

Der erste Satz des § 152 ABGB in der gelten:­
den Fass~ng bestimmt, daß die unter väter"" 
licher Gewalt stehenden Kinder ohne ausdrück­
liche oder doch stillschweigende Einwilligung &~ 
Vaters keine gültige Verpflichtung eingehen körr­
nen. Diese Bestimmung ist zwar durch den Ent­
wurf 1969 nicht berührt worden, wohl aiber durch 
den Entwurf 1970, der sie ausdrücklich nicht 
mehr vorsah, weil' er von der Auffassung aus­
ging, daß der Sinngehalt dieser Bestimmung 
mittelbar aus den neu vorgeschlagenen §§ '151 
bis 153 in Verbindung mit dem § 865 abgeleitet 
werden könne. Diese Meinung ,des Bundesmini­
steriums für Justiz ist in mehreren Stellungnah­
men zum Entwurf 1970 schlüssig widerlegt wor­
den. Der Abs. 1 des § 151 legt daher -den 
Stellungnahmen entsprechend "'- die grundsätz­
liChe Verpflichtungsunfähigkeit eines minder­
jährigen ehelichen Kindes fest. Der Sinngehalt 
der neuen Bestimmung entspricht dem geltenden 
Recht; besonders ist auch die Wechselbeziehung 
zum § 865 erster und zweiter Satz gewahrt 
geblieben. Der Wortlaut ,der neuen Bestimmung­
ist .geringfügig geändert worden. Statt "Vater" 
wie im § 152 erster Satz ABGB in der geltenaen 
Fassung wird nun der Begriff des "gesetzlichen 
Vertreters" eingeführt. Diese Gesetz·estechnik 
steht einerseits im Einklang mit der Neufassung; 
des § 147 und sichert andererseits, .daß die Ver­
weisungs anordnung des neugefaßten § 244 ohne. 
Schwierigkeiten Platz greifen kann. 

Die neugefaßte Bestimmung des Abs. 1 des. 
§ 151 ist als Grundregel in Verbindung mit den 
Abs. 2 und 3 sowie mit dem § 152 auszulegen; 
Bezugsbestimmungen durchbrechen sie einerseits­
und ergänzen sie andererseits: 

Das geltende Recht macht die beschränkte 
Verpflichtungsfähigkeit solcher Minderjähriger., 
die unter väterlicher Gewalt stehen, davon ab ... 
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hängig, daß sie "außerhalb elterlicher Verpfle­
gung" stehen. Diese Voraussetzung soll durch 
Abs. 2 beseitigt werden. Sie bedeutet nämlich 
eine sachlich nicht gerechtfertigte Verschieden­
behandlung des unter väterlicher Gewalt und des 
unter Vormundschaft stehenden Kindes; sie soll 
offenbar nicht dem Schutz des Minderjährigen, 
sondern dem Schutz der Eltern dienen: sie soll 
verhindern, daß das Kind über sein Einkommen 
anders verfügt und dadurch seine Eltern zur 
Unterhaltsleistung gezwungen werden (vgl. 
Z e i 11 e r Kommentar Anm. 1 zum § 151). Die 
Unsachlichkeit der Ungleichbehandlung erhellt 
schon daraus, daß ·diese Beschränkung nicht für 
ein in Verpflegung der Mutter stehendes halb­
verwaistes oder uneheliches Kind gilt. 

Die Beschränkung ist auch zu dem gedachten 
rechtspolitischen Zweck angesichts der Recht­
sprechung des OGH nicht nötig: Der OGH 
stützt seine ständige Rechtsprechung, daß der 
Minderjährige über sein Einkommen nur so weit 
verfügen könne, als dadurch nicht die Befrie­
digung seiner Lebensbedürfnisse aus seinem Ein­
kommen vereitelt -werde, unmittelbar auf den 
§ 246 ABGB,also nicht auf den § 151 (OGH 
21. Dezember 1929, JBl. 1930 S. 344; 13. Sep­
tember 1966, EvBl. 1967 Nr. 51); es kommt 
daher zu einem für alle Minderjährigen gleichen 
Ergebnis. Für die unter väterlicher Gewalt 
stehenden Minderjährigen bedeutet die Anwen­
dung der fraglichen Formel des § 151 eine Be­
schränkung der Geschäftsfähigkeit, die äußerst 
starr ist und daher richterliche Anpassung der 
Art der Abstattung der Zahlungspflicht an den 
Verdienst des Minderjährigen ausschließt. In 
einem bestimmten Fall hatte sich ein minder­
jähriger Mechanikergehilfe, der zwar bei seinen 
Eltern, aber von seinem Einkommen lebte, zur 
ratenweisen Abzahlung einer Schadensersatzver­
bindlichkeit verpflichtet; der OGH hat die auf 
diese Vereinbarung gestützte Klage abgewiesen, 
weil die bedungenen Raten zu hoch seien, so daß 
der Minderjährige nach ihrer Begleichung wieder 
in "elterlicher Verpflegung" gestanden hätte; die 
Deliktsklage war inzwischen verjährt (OGH 
20. November 1957, JBl. 1958 S. 176). Bei 
elastischerer Beurteilung der Geschäftsfähigkeit 
ohne Anwendung der fraglichen Formel hätte 
als angemessenes Ergebnis die Ratenhöhe dem 
Einkommen angepaßt werden können (so 
G s c h n i t zer in seiner dort veröffentlichten 
'Glosse zu dieser Entscheidung). 

Da' die Rechtsprechung somit mit Recht nicht 
darauf abstellt, ob das Kind bei den Eltern lebt, 
sondern ob es seine Bedürfnisse vorwiegend aus 
eigenem Einkommen oder aus Mitteln der 
Eltern bestreitet, widerstreitet die Formel auch 
dem Anliegen des Verkehrsschutzes; ob das eine 
oder das andere der Fall ist, wird für den Ver­
tragspartner kaum feststellbar sein. Die Neu-

regelung, die die unterschiedliche Behandlung der 
Minderjährigen beseitigt, ist von allen zum Ent­
wurf 1969 und zum Entwurf 1970 abgegebenen 
Stellungnahmen vorbehaltlos begrüßt worden. 

Eine Anderung soll auch insofern eintreten, 
als erst das m ü n d i g e Kind über seinen Ver­
dienst seIhständig gültige Verpflichtungen einzu­
gehen in der Lage sein soll. Die noch in den 
Entwürfen 1969 und 1970 verwendete Wortfolge 

durch seinen Fleiß erwirbt"ist dem Sprach­
~ebrauch des zeitgemäßen Arbeitslebens angepaßt 
worden. Unter "Arbeitseinkommen" ist daher 
jeder Verdienst zu verstehen, den ein m~nd~ger 
Minderjähriger aus eigener unselbstandlger 
Arbeit zieht, unter "sonstigem Einkommen aus 
eigenem Erwerb" der Verdienst aus jeder son­
stigen Erwerbstätigkeit. 

Die sei b s t ä n d i g e und u n b e-
s ch r ä n k t e Verpflichtungsfähigkeit mündig~r 
Minderjähriger hinsichtlich ihre.s Eink?mm~n~ m 
dem beschriebenen Sinn beWIrkt emmal Ihre 
rechtliche Dispositionsmöglichkeit darüber; dies 
hat unter anderem etwa zur Folge, daß mündige 
Minderjährige in der Lage sein werden, hinsi~t­
lich ihres Einkommens bei einer Bank oder emer 
Sparkasse ein Konto zu eröffnen, über dieses 
Konto zu verfügen und auch entsprechende 
überziehungsmöglichkeiten in. Anspruch zu neh­
men. Die rechtliche Fähigkeit mündiger Minder­
jähriger, über ihr Einkommen zu verfügen, 
bringt auch mit sich, daß mit diesen Personen 
ein Scheckvertrag geschlossen werden kann (Aus­
stellung einer sogenannten "Scheckkarte"), daß 
von diesen Personen Schecks zur Gutschnft auf 
ihr Konto hereingenommen werden können bzw. 
sie aus ihrem Indossament, wenn der Scheck 
nicht eingelöst wird, in Anspruch genommen 
werden können. Mit dieser Regelung ist den 
gegenwärtigen wirtschaftlichen Bedürfnissen voll 
entsprochen (vgl. dazu auch Kap f e r, Wechsel­
und Scheckgesetz 6, Anm. 14 zum Art. 1 WG und 
Anm. 11 zum Art. 1 SchG; der sei b e, Hand­
kommentar zum Wechselgesetz Art. 7 B, und 
S chi n n e r e r, Ergänzungsheft zu Bankver­
träge 1 2, S. 53, die diese Auffassung scho.n 
bezüglich des geltenden Rechtes vertreten). ~le 
rechtliche Dispositionsfähigkeit in dem beschne­
benen Sinn wird mündige Minderjährige auch in 
die Lage versetzen, bei Kreditinstituten .selb­
ständig und ohne Einwilligung ihres gesetzhchen 
Vertreters Personalkredite aufzunehmen und 
diesbezüglich Ratenverpflichtungen einzugehen. 
Die Höhe solcher Personalkredite und die darauf 
bezüglichen Ratenverpflichtungen müssen aller­
dings in. einem a n gern e s sen e n .v e r­
h ä I t n i s zum jeweiligen Alter des Kredltneh­
mers der Regelmäßigkeit seiner Erwerbstätigkeit 
und' der durchschnittlichen Höhe seines Ein­
kommens stehen. Diese Voraussetzungen ,werden 
etwa bei einem 15 jährigen in aller Regel noch 
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nicht gegeben sein, wohl aber bei einem 17- oder 
18jahrigen. Sie werden vom Ibetreffenden Kredit­
institut, das auch das Wagnis dafür trägt, im 
Einzelfall genau zu prüfen sein. 

Die Fähigkeit eines mündigen Minderjährigen, 
sich hinsichtlich seines Arbeitseinkommens oder 
seines sonstigen Einkommens aus eigenem Erwerb 
selbständig und gültig zu verpflichten, bewirkt 
neben der vollen rechtlichen Dispositionsmög­
lichkeit auch, daß dieses Einkommen von der 
Vermögensverwaltung durch den gesetzlichen 
Vertreter ausgenommen ist. Bedenken gegen 
diese Regelung bestehen nicht, weil es sich un­
mittelbar nach erreichter Mündigkeit ohne­
dies --nur Um kleine Beträge handeln wird, 
die nur unregelmäßig verdient werden. Mit 
steigendem LeibensaIter nach erreichter Mündig­
keit werden allerdings auch diese Beträge höher 
werden; insofern bringt der GesetzesentwuI'f nur 
eine Anpassung an die bereits seit längerer Zeit 
eingetretene Knderung der wirtschaftlichen Lage 
Minderjähriger. 

Der Abs. 2 des § 151 gesteht dem mündigen 
Minderjährigen schließlich auch die unbeschränkte 
Verpflichtungsfähigk~it und damit auch das Aus­
genommensein aus der Vermögensverwaltung 
durch seinen gesetzlichen Vertreter hinsichtlich 
der Sachen zu, die ihm "zur freien Verfügung 
überlassen worden sind". Der Gesetzesentwurf 
folgt damit Vorschlägen, die sowohl im Begut­
achtungsverfahren zum Entwurf 1969 als auch 
zum Entwurf 1970 erstattet worden sind. Sinn 
dieser Knderung ist eine Verbesserung des Ver­
kehrsschutzes. Unter "Sachen" sind Sachen- im 
Sinn des § 285 ABGB, daher auch Geld zu ver­
stehen. "Sachen, die dem mündigen Minder­
jährigen zur f r eie n Ver füg u n g über­
lassen worden sind" sind n ich t Sachen, die 
ihm nur zum G e b rau c h 0 der 
zum freien, Gebrauch überlassen 
wo r den s i n d, wie etwa ein Anzug, Schuhe, 
Sportgeräte, Fahrräder und anderes mehr. Be­
züglich solcher Sachen ist daher der mündige 
Minderjährige k ein e s fall s berechtigt, allein 
und unbeschränkt gültig Verpflichtungen einzu­
gehen. Das Merkmal des "zur freien Verfügung 
überlassenwordenseins" ist für den Dritten 
wesentlich leichter nachprüfbar, weil einem mün­
digen Minderjährigenüblicherweise zwar ver­
hältnismäßig häufig und in größerem Umfang 
Sachen zum Gebrauch oder zum freien Gebrauch 
überlassen werden, selten aber zur freien Ver­
fügung. Im Regelfall wird es sich bei den Sachen, 
die ihm zur freien Verfügung überlassen worden 
sind, um Geld handeln, und zwar entweder um 
Taschengeld oder um Geldgeschenke durch V er­
wandte, bezüglich deren dem mündigen Minder­
jährigen die unbeschränkte rechtliche Disposi­
tionsfähigkeit eingeräumt worden ist ("mach dir 
damit -einen schönen Tag" oder "damit du dir 
auch einmal etwas leisten kannst"). Behauptet 

aber ein mündiger Minderjähriger etwa einem 
Dritten gegenüber, es sei ihm sein Fahrrad zur 
freien Verfügung überlassen worden und er 
wolle es nun verkaufen, so ist der Dritte zur 
kritischen Prüfung verpflichtet; er kann darüber 
"leicht Erkundigung einholen". 

Der § 151 Abs. 3 enthält zwei Gedanken, 
die sich im geltenden Recht nicht finden: 

1. Im Dienst eines verbesserten Verkehrs­
schutzes soll die beschränkte Geschäftsfähigkeit 
der Minderjährigen bestimmter Altersgruppen 
beweglicher gestaltet und dabei gleichzeitig der 
tatsächlichen Rechtsübung eine sichere Grundlage 
gegeben werden. Minderjährige, und zwar Kinder 
vor dem vollendeten 7. Lebensjahr, Unmündige, 
die über das Alter der Kindheit hinaus sind, wie 
auch mündige Minderjährige schließen schon 
heute wiederholt kleine Geschäfte, die gewöhnlich 
ihrem Wohl dienen. üb die Geschäftsfähigkeit 
des Minderjährigen dazu ausreicht, richtet sich 
derzeit, soweit es sich um über 7jährigehandelt, 
ausschließlich nach Merkmalen, deren Vorliegen 
für den Vertragspartner kaum feststellbar ist 
(etwa eine Ermächtigung des gesetzlichen Ver­
treters oder eigener Verdienst). Solche Geschäfte 
sollen zukünftig für den Vertragspartner nicht 
mehr mit dem Wagnis belastet sein, daß es sid1 
um ein hinkendes oder gar unwirksames Rechts­
geschäft handelt. Dem soll vor allem dadurch 
Rechnung getragen werden, daß die Fähigkeit 
des Minderjährigen zu selbständigem Rechts­
handein mehr nach solchen Merkmalen 
abgegrenzt wird, die für den Vertragspartner 
bekannt und klar beurteilbar sind. Es soll vor 
allem auf die allgemeine übung im Zusammen­
halt mit dem Alter des Minderjährigen abge­
stellt werden, nicht auf seine persönlichen, wirt­
schaftlichen oder familiären Verhältnisse. Nur 
mit großen Schwierigkeiten wäre für den Dritten 
die tatsächliche Urteilsfähigkeit des Minder­
jährigen feststellbar; sie ist im schweizerischen 
Recht maßgebendes Merkmal. 

Allerdings muß der Kreis der Geschäfte, deren 
selbständige Eingehung dem Minderjährigen nach 
solchen äußeren Merkmalen ermöglicht wird, so 
eng gezogen werden, daß die Gültigkeit der 
Geschäfte für einen auch in bescheidenen wirt­
schaftlichen Verhältnissen lebenden Minder­
jährigen und seine Angehörigen keine ungebühr­
liche Belastung mit sich bringen kann. Schließlich 
werden auch nur Geschäfte erfaßt, bei denen 
Vertragschließung und Erfüllung zusammen­
fallen, zumindest soll die Gültigkeit durch die 
(spätere) Erfüllung bedingt sein. Das Abstellen 
auf die zur Erfüllung des Vertrages gegenwärtig 
vorhandenen Mittel stellt einerseits sicher, daß 
solche Geschäfte nur in einer entsprechend 
kieinen Anzahl geschlosseri werden, und sichert 
andererseits eine gewisse überlegung des Minder­
jährigen. 
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2. Würden die geltenden §§ 151, 246 streng Anwendung des Abs. 3 nicht von der rechtlichen 
ausgelegt, so könnte einem Unmündigen wirk- Dispositionsfähigkeit eines mündigen Minder­
sam nicht einmal die Verfügung über sein jährigen hinsichtlich seines Arbeitseinkommens 
Taschengeld eingeräumt werden: eine ausdrück- abhängt. Der Abs. 3 hat daher Bedeutung vor 
liche Bestimmung über das Taschengeld (wie etwa allem für Kinder unter 7 Jahren und für Un­
der § 110 des deutschen BGB) fehlt im öster- mündige, die über das Alter der Kindheit hinaus 
reichischen Recht. Man könnte nun sagen, daß sind, insgesamt also für die Minderjährigen bis 
eben der ,gesetzliche Vertreter durch das Zur- zum vollendeten 14. Lebensjahr. Er kann aber 
verfügungsteIlen eines Taschengeldes vorweg jede Bedeutung auch haben für mündige Minder­
Verfügung darüber genehmige, mit welcher Ge- jährige, wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 
nehmigung der beschränkt Geschäftsfähige über nicht vorliegen, oder auch, wenn dies der Fall ist, 
den Betrag verfügen könne (so für das deutsche neben diesen Voraussetzungen. Durch die An­
Recht Dan c k e I man n in Palandt BGB 28, führung des Begriffes "bestimmter Alters~ 
zum § 110 FN 1). Dagegen spricht aber der, gruppen" wird ein gleitender Rahmen für die 
Umkehrschluß aus den §§ 151, 246 ABGB: sie von Kindern üblicherweise geschlossenen Rechts­
sagen ausdrücklich, daß erst der mündige Minder- geschäfte erreicht. Gleitend heißt in diesem Zu­
jährige über das verfügen kann, was ihm zum sammenhang, daß ein fünf jähriges Kind wohl 
Gebrauch übergeben worden ist; dagegen schlägt üblicherweise in einem Süßwaren geschäft 
auch nicht der Einwand durch, daß hier andere Zuckerln oder Schokolade kauft, einen Straßen­
Sachen gemeint seien, nämlich solche, die dem bahnfahrschein löst, das Benützungsentgelt für 
Minderjährigen zu einem bestimmten Gebrauch ein Kinderringelspiel zahlt oder einen Luftballon 
übergeben worden seien; die Bestimmungen kauft. Die Aufzählung ist unvollständig; es soll 
treffen vielmehr nur Gegenstände, die dem damit nur an Hand von Beispielen dargelegt 
Minderjährigen zum freien Gebrauch überlassen werden, daß ü b I ich e r w eis e von Minder­
worden sind (Wen t z e I, Pie s s I in Klang 2 1/2 jährigen geschlossene Rechtsgeschäfte, neben den 
S. 85; Ehr e n z w e i g System 2 II/2 S. 254; weiteren Voraussetzungen, in einer unmittel­
G s c h ni t zer, Allgemeiner Teil des bürger- baren Beziehung zum jeweiligen Lebensalter 
lichen Rechts, S. 164). Es soll deshalb ausdrücklich stehen müssen. Schon aus dem Begriff der be­
die Möglichkeit geschaffen werden, auch einem stimmten Altersgruppe wird daher ein Zwölf­
Unmündigen und auch einem Kind unter 7 Jah- jähriger etwa üblicherweise ohne weiteres Schul­
ren ein Taschengeld einzuräumen. Diese Ver- hefte, Schreibutensilien, eine Jugendzeitung 
pflichtungsfähigkeit kommt zwar dem Gedanken kaufen oder eine Reparatur für sein Fahrrad 
des Verkehrs schutzes nicht entgegen, weil der in Auftrag geben können. Da also zunächst auf 
Vertragspartner ja nicht sicher erkennen, sondern die allgemeine Übung im Zusammenhang mit 
höchstens vermuten kann, daß der Minder- dem Alter abzustellen ist, wird der Umfang 
jährige ein ausreichendes Taschengeld hat und es solcher Geschäfte mit zunehmendem Alter 
nicht schon anderwärts verbraucht hat. Da diese steigen. Damit dieser Umfang aber begrenzt 
Verpflichtungsfähigkeit aher neben die zu 1. be- werden kann, und zwar vor allem aus der Sicht 
sprochene tritt, wäre das unbedenklich: Soweit des Dritten, sind die zwei anderen Voraussetzun­
eben der Minderjährige ein über den Rahmen gen des Abs. 3 nun verdeutlicht worden: Es muß 
der zu 1. erläuterten Formel hinausgehendes sich entweder um geringfügige Angelegenheiten 
Geschäft schließt - ein Elf jähriger kauft etwa des täglichen Lebens handeln, um Bereiche also, 
nicht bloß ein übliches Schulbuch, sondern ein in denen Minderjährige einer bestimmten Alters­
wert~olles, nicht für die Schule benötigtes gruppe üblicherweise rechtsgeschäftlich tätig 
Werk -, wird der Partner vorsichtig sein und werden oder rechtsgeschäftlich tätig werden 
sich bewußt sein müssen, bezüglich der Geschäfts- können, oder es muß sich um Rechtsgeschäfte 
fähigkeit des anderen ein Wagnis einzugehen; handeln, die zwar über die geringfügigen Ange­
lehnt er deshalb die Vertragschließung ab, so legenheiten des täglichen Lebens durchaus hinaus­
wird das bei solchen "Luxusgeschäften" für den gehen, deren Erfüllung aber entweder mit Geld 
Minderjährigen in der Regel keine Schwierigkeit bewirkt wird, das dem Minderjährigen eben, zu 
bedeuten. diesem Zweck, also etwa mit dem Auftrag, eine 

, 3. Der Abs. 3 des § 151 ist gegenüber der im bestimmte Sache, etwa ein Paar Turnschuhe, zu 
Entwurf 1969 (dort handelte es sich um den § 246 kaufen, oder aber, ohne einen solchen Auftrag, 
Abs. 2) und der im Entwurf 1970 (dort war es die zur freien Verfügung überlassen worden ist, wie 
Bestimmung des § 152 Abs. 2) vorgesehenen etwa das Taschengeld, mit dem der Minder­
Fassung verkürzt, verdeutlicht und sprachlich jährige im Rahmen des rechtlich Erlaubten nach 
verbessert worden. Belieben verfahren kann. 

Zunächst ist durm die Einleitungswendung des 
Abs. 3 "auch wenn die Voraussetzungen des 
Abs. 2 nicht vorliegen" klargestellt, daß die 

Der letzte Satz des§ 246 Abs. 2 (Entwurf 1969 
bzw. des § 152 Abs. 2 (Entwurf 1970) "smließlich 
werden Remtsgesmäfte, die mit keiner Last für 
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den Minderjährigen verbunden sind und die von 
Minderjährigen dieses Alters üblicherweise ge­
schlossen werden, sofort rechtswirksam, sofern 
dies nicht ohnedies gemäß § 865 der Fall ist" 
ist auf Grund der im Begutachtungsverfahren 
vorgebrachten Einwendungen, hier reiche die 
Vorschrift des § 865 ABGB völlig aus, gestrichen 
worden. 

Um möglicherweise auftret~nde Zweifel zu be­
seitigen, sei ausdrücklich hervorgehoben, daß von 
der Verpflichtungsfähigkeit im Rahmen des § 151 
Abs.3 nur solche Geschäfte erfaßt werden, bei 
denen Vertragschließung und Erfüllung zusam­
menfallen; es ist daher ein ausreichender Schutz 
im Fall von Ratenverpflichtungen gegeben. 

Zum § 152 

Der § 152 (§ 152 zweiter Satz im Entwurf 1969 
und § 152 Abs. 1 im Entwurf 1970) regelt die 
Verpflichtungsfähigkeit eines mündigen Minder­
jährigen auf einem anderen Gebiet, dem Gebiet 
der Dienstleistungen. Er faßt die Anordnungen 
<les geltenden § 152 zweiter Satz und des gelten­
den § 246 erster Satz zu einer einheitlichen Ein­
richtung zusammen. Neu ist, daß sich nut m ü n­
d i g eMinderjährige sei b s t ä n d i g durch 
Vertrag zu Die~stleistungen verpflichten können; 
eine solche sei b s t ä n d i g e Verpflichtungs­
fähigkeit in der heutigen Zeit auch Unmündigen 
einzuräumen, widerspräche dem fortgeschrittenen 
Stand der österreichischen Arbeits- und Sozial­
gesetzgebung, die besonders auch den Schutz 
det Jugendlichen im Auge hat (vgl. etwa die 
Regelungen des Kinder.- und Jugendlichen­
beschäftigungsG, BOBl. Nr. 146/1948, in der 
geltenden Fassung). Die vorgeschlagene Neufas­
sung bringt eine Verdeutlichung und eine wesent­
liche J\.nderung gegenüber den Vorschlägen des 
Entwurfes 1969 und des Entwurfes 1970. 

Es ist eingewendet· worden, daß es sich bei 
den "wichtigen Gründen", aus denen der gesetz­
liche Vertreter eines mündigen Minderjährigen 
einen von diesem geschlossenen Dienstvertrag 
vorzeitig lösen kann, um einen unbestimmten 
Gesetzesbegriff handle, der überdies den Anfor­
derungen, die an eine automationsgerechte 
Gesetzgebung zu stellen seien, nicht entspreche. 
Es ist daher dieser Begriff durch den wesentlich 
genaueren Begriff des "Nachteils" für das Kind 
ersetzt worden. Durch diese Verdeutlichung ist 
auch erreicht worden, daß dem gesetzlichen Ver­
treter des mündigen Minderjährigen die Pflicht 
obliegt, sich vor der Schließung eines Dienst­
leistungsvertrags durch den mündigen Minder­
jährigen wie auch nachher ständig davon zu 
überzeugen, daß dem Minderjährigen durch den 
Vertrag keine Nachteile entstehen. Diese über­
wachungspfli,*t ist schon deshalb notwendig, weil 
der gesetzliche Vertreter wohl verpflichtet sein 

wird, den Vertrag schon dann vorzeitig zu lösen, 
wenn dem mündigen Minderjährigen durch den 
Dienstvertrag bloß Nachteile d roh e n, nicht 
aber erst dann, wenn solche Nachteile bereits 
entstanden sind. Diese Verdeutlichung hilft uner­
wünschte und unvorhersehbare Folgen eines von 
einem mündigen Minderjährigen geschlossenen 
Dienstvertrags rechtzeitig zu vermeiden. 

Die J\.nderung, daß Dienstleistungen auf Grund 
eines Lehr- oder sonstigen Ausbildungsverhält­
nisses nie h t in die selbständige Verpflich­
tungsfähigkeit eines mündigen Minderjährigen 
fallen, beruht auf zahlreichen in den beiden 
Begutachtungsverfahren vorgebrachten Einwen­
dungen und Wünschen. Zwar haben auch die 
früheren Fassungen dieser Bestimmung nicht 
bedeutet, daß durch sie etwa dem § 3 Abs. 1 
SchSpG, nach dem die Schließung eines Bühnen­
vertrags durch Minderjährige, die das 18. Lebens­
jahr noch nicht zurückgelegt halben, der Zustim­
mung ihres gesetzlichen Vertreters bedarf, oder 
dem § 12 Abs. 1 des BerufsausbildungsG, BGBl. 
N r. 142/1969, der die Zustimmung des gesetz­
lichen Vertreters zur Schließung eines Lehr­
vertrags vorsieht, derogiert worden wäre, doch 
hätten durch die frühere Fassung vielleicht doch 
Zweifel entstehen können. Durch die J\.nderung 
ist daher klargestellt, daß' für die Schließung oder 
die Auflösung von Lehr- oder sonstigen Aus­
bildungsverträgen, die mit der Erbringung von 
Dienstleistungen verbunden sind, nach wie vor 
die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters er­
forderlich ist. Ein mündiger Minderjähriger ist 
daher nicht in dem Maß unbeschränkt ver­
pflichtungsfähig, daß er sich einer seinem Wohl 
dienenden schulischen oder beruflichen Ausbil­
dung gegen den Willen seines gesetzlichen Ver­
treters entziehen könnte. Durch die nun vorge­
schlagene Fassung wird der § 3 Abs. 1 Buchstabe c 
VBG, wonach Minderjährige vom Bund nur mit 
Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters als 
Vertragsbedienstete aufgenommen werden 
können, nicht berührt. 

Zum § 153 

Die . Ver s c h u I den sf ä h i g k e i teines 
Minderjährigen ist derzeit im § 248 Abs. 2 ABGB 
geregelt. Der vorgeschlagene § 153 faßt die 
Regelung der Verschuldensfähigkeit in eine zeit­
gemäßere Sprache und klärt einige Zweifels­
fragen. Er stellt klar, daß ein mündiges minder­
jähriges Kind nach den s c h ade n s e r s a t z­
r e c h t I ich e n Bestimmungen verschuldens­
fähig ist. Es wird also keine eigene Verschuldens­
fähigkeit begründet. Der erste Satz behält über­
dies vor, daß unter Umständen auch einem 
U n m ü n d i gen ein schadensersatzrechtliches 
Verschulden zur Last gelegt werden kann (sieh 
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den § 1310 ABGB); 
Bestimmung ist durch 
gesichert. 

die Weitergeltung dieser sichtlich der Erziehung ihrer Kinder ungleich 
den erwähnten Vorbehalt stärker betont wird als zur Zeit der Entstehung 

Nach dem geltenden § 248 Abs. 1 ABGB ist ein 
Minderjähriger, der sich nach zurückgelegtem 
18. Lebensjahr bei einem Geschäft für großjährig 
ausgibt, für allen Schaden verantwortlich, wenn 
der' andere Teil vor Abschließung des Geschäftes 
nicht wohl erst Erkundigung über die Wahrheit 
des Vorgebens, einholen konnte. Daneben 
bestimmt der § 866 ABGB, daß derjenige zur 
Genugtuung verpflichtet ist, der "listigerweise 
vorgibt, daß er Verträge zu schließen fähig sei, 
und dadurch einen anderen, der darüber nicht 
leicht Erkundigung einholen konnte, hintergeht". 
Das Verhältnis dieser beiden Bestimmungen 
zueinander regelt das Gesetz nicht; die Lehre 
(sieh Wen tz e 1, Pie g 1 e r in Klang 2 1/2 
S. 450, 451; Gschnitzer in Klang 2 IV/l 
S. 91) sagt, daß der § 248 Abs. 2 eine Sonder­
bestimmung zur allgemeinen Anordnung des 
§ 866 sei, die die Minderjährigen unter 18 Jahren 
im besonderen gegenüber der allgemeinen Anord­
nung -begünstige. Der Gesetzentwurf klärt 
diese Zweife1sfrage, indem er ausdrücklich auf 
den § 866 Bezug nimmt, der in der Neufassung 
bestimmt, daß er nur für Minderjährige gilt, 
die das 18. Lebensjahr bereits vollendet haben. 

Zu 4 

Zum § 157 

Im § 157 Abs. 1 tritt an die Stelle der Ein­
richtung der verlängerten väterlichen Gewalt 
oder Vormundschaft die verlängerte Minder­
jährigkeit. Es handelt sich bei dieser Gesetzes­
änderung um eine notwendige Anpassung. 

Zu5 

Zum § 172 

Der § 172 und seine Überschrift enthalten den 
Redltssatz, daß die rein persönlichen Rechte und 
Pflichten der Eltern mit dem Eintritt der Voll­
jährigkeit des Kindes erlöschen. Inhaltlich stellt 
sich die neue Bestimmung als Erweiterung des 
geltenden § 172 dar, der nur vom Aufhören 
der väterlichen Gewalt spricht. Auch das 
Erlöschen der Rechte und Pflichten der Mutter 
(vgl. die §§ 139, 141 zweiter Satz, 142, 144, 
145 ABGB) soll nun zusammen mit dem Er­
löschen der väterlichen Gewalt in ein e r grund­
legenden Bestimmung geregelt werden. Einer­
seits wird der "väterlichen G~walt" von Lehre 
und Rechtsprechung in zunehmendem Maß eine 
bloße Schutz aufgabe zugunsten des Kindes zuge­
wiesen; andererseits wird die Bedeutung des§ 139 
ABGB durch Lehre und Rechtsprechung dahin 
ausgeweitet, daß die Gern ein s c h a f t 1 i c h­
k ei t der Rechte und Pflicht~n der Eltern hin-

des ABGB (vgl. Wen t z e 1, Pie s s 1 in Klang 2 

1/2 S. ,12). Die im § 172 genannten rein per­
sönlichen Rechte und Pflichten der Eltern um­
fassen das Recht und die Pflicht, für die Pflege 
und die Erziehung des Kindes zu sorgen, sein 
Vermögen zu verwalten und es gesetzlich zu 
vertreten. Diese Rechte und Pflichten und die 
ihnen gegenüberstehenden Rechte und pflichten 
des Kindes erlöschen, wenn dies nicht schon 
früher der Fall ist - etwa mit dem Ende der 
Erziehung -, jedenfalls mit dem Eintritt der 
Volljährigkeit des Kindes (vgl. § 171 ABGB in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 342/ 
1970 und Wentzel, Plessl in Klang 2 I/I 
S. 225). Rechte und pflichten der Eltern hin­
gegen, die mit vermögensrechtlichen Auswir­
kungen verbunden sind, w~e das Recht und die 
Pflicht, für den Unterhalt, die Versorgung, das 
Heiratsgut und die Ausstattung des ehelichen 
Kindes aufzukommen, enden nicht mit dem Ein­
tritt der Volljährigkeit des Kindes, sondern mit 
dem Eintritt anderer Tatbestandsmerkmale, so 
beim Unterhalt mit der Selbsterhaltungsfähigkeit 
des Kindes oder bei dem Heiratsgut und der 
Ausstattung mit der Heirat oder dem Berufs­
antritt des Kindes Ibei Ermangelung eines 
eigenen, zu einem angemessenen Heiratsgut oder 
zu einer angemessenen Ausstattung hinlänglichen 
Vermögens (§§ 1220, 1231 ABGB). Der § 172 
bringt also die mit ver m ö gen s r e c h t­
l ich e n Aus wir k u n gen verbundenen 
Rechte und Pflichten der Eltern der genannten 
Art nicht zum Erlöschen; diese dauern über den 
Eintritt der Volljährigkeit des Kindes hinaus 
an. 

Zur Klarstellung sei schließlich ausdrücklich 
hervorgehoben, daß die gegenseitige Beistands­
pflicht zwischen Eltern und Kindern nie h t 
mit dem Eintritt der Volljährigkeit des Kindes 
endet, wie dies aus den §§ 768 Z. 2 und 769 
ABGB hervorgeht. 

Zum § 173 

Der Gesetzesentwurf ersetzt die bisherigen 
Einrichtungen der Verlängerung der väterlimen 
Gewalt (§§ 172, 173 ABGB) oder der Vormund­
sdlaft (§ 251 ABGB) durch die einheitlimeEin­
richtung der Verlängerung der Minderjährigkeit. 
Die Voraussetzungen einer solchen Verlängerung 
werden grundlegend im § 173 für ehelime Kinder 
geregelt, der neue § 251 ABGB ordnet die sinn­
gemäße Anwendung des § 173 aum auf die unter 
Vormundschaft stehenden unehelichen Minder­
jährigen an. 

Die Voraussetzungen der Verlängerung der 
Minderjährigkeit sind den §§ 172 und 173 ABGB 
in der Fassung des Entwurfes 1969 und dem 
§ 172 in der Fassung des Entwurfes 1970 unter 
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Berücksichtigung der Zu beiden Entwürfen ab ge- das es rechtfertigt, dem Minderjährigen noch 
gebenen Stellungnahmen nachgebildet worden. weiter den besonderen Schutz der Gesetze zuteil 
Demnach hat das Gericht die Minderjährigkeit werden zu lassen, es muß sich also etwa um ein 
von Amts wegen, auf Antrag des Vaters, der taubstummes oder querschnittgelähmtes Kind 
Mutter oder der Bezirksverwaltungsbehörde handeln. 
(Jugendamt) - das sind di~jenigen, denen eine Der Abs. 2 bestimmt für die Eltern und das 
besondere Berechtigung zuzuerkennen ist, über Kind ein Anhörungsrecht, das - entsprechend 
das Wohl des Kindes zu wachen - zu ver- der Bedeutung der Verlängerung der Minder­
längern, wenn die im Abs. 1 Z. 1 bis 3 jährigkeitund der mit ihr verbundenen Auf­
ab s chi i e ß end angeführten Voraussetzun- rechterhaltung der Minderberechtigung des 
gen vorliegen. Kindes - als ein materiell-rechtliches gestaltet 

Unter Z. 1 fallen die Gründe, die die volle ist. Damit soll erreicht werden, daß die Ver­
oder beschränkte Entmündigung eines Volljähri- längerung der Minderjährigkeit erst dann ange­
gen rechtfertigen würden. ordnet wird, wenn sich das Gericht durch die 

In der Z. 2 sind zunächst Umstände ange- eingehende Vernehmung des Kindes selbst und 
führt, die den Gründen für die Anordnung einer der Personen, die vor allen anderen für sein 
Erziehungsmaßnahme nach der- §§ 28 und 29 Wohl zu sorgen verpflichtet sind, also der Eltern 
JWG ähneln, in ihrem Gewicht und ihrer Be- des Kindes, einen genauen überblick über alle 
deutung aber nicht an diese heranreichen. Eine Umstände des Einzelfalls verschafft hat. Der 
merkbare Verzögerung der s i t t I ich e n oder Entfall des Anhörungsrechts der Eltern ist dem 
see I i s c h e n Entwicklung eines Minder- § 181 Abs. 2 und dem § 181 a Abs. 2 ABGB in 
jährigen wird etwa vorliegen, wenn dem Minder- der Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr. 58/ 
jährigen die zur reifen Gesamtpersönlichkeit noch 1960 und dem § 34 Abs. 1 Einleitung JWG nach­
erforderliche Erziehung fehlt, wenn er die zur gebildet worden. Ein Entfall des Anhörungs­
übernahme der Erwachsenenrolle nötige soziale rechts des Kindes selbst ist nicht vorgesehen; 
Reife noch nicht erreicht hat, sei es, daß er das Kind muß im m e r, und zwar durch p e r­
Verfehlungen im strafrechtlichen Sinn begangen s ö n I ich e Einvernahme (sieh den § 266 Abs. 1 
hat, die auf einen derartigen Mangel schließen des Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in 
lassen, sei es, daß auf Grund' seines Gesamt-· Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen, im 
verhaltens zu befürchten ist, sein noch unge- folgenden AußStrG genannt), gehört werden, 
festigtes und starken Schwankungen unterwor- mag dies auch mit großen Schwierigkeiten ver­
fenes sittlich-seelisches Zustandslbild würde - bunden oder - weil das Kind einer verständigen 
träte die Volljährigkeit schon mit dem voll- Kußerung gar nicht fähig ist - von vornherein 
endeten neunzehnten Lebensjahr ein - zu einer aussichtslos sein. 
erheblichen Gefährdung des Wohles des Minder- Nach dem Abs. 3 endet die verlängerte 
jährigen führen. Der dritte in der Z. 2 ange- Minderjährigkeit jedenfalls mit dem vollendeten 
führte Grund ähnelt den Gründen der Z., 1, liegt einundzwanzigsten Lebensjahr des Betroffenen. 
aber unter der Schwelle selbst der für die nur Das Bundesministerium für Justiz hat bereits im 
beschränkte Entmündigung eines Volljährigen Entwurf 1969, und zwar im § 21 ABGB, eine 
maßgebenden Voraussetzungen. Eine Ver- solche Regelung vorgeschlagen. Dieser Vorschlag 
zögerung der gei s ti g en Entwicklung kann ist gutgeheißen worden. Dem Sinngehalt des 
beispielsweise bei anhaItendem erheblichem Miß- geltenden § 21 erster Satz (" ... Mangels an 
erfolg in der schulischen oder beruflichen Aus- Jahren, Gebrechen des Geistes, oder anderer Ver-
bildung anzunehmen oder dann gegeben sein, hältnisse wegen ... ") in Verbindung mit dem 
wenn der Minderjährige auf Grund geistiger § 187 ABGB (" ... , und die noch minderjährig 
Mängel oder Ausfallserscheinungen nur in oder aus einem andern Grund ihre Angelegen­
Sonderschulen gehörig unterrichtet werden kann. heiten selbst zu besorgen unfähig sind, ... "), 
Allen diesen Gründen ist gemeinsam, daß sie mit dem § 269 ABGB wie auch mit den §§ 3, 4 
bereits zu einer me r k bar e n, daher auch Abs. 1 und § 8 EntmO entspricht es, die man­
einen Dritten bei Anlegung eines objektiven gelnde Eigenberechtigung einer Person auf 
Maßstabs erkennbaren Verzögerung geführt G run d ihr e r Mi n der jäh r i g k e i t, selbst 
haben müssen: die bloß subjektiv behauptete, bei Verlängerung dieses Rechtszustandes, mit 
nur gefühlsmäßig begründete An nah m e einer der Erreichung einer bestimmten Altersgrenze 
solchen Verzögerung durch den Erziehungs- enden zu lassen. Wer auch nach Vollendung eines 
berechtigten - etwa den Vater - genügt für bestimmten minderen Lebensalters unfähig ist, 
sich allein noch nicht. seine Angelegenheiten gehörig selbst zu besorgen, 

In der Z. 3 schließlich sind die Körper- ist dies "anderer Verhältnisse" wegen, nicht aber 
gebrechen angeführt, die den Minderjährigen un- wegen des "Mangels an Jahren"; solche Personen 
fähig machen, sich selbst zu erhalten oder seine sind dann eben nicht mehr "minderjährig". Nach 
Angelegenheiten gehörig zu besorgen. Auch hier dem Abs. 3 endet die verlängerte Minderjährig­
muß ein konkretes Schutzbedürfnis vorliegen, keit mit der Erreichung der angegebenen Alters-
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grenze unmittelbar auf Grund des Gesetzes; eine 
rechtsgestaltende gerichtliche Aufhebung des 
Rechtszustandes der verlängerten Minderjährig­
keit oder auch nur eine gerichtliche Feststellung 
seiner Endigung ist nicht erforderlich. Das be­
deutet, daß eine Person, die auch na c h Voll­
endung des einundzwanzigsten Lebensjahrs un­
fähig ist, ihre eigenen Angelegenheiten selbst und 
gehörig zu besorgen, entweder mit den Mitteln 
des ABGB (§§ 269 ff.) oder mit den Mitteln der 
EntmO (§§ 3, 4 und 8) befürsorgt werden muß. 

Zum § 174 

Das Gegenstück der Verlängerung der Minder­
jährigkeit ist deren Verkürzung. Diese neue ein­
heitliche Einrichtung (sieh auch -den § 251 ABGB 
in der Fassung des Gesetzesentwurfs und dessen 
Art. VI Z. 1 und 3, der den § 184 AußStrG 
aufhebt und den § 266 AußStrG umgestaltet) 
tritt an die Stelle der geltenden Einrichtungen 
der Entlassung aus der väterlichen Gewalt (§ 174 
ABGB, § 266 AußStrG) und der Volljährig­
keitserklärung (§ 252 ABGB). 

Nach dem Abs. 1 steht die Antragsberechti­
gung dem Vater, der Mutter und dem minder­
jährigen Kind, bei den unter Vormundschaft 
stehenden Minderjährigen auch dem Vormund 
zu. Die Antragsberechtigung des Kindes ist, weil 
es im Fall der Stattgebung seines Antrags eigen­
berechtigt wird, gerechtfertigt. Die Verkürzung 
der Minderjährigkeit (Volljährigerklärung) setzt 
die Vollendung des 18. Lebensjahrs und die Reife 
zur selbständigen und gehörigen Besorgung der 
eigenen Angelegenheiten voraus. Zur selbstän­
digen und gehörigen Besorgung seiner Angelegen­
heiten ist jemand reif, wenn er in der Lage ist, 
alle mit der "Erwachsenenrolle" verknüpften 
Rechte ohne Schädigung seiner eigenen Belange 
wahrzunehmen und ,die mit diesen Rechten ver­
bundenen Pflichten ohne Nachteil für Dritte zu 
erfüllen. Ob diese Reife tatsächlich im Einzel­
fall gegeben ist, kann verläßlich von niemandem 
beurteilt werden. Der Gesetzesentwurf stellt 
daher darauf ab, daß der Minderjährige, dessen 
Minderjährigkeit verkürzt werden soll, reif 
e r s ehe i n e n muß. Sprechen die Verfahrens­
ergebnisse für den Schein einer solchen Reife, 
dann hat ,das Gericht dem Antrag stattzugeben 
und die Minderjährigkeit zu verkürzen; ein 
Ermessensspielraum a u ß e r haI b des mög­
lichen Zweifelsbereichs "reif erscheinen" ist dem 
Gericht nicht eingeräumt. 

Nach dem Abs. 2 sind ,die Eltern und das 
Kind anzuhören, falls sie nicht selbst den Antrag 
auf Verkürzung der Minderjährigkeit gestellt 
haben. Zum Wesen dieses Anhörungsrechts wird 
auf die Erläuterungen zum § 172 verwiesen. Im 
Begutachtungsverfahren zum Entwurf 1969 
geäußerten Vorschlägen, dem Kind; das für voll­
jährig erklärt werden soll, ein Zustimmungsrecht 
.einzuräumen, folgt der Gesetzesentwurf nicht. 

Spricht sich nämlich ein minderjähriges ehelicqes 
Kind in einem etwa auf Antrag seines Vaters 
eingeleiteten Verfahren ·auf Volljährigerklärung 
g e gen diesen Antrag aus - was ja tatsächlich 
kaum je vorkommen wird -, so wird die Be­
,dingung des Abs. 1, "wenn es zur ~elbständigen 
und gehörigen Besorgung seiner Angelegenheiten 
reif erscheint", nicht erfüllt sein, weil dann das 
Kind die Vermutung des "reif Erscheinens" selbst 
widerlegt hat. Eine Volljährigerklärung ist dann 
daher nicht möglich, weil eine der Voraussetzun­
gen des Abs. 1 fehlt. 

Zum§ 175 

Nach dem geltenden § 175 ABGB kommt eine 
"minderjährige Tochter" nach ihrer Heirat "in' 
Rücksicht ihrer Person unter die Gewalt des 
Mannes", "in Hinsicht auf das Vermögen aber 
hat der Vater bis zu ihrer Großjährigkeit die 
Rechte und Pflichten eines Kurators". Diese ver­
altete Bestimmung wil1d von der herrschenden 
Lehre und Rechtsprechung so ausgelegt, daß' eine 
Minderjährige ,durch ihre Beirat i~ persönlicher 
Hinsicht frei wird - eine "Gew;alt" des Ehe­
manns über seine Ehefrau ist dem österreidli­
schen Recht ja fremd -, während ,die Verwal­
tung ihres Vermögens weiterhin ihrem Vater 
zusteht (vgl. Wen t z e I, PIe s s I in Klang2 

1/2 S. 234, 235; OGH 6. September 1966, 
EvBl. 1967/38 = RZ 1967 S. 73). 

Der Gesetzesentwurf schlägt vor, künftig die 
Volljährigkeit ,als eine selbsttätige Folge der Ehe­
schließung eines Minderjährigen, gleich ob männ­
lichen oder weiblichen Geschlechtes, eintreten zu 
lassen (Abs. 1). Diese Folge soll freilich nicht 
Platz greifen, bevor der Minderjährige das 
18. Lebensjahr vollendet hat; die Zuerkennung 
der vollen Eigenberechtigung vor diesem Alter 
würde nicht nur den sich aus dem § 174 ABGB 
in der Fassung des Gesetzesentwurfs ergebenden 
Gesichtspunkten über die Verkürzung der Min­
derjährigkeit, sondern auch der Tatsache wider­
sprechen, daß die Reife eines jungen Menschen 
vor diesem Alter im allgemeinen nicht eintritt. 
Bei dem ,einmal durch die Eheschließung einge­
tretenen Rechtszustand der Volljährigkeit bleibt 
es auch, wenn ,die Ehe in der Folge aufgelöst,. 
d. h. geschieden, aufgehoben oder durch Tod 
beendet oder für nichtig erklärt w"ird. 

Diese Neuerung ermöglicht eine Vereinfachung 
der Vorgangsweise, wenn ein noch nicht 19jäh­
riger Mann die Ehe schließen will (sieh die 
Z. 1 des Art. II des Gesetzesentwurfs und die 
Erläuterungen dazu). Sie schafft im übrigen eine 
klare Rechtslage. Sie trägt schließlich teilweise 
den Forderungen Rechnung, das Volljährigkeits­
alter noch weiter, nämlich auf achtzehn Jahre, 
herabzusetzen; die zahlenmäßigen Auswirkungen 
sind nicht unbedeutend: in Österreich sind im 
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Jahr 1969 3869 "Frühehen" (bei der Eheschlie- I 
ßung waren beide Ehegatten noch nicht 21 Jahre 
alt) geschlossen worden (sieh Statistische Nach­
richten 1970, S. 556). 

Der Abs. 2 bringt eine Ergänzung, die von 
fast allen Stellungnahmen im Begutachtungsver­
fahren zum Entwurf 1970 gefordert worden ist. 
Demnach . befinden sich Minderjährige unter 
achtzehn Jahren, die eine Ehe geschlossen haben, 
hinsichtlich ihrer per s ö n I ich e n Ver h ä 1 t­
n iss e in einem Zustand der Handlungsfähig­
keit, der zwar in hai t li c h der Volljährigkeit 
gleicht, sie haben aber noch nicht ,den Zustand 
der Volljährigkeit ein für allemal erlangt. Dieser 
Schwebezustand, der dem Minderjährigen alle 
Rechte und Pflichten eines Volljährigen, jedoch 
nur hinsichtlich der persönlichen Verhältnisse, 
zuordnet, ist in zweifacher Richtung befristet. 
Mit der Vollendung des achtzehnten Lebens­
jahrs während aufrechter Ehe hönder Schwebe­
zustand auf, und es treten die Wirkungen des 
Abs. 1 ein, der Minderjährige wird volljährig; 
wird aber die Ehe aufgelöst oder für nichtig 
erklärt, b e vor der Minderjährige diese Alters­
grenze erreicht hat, so endet dieser Schwebe­
zustand ebenfalls: der Minderjährige, der hin­
sichtlich seiner persönlichen Verhältnisse einem 
Volljährigen gleichgestellt gewesen ist, tritt nun 
wieder auch hinsichtlich seiner persönlichen V er~ 
hältnisse in den Rechtszustand der Minderjährig­
keit zurück, bis ·er volljährig wird. 

Die neue Bestimmung wird vor allem für 
Frauen bedeutsam sein. Da nach den Vorschlägen 
des Art. II eine Frau nicht für ehemündig erklärt 
werden kann, die das fünfzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat (vgl. die Z. 1 des Art. II 
des Gesetzesentwurfs und die dazu gegebenen 
Erläuterungen), schafft der Abs. 2 die besonders 
bedeutsame Gruppe der fünfzehn- bis achtzehn­
jährigen Frauen, die durch die Eheschließung in 
persönlicher Hinsicht vorläufig gleichsam eigen­
berechtigt werden. Es läßt sich heute nicht mehr 
rechtfertigen, etwa einer sechzehnjährigen Büro­
angestellten oder Arbeiterin die Reife zur Ehe 
zuzubilligen, also die Reife zu einer ganz wesent­
lichen, wenn nicht der wesentlichsten Änderung 
ihrer persönlichen Verhältnisse überhaupt, daraus 
aber nicht zu folgern, daß die Reife zur Ei n­
geh u n g der Ehe notwendigerweise ja auch die 
Reife für die Ehe sei b s t und damit auch 
für die selbständige Besorgung ihrer '~igenen 
Angelegenheiten nach sich zieht. 

Wenngleich der Abs. 2 nur für Frauen gedacht 
ist, kann er ausnahmsweise auch für, einen Mann 
bedeutsam sein: schließt ein Mann unter 18 Jah­
ren, zwar verboten, aber dennoch eine Ehe etwa 
im Ausland und in Umgehung der Vorschriften 
über die Ehefähigkeit, so müssen auch für ihn 
die gleichen überlegungen gelten. 

Zu 6,7 und 8 

Die neuen Bestimmungen über die Verpflich­
tungsfähigkeit und die Verschuldensfähigkeit 
eines minderjährigen ehelichen Kindes sind sinn­
gemäß auch für die unter Vormundschaft ste­
henden unehelichen Minderjährigen anwendbar 
zu erklären. 

Zu 9, 10 und 11 

Der § 251 ABGB ordnet die sinngemäße 
Anwendung der neuen Bestimmungen über die 
Verlängerung und die Verkürzung der Minder­
jährigkeit eines minderjährigen ehelichen Kindes 
und über die Wirkungen der Eheschließung auch 
auf die unter Vormundschaft stehenden unehe­
lichen Minderjährigen an. Diese Einrichtungen 
werden damit zu einheitlichen Einrichtungen, die 
für alle Minderjährigen, gleich ob ehelicher oder 
unehelicher Abstammung, gdten. Die bisherigen 
Regelungen der §§ 251,252 und 260 halben daher 
zu. entfanen~ 

Zu 12 

Schon bei der Verabschiedung des Gesetzes 
vom 6. Februar 1919, StGBl. Nr. 96, über die 
Herabsetzung der Altersgrenze der Minderjährig­
keit ist die im § 275 angeführte Altersgrenze 
offenbar übersehen worden. Statt diese Alters­
grenze nun durch die Altersgrenze der Voll­
jährigkeit zu ersetzen; entfernt ·der Gesetzes­
entwurfden § 275 überhaupt aus dem bürg.er­
lichen Recht, j!>t ihm ,doch durch die Entmündi­
gungsordnung inhaltlich bereits weitgehenddero­
giert worden (vgl. Wen tz e 1, Pie gl e r in 
Klang2 1/2 S. 518 f.) Abgesehen davon, war die 
Einrichtung der sogenannten freiwilligen Kuratel 
seit jeher zweifelhaft und für die Beteiligung 
von Taubstummen an Verfahren in anderen 
Bestimmungen Vorsorge getroffen (§ 185 der 
Zivilprozeßordnung, § 78 ·der Exekutionsord­
nung). 

Zu 13 

Die Beifügung der Altersgrenze zum Begriff 
des Kindes ist zur Verdeutlichung erforderlich, 
weil nach der vorgeschlagenen Neufassung des 
§ 151 Abs. 3 (sieh Erläuterungen zum § 151) 
auch Kinder vor vollendetem 7. Lebensjahr die 
Fähigkeit zur selbständigen Schließung gewisser 
Geschäfte haben sollen. Diese Verdeutlichung, 
verbunden mit dem Hinweis auf die Fälle des 
§ 151 Abs. 3, .gibt ihnen nun auch die Mög­
lichkeit, im Rahmen dieser Geschäfte Besitz an 
den angeschafften Geg·enständen zu erwerben. 

Der letzte Satz ist im Hinblick darauf neu 
gefaßt worden, daß nun die Fähigkeit zum selb­
ständigen Besitzerwerb nicht nur nach der Eigen­
schaft der Person abgegrenzt ist, sondern auch 
die Art des Geschäftes eine Rolle spielt. 
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Zu 14 I ken - würde sich seine Erkundigungspflicht 
Wj" ch 'd EI" §' 151 leicht machen, könnte er doch auch bei Aufhebung ",Ie s on In en rauterungen zum d d d' b d 

äh' 11 d G d d b 1 G des Vertrages (§ 877) un er amIt ver un enen erw nt, so er run satz er a so uten e-'" ' , f 11 ' h d 
1 "f f"h' k ' K' d 7 J h RuckleIstung Zug um Zug Jeden a s mIt Sc a ens-

sma tsun a Ig eIt von m ern unter aren ch D Sch d M' d "'h' 
(d 'ch 11, E "d') ersatz re nen, er utzes m erJa ngen 
, amIt au von vo ntmun 19ten etwas ge- f d cl h d' AI '§ 866 ' 

I ck d A ch ' 1'1 E "d' or ert a er, le tersgrenze Im mIt o ert wer en, u em vo ntmun Igter k h ch ' d 
'd 'ch I I'ch 'FI h B' 18 Jahren festzusetzen, Dem Ver ,e rss utz WIr wir SI ge egent I etwaeme as,c eIer, 'd 

k f 'v' d 4 d 5 J h 'E' durch dIe neugefaßten BestImmungen er §§ 151, au en, ,eIn ~",ln von 0 er a ren eIn IS " d 
d d "ß' k' 'b 'd 'd f" d 152 hmrelchend Rechnung getragen,' a dem Ver-o -er an ere Su Ig elten, el ewer en Be or e- d h' 'ch d M" I'chk ' b 

" chI' ß E' 'h' h tragspartner ort mrel en og 1 elt ge 0-rungsvertrage s le en. s 1st nIC t emzuse en, 'd d ch b' k' 'b T 
h ' h" K k ' . ten wIr, un zwar na 0 Je tlvler aren at-

warum ler sc wlenge onstru tlonen - WIe b d k' 1 ( , f ,.' A 
d' d B d d 11 d estan smer ma en ger 1 n g u g 1 ge nge-

le es oten - verwen et weren so en un 1 h' d " r ch L b R h 
der Vertragspartner immer vor das Wagnis egen, elten, "es ,tag I en , e ens, ~c ts-

t 11 bl 'b ' 11 d ß d G ch"f ' k geschäfte, dIe u b 11 ehe r w eIs e von Mmder-
?es eDt e

K
l e~ sOd ' ,a - as es

ch1
a t unwl§r s1a5m1 jährigen bestimmter Altersgruppen gesch1,o,ssen 

Ist, er r,elS er 1m vorges agenen ' ''h d T ch Id 
Ab 3 ch "b G ch"f' werden, ü b 11 ehe Ho e es as enge es, s, ums ne enen es a te 1st so eng , 
b d ß d M' d '''h' k' G f h überlassung von Sachen zur f r eIe n V e r-

egrenzt, a em m ,erJa ngen eme e a r f" 'ch b bl ß G b ch d 
d h 'h d lb "d' S hl' ß u gun g, nl t a er 0 zum e mu 0 er m t, wenn I m eren se stan Ige c le ung f' G b ch D' .. ß 
ermöglicht wird. zum re.ten e rau, lenst:ertrage a. u e r-

h alb emes Lehr- oder sonstIgen Ausb1ldungs­
verhältnisses), die Verpflichtungsfähigkeit seines 
minderjährigen Vertragspartners zu überprüfen, 
InfoIge der Knderung des § 866 kann der Abs. 2 
des geltenden § 248 ABGB ersatzlos entfallen; 
dieser A,bs. 2 wird von der Lehre (sieh Wen t­
zeI, Piegier in Klang2 I/2 S, 450, 451, 
Gschnitzer in Klang2 lV!1 S. 91) als eine 
Sonderbestimmung zum § 866 aufgefaßt, die die 
Minderjährigen unter 18 Jahren begünstigt. 

Aus den allgemeinen Voraussetzungen für eine 
rechtsgeschäftliche Willenserklärung (§ 869) er­
gibt sich die Einschränkung, ,daß das Kind oder 
der Entmündigte zumindest einer überlegten und 
verständlichen Kußerung fähig sein muß. 

Zu 15 

Die Einführung der Altersgrenze von 18 Jah­
ren in den im übrigen unveränderten § 866 ist 
eine Folge der Knderung der Bestimmung über 

Zum Artikel, II 
die Verschuldensfähigkeit Minderjähriger, wie 
sie der § 153 vorschlägt (sieh die Erläuterungen 
dazu). Der Ansicht, diese Altersgrenze auf 
16 Jahre herabzusetzen, wie sie noch -im Ent- Dieser Artikel enthält die Knderungen des 
wurf 1969 - dort als Folge der vorgeschlagenen EheG. 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters auf 
18 Jahre und der Beseitigung der Einrichtung Zu 1 

der vorzeitigen Entlassung aus der väterlichen Nach dem geltenden § 1 Ahs. 1 EheG soll ein 
Gewalt - vertreten worden ist, oder gar Forde- Mann nicht vor Vollendung des 21., eine Frau 
rungen, diese Altersgrenze auf 14 Jahre herab- nicht vor Vollendung des 16. Lebensjahrs hei­
zusetzen, wie sie im Begutachtungsverfahren zum raten. An diesen Altersgrenzen soll sich auch 
Entwurf 1970 erhoben worden sind, schließt sich in Zukunft nichts ändern, doch ist der Abs.--1 
das Bundesministerium für Justiz nicht an. Die nun in imperativer Form gefaßt worden. Im 
Einführung einer Altersgrenze in den § 866 als Begutachtungsverfahren zum Entwurf 1970 vor­
ein e der Voraussetzungen der Schadensersatz- gebrachte Bedenken, die Verschiedenheit der 
pflicht bei vorgetäuschter Verpflichtungsfähigkeit Altersgrenze für die Ehemündigkeit des Mannes 
ist Ergebnis einer Interessenabwägtmg: hier und ,der Frau stehe nicht im Einklang mit dem 
Schutz des Minderjährigen, dort Verkehrsschutz. Gleichheitsgrundsatz des Art, 7 B-VG, teilt das 
Zugegeben sei, daß ein weitgespannter Verkehrs- Bundesministerium für Justiz nicht; nach der 
schutz und eine weitgehende Vereinfachung, ständigen Rechtsprechung des V,erfassungs­
wenn nicht gänzliche Ausschaltung der Prüfungs- gerichtsqofs ist die Berücksichtigung objektiv 
pflicht des Geschäftspartners bei Geschäften mit meßbar-er Verschiedenheiten im Sachverhalt bei 
Minderjährig~n eine Herabsetzung dieser Alters- dessen g~setzIicher Regelung zulässig, ja sogar 
grenze auf 16, ja selbst auf 14 Jahre, rechtfertigen geboten, Was die Rechtfertigung der vorgenom­
würde. Damit würde aber denen Recht gegeben, menen Verschiedenheit der Ehemündigkeits­
die sich, um die Minderjährigen wegen ihres oft grenze des Mannes und der Frau betrifft, so 
unüberlegten Verhaltens im täglichen Geschäfts- kann es nach den Erfahrungen der Naturwissen­
leben zu schützen, gegen eine Herabsetzung der schaften als gesichert gelten, daß die Frau zu 
Volljährigkeitsaltersgrenze überhaupt gewandt einem früheren Zeitpunkt geschlechtsreif wird 
haben; ein ver a n t w 0 r tun g s lose r ver-! als ,der Mann, Mag nun auch keine europäische 
käufer - und nur an diesen ist hier zu den- Rechtsordnung - auch die östet.,reichische 
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Justizverwaltungsverfahren durch die "Ehemün­
digerklärung" im Außerstreitverfahren zu er­
setzen. 

3. Diese Verfahrensvereinfachung ist von den 
Begutachtungskörperschaften, die zum Entwurf 
1970 Stellung genommen haben, vorbehaltslos 

Dem Entwurf 1970 folgend, schlägt der Ge- begrüßt worden. Anders als die vom Entwurf 
setzesentwurf mehrfache Anderungen des Abs. 2 1970 vorgeschlagene ~assung ersetzt der Ges~tzes­
des § 1 vor: . entwurf den. BegrIff . der "gerechtfertlgt~n 

Gründe", der em unbestimmter Gesetzesbegnff 

nicht - so weit gehen, dieser biologischen Unter­
schiedlichkeit rechtlidl bereits für den Zeitpunkt 
Bedeutung zu verleihen, zu der sie eintritt, so 
liegt in ihr aber doch die sachliche Rechtferti­
gung für die Festsetzung einer verschiedenen 
Ehemündigkeitsaltersgrenze für Mann und Frau. 

1. Zweckmäßigerweise soll die Zweigeleisigkeit ist und mit den Anforderungen, die heute an 
des Verfahr·ens beseitigt wer,den, die heute be- die Klarheit und Bestimmtheit von Gesetzen ge­
steht, wenn ein Mimn unter 21 Jahren heiraten stellt werden, nicht im Einklang steht, durdl die 
will. Er muß einerseits im Sinn der §§ 174 und Wendung "wenn sie für die seE he re i f 
252 ABGB aus der väterlichen Gewalt entlassen er s ehe i n e n" für Mann und Frau. Hat sich 
oder, falls er unter Vormundschaft steht, für das Gericht daher davon überzeugt, daß diese 
volljährig erklärt werden; diese Entscheidung ist Voraussetzung für den Verlobten zutrifft, der 
durch das Pflegsdlafts- oder Vormundschafts- I noch nicht ehemündig ist, so hat es die Erklä­
gericht als ·eine Sach,e der Rechtsprechung zu ent- rung der Ehemündigkeit auszusprechen. Diese 
scheiden. Andererseits muß. aber auch vom zu- Regelung wird Bedeutung vor allem für die Frau 
ständigen Vormundschaftsgericht im Justizver- erlangen, die das 16. Lebensjahr noch nicht voll­
waltungsverfahren (sieh die §§ 1, 11 und 61 der endet hat. Mag für sie auch künftighin für das 
Verordnung vom 27. Juli 1938, RGBL I S. 923, Eingehen der Ehe ein wichtiger Grund - etwa 
zur Dur<:hfü~n~ng und Ergänzung des Geset:es eine Schwangerschaft - gegeben sein, so genügt 
zur Veremhetthchung des. Rechts .der Eheschhe- dieser wichtige Grund für sich allein noch nicht, 
ßung und der Eh~scheldun~, 1m folgenden um diese Frau für ehemündig zu erklären, wenn 
DVEheG genannt) eme BefrelUng vom Erfor- sie nicht darüber hinaus aue h für die Ehe 
dernis der Ehemündigkeit erteilt werden. Diese 
Zweigleisigkeit - heute zwar begründet, weil 
die beiden genannten. Einrichtungen von ver­
schiedenen Voraus,setzungen ausgehen - erzeugt 
einen erheblichen Verwaltungsaufwand; ist doch 
über ein und dasselbe Anliegen, nämlich den 
Wunsch des Mannes, eine bestimmte Ehe· zu 
schließen, zu entscheiden; Die Neufassung des 
Abs. 2 sieht daher diese Zweigeleisigkeit nkht 
mehr vor. Sie ist entbehrlich, weil zukünftig 
nicht mehr von der mangelnden Reife befreit 
wer,den soll, sondern die Ehemündigkeit grund­
sätzlich nur zu erklären ist, wenn die Reife für 
die Ehe dem Anschein nach gegeben ist; beim 
Mann ist freilich auf seine all ge m eine Reife 
Bezug genommen. 

2. Die enge Verknüpfung der Ehemündigkeit 
mit der bürgerlich-rechtlichen Handlungsfähig­
keit läßt es also angezeigt erscheinen, die bis­
herige Einrichtung der "Befreiung vom Erforder­
nis der Ehemündigkeit" im Jus t i z ver w a 1-
tun g s ver f a h ren überhaupt aufzugeben. 
Die Entscheidung darüber; ob einem Minderjäh­
rigen die Schließung einer bestimmten Ehe ge­
stattet werden soll, erfordert die Beurteilung von 
Fragen, die unmittelbar seine Fähigkeit zu selb­
ständigen Rechtshandlungen und darüber hinaus 
sein künftiges Wohl betreffen. Beides gehört zu 
den Angelegenheiten, die das Pflegschafts- oder 
Vormundschaftsgericht im Rahmen der Recht­
sprechung wahrzunehmen hat. Daher wird vor­
geschlagen, die bisherige Einrichtung der "Be­
freiung vom Erfordernis der Ehemündigkeit" im 

r e i f e r s ehe i n t, die sie eingehen will.' Der 
Gesetzesentwurf will damit aus rechtspolitischer 
Sicht dazu beitragen, daß Frühehen, die nach den 
statistischen Unterlagen überaus scheidungsanfäl­
lig sind, nur deshalb geschlossen werden, "damit 
das Kind einen Namen hat". Der Gesetzesentwurf 
fühlt sich in diesem Vorhaben auch durch das 
am 1. Juli 1971 in Kraft getretene Bundesgesetz 
über die Neuordnung der Rechtsstellung des un­
ehelichen Kindes, BGBL Nr. 342/1970, gestärkt, 
dessen Hauptanliegen es ist, bisher zwischen un­
ehelichen und ehelichen Kindern bestehende 
re eh t 1 ie he Unterschiede unmittelbar, gesell­
schaftliche Unterschiede kraft seiner Ausstrah­
lung mittelbar, zu beseitigen. 

4. Den Anschein des "für die Ehe Reifseins" 
bestimmt der Abs. 2 für den männlichen Verlob­
ten, der der EJhemündigerklärung bedarf, näher .. 
Er stellt die Fiktion auf, daß die Reife für eine 
bestimmte Ehe beim Mann, der der Ehemündig­
erklärung bedarf, jedenfalls dann nicht gegelben 
ist, wenn er nicht einmal zur sellbständigen und 
gehörigen Besorgung seiner Angelegenheiten reif 
erscheint. Dieser Unterschied der 'Frau gegenüher 
ist deshalb gerechtfertigt, weil ein Mann, der das 
18. Lebensjahr vollendet hat, auf Grund der 
Wirkung des neu vorgeschlagenen § 175 ABGB 
durch die Eheschließung volljährig wird. Könnte 
er daher im Verfahren auf Verkürzung der Min­
-derjährigkeit (§ 174. ABGB in der Fassung des 
Gesetzesentwurfs) nicht für volljährig erklärt 
werden, 50 kann er die Volljährigkeit erst recht 
nicht im Verfahren auf Erklärung der Ehemün-
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digkeit erlangen. Die Ehemündigerklärung be­
greift daher jedenfalls beim Manri eine Voll­
jährigerklärung in sich ein, geht aber - in ihren 
Voraussetzungen - insofern über diese hinaus, 
als zusätzlich noch die Reife für eine ganz be­
stimmte Ehe dem Anschein nach gegeben sein 
muß. _ 

5. Die im Entwurf 1970 vorgesehene Unter-
grenze, zu der die Frau bereits für ehemündig 
erklärt werden kann (14 Jahre), ist auf Grund 
begründeter, im Begutachtungsverfahren vorge­
brachter Einwendungen um ein Jahr auf 15 Jahre 
hinaufgesetzt worden. 

Zu 2 

Die Anführung der "Personen, die unter ver­
längerter väterlidler Gewalt oder Vormundschaft 
stehen" im Abs. 2 des § 102 EheG widerspricht 
den §§ 173 und 251 ABGBin der Fassung des 
Gesetzesentwurfs; die neue Regelung sieiht die 
Möglichkeit der "Verlängerung der Minderjährig­
keit" vor, eine Beschränkung der Handlungs­
fähigkeit irufolge Minderjährigkeit, die mit der 
Vollendung des 21. Lebensjahrs endet. Es muß­
ten daher die notwendigen Anpassungen durch­
geführt werden. 

Zum Artikel III 

Die vorgeschlagenen 1\nderungen der Durch­
führungsverordnung zum Ehegesetz sind in den' 
Ausführungen zumAbs. 2 des § 1 EheG 'begrün­
det worden. Der § 2 Durchführungsverordnung 
zum Ehegesetzenthielt Richtlinien für die Befrei­
ung vom Erfordernis der Ehemündigkeit, die 
seit der Aufhebung des deutschen Wehrrechts 
und des Rechtes über den Arbeitsdienst gegen­
standslos sind. Da das Bundesministerium für 
Justiz auch letzte Zweifel darüber beseitigen 
will, schlägt es die förmliche (ausdrücklidle) Auf­
hebung des § 2 vor, fügt aber den Vorbehalt 
bei, daß der § 2 Ülberhaupt noch gilt. 

Zum Artikel IV 

Im § 72 der Entmündigungsordnung wird die 
Einrichtung der Verlängerung der väterlichen 
Gewalt und der Vormundschaft durch die Ein­
richtung der Verlängerung der Minderjahrig­
keitszeit ersetzt. Im übrigen ändert sich darÜiber 
hinaus nichts. 

Zum Artikel V 

Das JWG bedal1f der Anpassung in mehreren 
seiner Bestimmungen. 

Zu 1 

hringung in einer anderen Familie oder in einem 
Heim mit dem vollendeten 19. Lebensjahr des 
Minderjährigen endet, aus besonderen Gründen 
aber his zum vollendeten 21. Lebensjahr des 
Minderjährigen erstreckt werden kann. Der 
Gesetzesentwurf paßt den ersten Satz des Abs. 4 
an die Herabsetzung der für den Eintritt der 
Volljähri,gkeit maßgebenden Altersgrenze des 
§ 21 ABGB in Verbindung mit der Rechtsein­
rich tung der Verlängerung der Minderjährig­
keit nach dem § 173 ABGB in der Fassung des 
Art. I an. Die Erziehungshilfe durch Unterbrin­
gung in einer anderen Familie oder in einem 
Heim soH daher mit dem Eintritt der Vo'll­
jahrigkeit, Ülblicherweise daher mit dem voll­
endeten 19. Lebensjahr -enden, im Fall der ver­
längerten Minderjährigkeit jedoch erst mit dem 
vollendeten 21. Lebensjahr, weil nach dem Sinn 
des § 173 Abs. 3 ABGB in der Fassung des Art. I 
eben erst mit der Vollendung dieses Alters die 
Volljährigkeit eintritt. Am Sinn gehalt des § 9 
Albs. 4 JWG und seiner Bedeutung für die Praxis 
ist durch den Gesetzesvorschlag nichts geändert 
worden. Die neue Fassung des A'bs. 4 zweiter Satz 
ist sprachlich bedingt. 

Zu 2 und 3 

Der § 28 Abs. 2 zweiter Satz und der § 29 
Abs. 2 zweiter Satz JWG knüpfen die ausnahms­
weise Anordnung der ,Erziehungsaufsicht bzw. 
der Fürsorgeerziehung an bestimmte Altersgren­
zen. Soweit diese Altersgrenzen iiber die Alters­
grenze des § 21 AiBGB in der Fassung des Art. I 
hinausreichen, wird die ausnahmsweise Anord­
nung der Erziehungsaufsicht und der Fürsorge­
erziehung nur noch zulässig sein, wenn die 
Minderjährigkeit des Fürsorgezöglings verlängert 
worden ist. Der § 28 Ahs. 2 zweiter Satz und der 
§ 29 Abs. 2 zweiter Satz JWG haben daher die 
entsprechenden Anpassungen erfahren. 

Zu 4 

Nach dem § 30 Abs. 1 JWG in der geltenden 
Fassung endet die Fürsorgeerziehung mit dem 
vollendeten 19. Lebensjahr, im Fall des § 29 
Abs. 2 zweiter Satz mit dem Eintritt der Voll­
jährigkeit des Minderjährigen. Der Gesetzesent­
wurf zieht diese heiden Fälle zu einem einzigen 
zusammen, indem er anordnet, daß die Fürsorge­
erziehung (jedenfalls) mit dem Eintritt der Voll­
jährigkeit des Minderjährigen endet. Dies kann 
entweder mit der Vollendung des 19. Lebens­
jahrs oder aber im FaN der Verlängerung der 
Minderjährigkeit, mit der Vollendung des 
21. Lebensjahrs gegeben sein. 

Zum Artikel VI 

Der § 9 Abs. 4 JWG in der geltenden Fassung Dieser Artikel behandelt die 1\nderungen des 
sieht vor, daß die Erziehungshilfe durch Unter- AußStrG. 
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Zu 1 

Der § 184 AußStrG ist, insoweit er sich auf 
die Fälle der Entmündigung bezieht, durch das 
Entmündigungsrecht ausgehöhlt und müßte im 
übrigen, nämlich bezüglich der Verlängerung der 
väterlichen Gewalt oder der Vormundschaft, 
den mit dem Gesetzesentwurf vorgeschlagenen 
Einrich tun gen der Verlängerung oder der Ver­
kürzung der Minderjährigkeit in der Fassung 
des Gesetzesentwurfs (sie die §§ 173, 174 und 
251 ABGB) angepaßt werden. Das istaher nicht 
zweckmäßig, weil seine inhaltliche Regelung ent­
behrlich ist; die öffentliche Bekanntmachung der 
Verlängerung der Minderjährigkeit ist ohnedies 
im § 266 AußStrG angeordnet. Die für den § 184 
dann noch verbleibende Anordnung der Ver­
ständigung des Notars, "in dessen Bezirk sich 
der Fall ereignet hat", ist entbehrlich, will man 
nicht eine umfassende Mitteilungspflicht vor­
sehen, die dann auch die Rechtsanwälte erfassen 
müßte. Der § 184 kann daher aufgehoben wer-
den. . 

Zu 2, 3 und 4 

Zum § 266 

Der § 266 AußStrG in der bisherigen Fassung 
enthält Anordnungen, die den geltenden § 174 
ABGB (Entlassung aus der väterlichen Gewalt) 
ergänzen. Der Entwurf 1970, der die an die 
Stelle der Entlassung aus der väterlichen Gewalt 
tretende Einrichtung der Verkürzung der Min­
del'jährigkeit im § 173 A,ßGB erschöpfend gere­
gelt hatte, wollte deshalb auf ·eine eigene Ver­
hhrensbestimmung verzichten. Für den Entwurf 
1969 hatte sich die Frage nach einer verfahrens­
rechtlichen Bestimmung für die Entlassung aus 
der väterlichen Gewalt (Verkürzung der Minder­
jährigkeit) nicht gestellt, da dieser Entwurf die 
Einrichtung der Verkürzung der Minderjährig­
keit wegen der !beabsichtigten Senkung des Voll­
jährigkeitsalters auf 18 Ja,hre überhaupt besei­
tigen wollte. 

Der Gesetzesentwurf sieht im § 266 AußStrG 
eine einheitliche verfahrensrechtliche Regelung 
sowohl für die Ver:längerung als auch für die 
Verkürzung der Minderjährigkeit vor und folgt 
damit Vorschlägen, die von der Rechtspflege im 
Begutachtungsverfahren zum Entwurf 19'70 er­
stattet worden sind. 

Der Abs. 1 ordnet für das Verfahren auf Ver­
längerung oder Ver kürzung der Minderjährig­
keit die per s ö n 1 ich e Vernehmung des 
Minderjährigen an, eine ·Bestimmung, die das 
materiell-rechtliche Anhörungsrecht des Minder­
jährigen (§ 173 Abs. 2 und § 174 .A!bs. 2 ABGB in 
der Fassung des Gesetzesentwurfs) verfahrens­
rechtlich ergänzt. Diese Anordnung entspricht 
übrigens der Pflicht Zur persönlichen Verneh­
mung des Angehaltenen und des zu Entmündi­
genden im Anhaltungs- und Entmündigungs-

verfahren (sieh die §§ 21 und 32 Abs. 2 
EntmO). Darüber hinaus ordnet der Abs. 1 an, 
daß sich das Gericht Ilinreichende Grundlagen 
für den IBeschluß auf Verlängerung oder Ver­
kürzung der Minderjährigkeit zu verschaffen und 
daß es seinen IBeschluß zu begründen hat. Die 
Begründungspflicht auch bei positiver Erledigung' 
eines Antrags auf Verlängerung oder Verkür­
zung der Minderjährigkeit steHt eine Ausnahme 
von der allgemeinen Anordnung des § 2 Abs. 2 
Z. 8 AußStrG dar. Sie ist notwendig, stellt doch 
sowohl die Verlängerung als auch die Verkür­
zung der Minderjährigkeit einen einschneidenden 
rechtsgestaltenden Vorgang dar, mit dem der Ein­
tritt oder Nichteintritt der vollen Eigenherech­
tigung des Betroffenen verbunden ist. Aus ä'hn­
lichen Gründen müssen auch die Beschlüsse auf 
Bewilligung der Annahme an Kindesstatt (§ 260 
Abs. 2 AußStrG) und über die Feststellug der 
Rechtsunwirksamkeit eines Vaterschaftsaner­
kenntnisses (§ 262 a AußStrG) begründet werden. 
Eine zusätzliche Belastung der Gerichte wird 
dadurch nicht eintreten, da die Anzahl der An­
träge auf Verkürzung der Minderjährigkeit auf 
Grund der herabgesetzten Volljährigkeitsalters­
grenze in Verbindung mit der neu eingeführten 
Bestimmung "Heirat macht mündig" (§ 175 
ABGB in der Fassung des Gesetzesentwurfs) er­
heblich sinken, die Anza,hl der Anträge auf Ver-
1ängerung der Minderjährigkeit vermutlich nicht 
steigen wird. 

Der Abs. 2 erster Satz bestimmt den Beginn 
der Wirksamkeit eines Beschlusses auf Verlänge­
rung der Minderjährigkeit (vgl. die ähnliche 
Bestimmung des § 67 Albs. 1 EntmO). Er ist eine 
Ausnahme zu der allgemeinen . .Bestimmung des 
§ 12 AußStrG über den Eintritt der VoUzieh­
barkeit von Verfügungen in außerstreitigen 
Angelegenheiten. Eine solche Ausnahmebestim­
mung ist notwendig, !bestimmt doch einerseits 
der § .173 Abs. 1 erster Halbsatz ABGB in der 
Fassung des Gesetzentwurfs,' daß die Verlänge­
rung der Minderjährigkeit n 0 eh vor dem 
Eintritt der Volljährigkeitbei Vor­
liegen der entsprechenden Voraussetzungen anzu­
ordnen ist, und ist es andererseits eine Erfp.h­
rungstatsache, daß Anträge auf Verlängerung der 
väterlichen Gewalt oder der Vormundschaift (in 
Zukunft: auf Verlängerung der Minderjährigkeit) 
meist erst knapp vor der Erreichung des Volljä!h­
rigkeitsalters gestellt werden; da die Voraus­
setzungen für die Verlängerung der Minder­
jährigkeit gewissenhaft geprüft werden sollen, 
könnte ein Beschluß auf Verlängerung der Min­
derjährigkeit, falls er erst nach der Vollendung 
des neunzehnten Lebensjahrs des Betreffenden 
rechtskräftig würde, nicht rechtzeitig Wirksamkeit 
erlangen. Die· Minderjährigkeit des Betroffenen 
bleibt also durch das sofortige Wirksamwerden 
des die Verlängerung der Minderj~hrigkeit an­
ordnenden Beschlusses bis zum Eintritt seiner 
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Rechtskraft gleichsam in: Schwebe und kann 
sofon unverzüglich in ortsüblicher Weise öffent­
lich hekanntgemacht werden. Wird ein Antrag 
auf Verlängerung der Minderjährigkeit schließ­
lich rechtskräftig abgewiesen, so wird diese vor­
läufige Wirkung beseitigt: der Minderjährige 
wird rückwirkend mit Vollendung des 19. Le­
bensjahrs volljährig. 

Der Abs. 2 zweiter Satz übernimmt die Anord­
nung des geltenden Rechtes, wonach ein Beschluß 
,auf Verlängerung der Minderjährigkeit in orts­
üblicher Weise ,öffentlich ,bekanntzumachen ist. 

Der Abs. 3 übernimmt sinngemäß die Bestim­
mung des geltenden § 266 Abs. 2 AußStrG, 
soweit in dieser Verttahrensrechtliches enthalten 
ist, ordnet aber, über sie hinausgehend, die 
Zustellung zu eigenen Handen des für volljährig 
Erklärten an. 

Zum § 266 a 

Die neu geschaffene Verfahrensbestimmung 
für den Antrag auf Erklärung der Ehemündig­
keit ist durch die Beseitigung der bisher bestan­
denen Verfahrensdoppelgeleisigkeit (vgl. dazu den 
§ 1 Abs. 2 EheG in der Fassung dieses Gesetzes­
entwurfs und die Ertläuterungen hierzu) notwen­
dig geworden. Inhaltlich ist sie dem § 266 
AußStrG in der Fassung des Gesetzesentwurfs 
nachgebildet. Dafür spricht außer dem Bestreben, 
möglichst einheitliche Verfahrensgrundsätze zu 
schaffen, auch die Überlegung, daß die Erklärung 
der Ehemündigkeit für den Mann mittelbar -
als Folge der Eheschließung (vgl. § 175 ABGB in 
,der Fassung des Gesetzesentwurfs: "Heirat macht 
mündig") - auch den Eintritt seiner Volljährig­
keit herbeiführt; da die Erklärung der Ehe­
mündigkeit eines Mannes immer aue haUe 
Bedingungen einer Volljährigkeitserklärung vor­
aussetzt - so ausdrücklich der § 1 Abs. 2 EheG 
'in der Fassung des Gesetzesentwurfs -, ist die ver­
fahrensrechtliche Einheitlichkeit dieser ähnlichen 
Einrichtungen sachlich geboten. 

Die neugefaßte überschrift zum Fünften 
Hauptstück ,des AußStrG entspricht den Ände­
rungen der §§ 266 f. 

Zum Artikel VII 

Die vorgeschlagene Ergänzung des § 109 JN 
stellt klar, daß die neuen Einrichtungen der Ver­
längerung und der Verkürzung der Minderjährig­
keit (sieh §§ 173, 174, 251 ABGB in der Fassung 
des Gesetzesentwul1fs) und der Ehemündigkeits­
erklärung (sieh § 1 A:bs. 2 EheG in der Fassung 

,des Gesetzesentwurfs) in den Zuständigkeitsbereich 
des Vormundschafts- oder Ptlegschaftsgerichts 
fallen. 

Zum Artikel VIII 

Das Jugendgerichtsgesetz 1961 nimmt im § 5 
Ahs. 2 auf bestimmte Altersgrenzen Bezug. Diese 
Altersgrenzen werden in übereinstimmung mit 
den Änderungen zum JWG (§§ 28 Abs. 2, 
29 Abs. 2 und § 30 Abs. 1) angepaßt. So wie die 
Maßnahmen nach dem JWG endet da:her auch 
die Anhaltung in einer Bundesanstalt für iErzie­
hungs'bedürftige nach den neuen 'Bestimmungen 
mit dem Eintritt der (allenfalls verlängerten) 
Volljährigkeit des Zöglings, somit spätestens mit 
der Vollendung des 21. Lebensjahrs. 

Zum Artikel IX 

Der Art. IX enthält die erforderlichen Anpas­
Sl1ngen des Gerichts- und Justizverwaltungs­
gebührengesetzes 1962. 

Zum Artikel X 

Die Herabsetzung der Volljährigkeits alters­
grenze in Verbindung mit den grundlegenden 
neuen Bestimmungen über die Verlängerung und 
die Verkürzung der Minderjährigkeit und über 
die Erklärung der Ehemündigkeit macht eine 
Reihe von übergangsbestimmungen erforderlich. 

Zum § 1 

Wegen der weittragenden Bedeutung der vor­
geschlagenen Änderungen, besonders der Herab­
setzung der VolIjährigkeitsaltersgrenie, bestimmt 
der § 1, daß dieses Bundesgesetz erst nach einer 
längeren Zeit ab Kundmachung in Kraft tritt. 
Davon ausgenommen sind jedoch die Bestim­
mungen über die Verlängerung der Minder­
jährigkeit (§§ 173,251 ABGB in der Fassung des 
Gesetzesentwurfs), die sofort in Kraft treten. 
Diese Ausnahme ist notwendig, um in den Fällen, 
in denen dies unabweisbar ist, die re c h t z e i­
ti ge Anordnung der Verlängerung der Minder­
jährigkeit verfügen zu können. Ohne eine solche 
Ausnahmebestimmung würde etwa ein Zwanzig­
jähriger , der in seiner geistigen Entwicklung 
mer~bar verzögert ist und der nach dem gelten­
den Recht noch unter väterlicher Gewalt steht, 
mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes voll­
jährig, ohne daß noch Zeit bliebe, die notwen­
dige Verlängerung der Minderjährigkeit anzu­
ordnen; nach dem § 173 Abs. 1 erster Halbsatz 
ABGB in der Fassung des Gesetzesentwurfs ist ja 
die Minderjährigkeit bei Vorliegen einer der in 
den Z. 1 'bis 3 genannten Voraussetzungen n 0 eh 
vor dem Eintritt der Volljährigkeit zu verlän­
gern. 

Zum § 2 

Die übergangsvorschri.ft des § 2 stellt klar; 
daß die Änderung des VoHjährigkeitsalters nicht 
zurückwirkt, sondern daß Personen, die bei 
Inkra:fttreten dieses Bundesgesetzes das 19., aber 
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noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben, 
mit dem Inkra.fttreten volljährig werden, soweit 
§ 3 nicht anderes bestimmt. Geschäfte Minder­
jähriger, die nach den bisherigen Vorschriften 
unwiflksam waren, werden also durch das Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes nicht rückwirkend 
rechtswirksam. 

. Zum § 3 

Diese Bestimmung sichert die Weiterwirkung 
der gerichtlichen Beschlüsse, mit denen die väter­
liche Gewalt oder die Vormundsch·aft vor dem 
Inkrafttreten der Neuordnung nach den gelten­
den §§ 172, 173, 251 ABGB verlängert worden 
ist. Diese Wirkung soll künftighin die einer 
Verlängerung der Minderjährigkeit im Sinn der 
§§ 173, 251 AtBGB in der Fassung des Gesetzes­
entwurfs sein. 

Die überleitung der Wirkungen gilt nur für 
rechtskräftige Beschlüsse. Ist beim Inkrafttreten 
der Neuregelung ein gerichtliches Verfahren der 
bezeichneten Art anhängig, so gelten die allge­
meinen verfahrensrechtlichen Grundsätze dafür, 
ob die Geridlte nach der neuenoder nach der 
bisherigen Rechtslage zu entscheiden haben; dem­
nach hat das Erstgericht seiner ,Entscheidung das 
neue Recht zugrunde zu legen, die Rechtsmittel­
gerichte haben die angefochtene Entscheidung 
nach der Red1tslage zu überprüfen, die vom 
Erstgericht zugrunde zu legen gewesen ist (vgl. 
etwa OGH 8. Oktolber 1958, EvBl. 1959/43). 

Der letzte Halbsatz bewirkt das selbsttätige 
Erlöschen der verlängerten väterlidlen Gewalt 
oder Vormundschaft hinsichtlich derjenigen, die 
beim Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes das 
21. Lebensjahr bereits vollendet haben. ,Einer 
zusätzlichen rechtsgestaltenden Anordnung oder 
auch nur einer gerichtlichen Feststellung, daß 

. diese Wirkung eingetreten ist, bedarf es nicht. 
Es wird allerdings im Einzelfall unter Umständen 
erforderlich sein, durch die entsprechenden An­
träge oder von ,Amts wegen eine Befürsorgung 
auf Grund der §§ 269 ff. ASGB oder der EmmO 
in die Wege zu leiten. 

Zum § 4 

Nach den §§ 174, 251 A,BGB in der Fassung 
des Gesetzesentwurfs wird ein Minderjähriger 
nach Vollendung seines 18. Lebensjahres durch 
die Heirat volljährig. Diese Vergünstigung soll 
auch den Minderjährigen, die bereits vor dem 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geheiratet 
haben, jedoch erst mit Wirksamkeit ab dem 
Inkrafttreten der Neuregelung zugute kommen. 

Diese Anordnung kann sich nur auf Frauen aus­
wirken, weil nach dem geltenden § 1 Abs. 2 
EheG ein Mann nur dann vom Erfordernis der 
Ehemündigkeit befreit werden kann, wenn er 
nicht mehr unter elterlicher Gewalt oder Vor­
mundschaft steht, also vorher aus der väterlichen 
Gewalt entlassen oder für volljährig erklärt wor­
den ist (vgl. die Ausfü!hrungen zur Z. 1 des 
Art. II). 

Zum § 5 

Die Neuregelung ersetzt die bisherige Ein­
richtung der Befreiung vom Erfordernis der Ehe­
mündigkeit im Justizverwaltungsverfahren durch 
die Ehemündigerklärung im Außers~reitverfah­
ren (sieh die Ausführungen zur Z. 1 des Art. II). 
Diese Anderung erfordert eine überleitung in 
zweifacher Beziehung. 

Nadl dem Abs. 1 gelten die Befreiungen nach 
dem bisherigen Recht als 'Ehemündigerklärun­
gen im Sinn des neuen Rechtes, solange die Ehe 
nich t geschlossen ist. Wer also eine Befreiung 
vom Erfordernis der Ehemündigkeit vor dem 
Inkrarfttretender Neuregelung erlangt hat, kann 
auf Grund dieser Befreiung auch nach dem 
Inkrafttreten· der Neuregelung die beabsichtigte 
Ehe schließen. 

Der Abs. 2 r,egelt die überleitung der Anträge 
auf Befreiung vom Erfordernis der Ehemündig­
keit, die vor dem Inkrahtreten dieses Bundes­
gesetzes gestellt, über die aber noch nicht rechts­
kräftig entschieden worden ist; über diese 
Anträge ist ah Anträge auf Ehemündigerklä­
rung nach den neuen Vorschriften :w ent­
scheiden. 

Zum § 6 

Der § 6 regelt die Vol'lziehung des vorge­
schlagenen Bundesgesetzes . 

Schlußbemerkung 

Die vorgeschlagene Anderung wird den 
Staa.tshaushalt unmittelbar überhaupt nicht 
berühren. Mitte~bar ist mit einer Senkung der 
Staats ausgaben für ,die Justiz zu rechnen, da sich 
eine nicht unerhebliche Anzahl von pflegschafts­
gerichtlichen Akten durch die Herabsetzung des 
VolljährigkeitlSa'lters erübrigen dürfte. Eine Ver­
ringerungdes Aufwandes der Gerichte ergibt 
sich auch durch den Wegfall der Zweigeleisigkeit, 
die bisher bestanden hat, wenn ein Mann vom 
Erfordernis der Ehemündigkeit befreit worden 
ist (sieh die Ausführungen zur Z. 1 des Art. n 
des Gesetzesentwurfes). 
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ANHANG I 
Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen in der geltenden und in der Fassung des 

Entwurfs 

geltende Fassung neue Fassung 

I. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 

§ 21. Diejenigen, welche wegen Mangels an 
Jahren, Gebrechen des Geistes, oder anderer 
Verhältnisse wegen, ihre Angelegenheiten selbst 
gehörig zu besorgen unfähig sind, stehen unter 
dem besonderen Schutze der Gesetze. Dahin 
gehören: Kinder, die das siebente; Unmündige, 
die das vierzehnte; Minderjährige, die das ein­
undzwanzigste Jahr ihres Lebens noch nicht 
zurückgelegt 'haben; dann: Rasende, Wahn­
sinnige und Blödsinnige, welme des Gebraumes 
ihrer Vernunft entweder gänzlim beraubt oder 
wenigstens unvermögend sind, di,e Folgen ihrer 
Handlungen einzusehen; ferner: diejenigen, 
welchen der Richter als erklärten Verschwen­
dern .die fernere Verwaltung ;ihres Vermögens 
untersagt hat; endilim, Abwesende und Gemein­
den. 

§ 147. Die Remte, welme vorzüglim dem 
Va'ter als Haupt der Familie zustehen, machen 
die vätedime Gewal't aus. 

§ 151. Ober das, wa's einobgleim minder­
jähriges., jedom außer der Verpflegung der 
Eltern stehendes Kind durm seinen Fleiß erwirbt, 
sowie auch über Samen, die einem Kinde nach 
erreimter Mündigkeit zum Gebraume übergehen 
worden sind, kann es frei verfügen. 

c) der Verpflichtung der Kinder 

§ 152. Die unter väterlicher Gewa'lt stehen­
den Kinder können ohne ausdrücklime oder 
doch stitlsmweigende EinwilLigung des Vaters 
keine gültige Verpflichtung eingehen. Ein außer 
der Verpflegung der Eltern stehendes Kind kann 
sim jedoch selbständig durm Vertrag zu D[enst­
leistung'en verpflimten. Auf solme Verpflich-

§ 21. Diejenigen, we'lme wegen Mangels an 
Jahren, Gebrechen ,des Geistes oder anderer 
Verhältnisse wegen ihre Angelegenheiten selbst 
gehörig zu 'besorgen unfähig sind, stehen unter 
dem besonderen Schutze der Gesetze. Dahin 
gehören: K~inder, die das siebente; Unmündige, 
die das vierzehnte; Minderjährige, die ilas neun­
zehnte Jahr [hres Lebens noch nimt zurück­
gelegt ha!ben; dann: Rasende, Wahnsinnige und 
Blödsinnige, welche des Gebrauches ihrer Ver­
nunft entweder gänzl!ich beraubt o'der wenig­
stens unvermögend sind, die Fo1gen ihrer Hand­
lungen einzusehen; ferner: diejenigen, welchen 
der Richter als erklärten Verschwendern die 
fernere Verwalltung ihres Vermögens unter­
sagt hat; endlich, Abwesende und Gemeinden. 

§ 147. Die Rechte, die vorzüglich dem Vater 
als Haupt der Famili'e zus·tehen, machen die 
väterliche Gewalt aus; besonders fällt darunter 
die Pflicht des Vaters, seine minderjährigen 
ehelimen Kinder als gesetzllicher Vertreter in 
allen Angelegenheiten zu vertreten. 

c) der Ver p fl ich tun g der Kin der 

§ 151. Ein minderjähriges ~heliches Kind 
kann sich ohne ausdrück'liche oder ,doch still­
schweigende EinwiUi,gungseines gesetzlichen 
Vertreters nicht remtswirksam verpflimten. 

Es kann dies jedoch nach errcimter Mündig­
keit hinsichtlich seines Arlbeitseinkommens 
o'der eines sonstigen Einkommens aus eigenem 
Erwerb und der Sachen, die ihm zur freien 
Verfügung überlassen worden sind. 

Auch wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 
nicht vorliegen, werden die von minderjähr.igen 
ehelichen Kindern bestimmter A'ltersgruppen 
üblicherwei'se geschlossenen Remtsgeschäfte, die 
entweder geringfügige Angelegenheiten des täg­
lichen Lebens betreffen oder deren Erfüllung 
mit Geld bewirkt wird, das dem Kin1d zu diesem 
Zweck oder zur freien Verfügung überlassen 
worden ist, mit der Erfüllung ,der das ~ind 
treffen'den Pflichten rückwirkend remtswirk­
sam. 

§ 152. Ein mUndiges minderjähriges eheliches 
Kind kann sim selbständig durch Ver.trag zu 
Dienstleistungen verpflichten, ausgenommen 
Dienstleistungen auf Grund eines Lehr- oder 
sonstigen AuSbildungsverhältnisses ; der gesetz­
liche Vertreter des Kindes kann einen von die­
sem geschlossenen Dienstvertrag vorzeitig nur 
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geltende Fassung 

tungen, sowie auf die Verpflichtungen Minder­
jä'hriger überhaupt ist dasjenige anzuwenden, 
was in dem nächsten Hauptstücke (§§ 246 bis 
248) über die verhindlichen Handlungen der 
unter Vormunds,chaft Stehenden bestimmt wird. 
Dem Vater kommt auch die Pflicht zu, seine 
minderjährigen Kinder zu vertreten. 

§ 153. Die Vorschriften, weIche zur gültigen 
Ehe einer minderjährigen Person beobachtet 
werden müssen, sind in dem vorhergehenden 
Hauptstücke enthalten (§ 49 u. f.). 

§ 157 Abs. 1 zweiter Satz 

Ist .der Mann minderjährig oder steht er 
unter verlängerter väterlicher Gewalt oder Vor-. 
mundschaft, so bedarf er nicht der Zustimmung 
seines gesetzlichen Vertreters. 

neue Fassung 

dann lösen, wenn der Vertrag für das Kind 
nachteilig ist. 

§ 153. Soweit einem minderjährigen ehelichen 
Kind nicht bel'eits früher ein Verschulden 
zugerechnet werden kann (§ 1310), wird es, 
vorbehaJtlich des § 866, mit der Erreichung 
der Mündigkeit nach den schadensersatzrecht­
lichen Bestimmungen versdiuldensfähig. 

§ 157 Abs. 1 zweiter Satz 

Ist ~er Mann minderjährig, so bedarf er nicht 
der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. 

Erlöschen der väterHchen Gewalt Erlö·schen der e1lterlichen Rechte 
über die Kinder und Pf'lichten 

§ 172. Die väterliche Gewalt hört mit der 
Großjährigkeit des Kindes sogleich auf, wofern 
nicht aus gerechter Ursache die Fortdauer der­
sdben auf Ansuchen des Vaters von dem 
Gerichte verwiHigt und öffentlich bekanntge­
macht worden ist. 

§ 173. Gerechte Ursachen, .die Fortdauer der 
väterlichen Gewalt bei Gericht anzusuchen sind: 
Wenn das Kind, ungeachtet der Volljährigkeit, 
wegen Leibes- oder Gemütsgebrechen sich selbst 
zu verpflegen, oder se~ne Angelegenheiten zu 
besorgen, nicht vermag; oder, wenn es sich 
während der Minderjährigkeit ,in heträcht1iche 
Schulden verwickelt, oder solcher Vergehen 
schuldig gemacht hat, wegen welcher es noch 
ferner unter genauer Aufs~cht des Vaters gehal­
ten werden muß. 

§ 174. Kinder, die das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet haben, können auch vor Zurück­
legung des einundzwanzigsten Jahres aus der 

§ 172. Die aus den familienrechtlichen Bezie­
hungen zw,ischen Eltern und minderjährigen 
ehelichen Kindern erfließen'den rein persön­
lichen Rechte und Pflichten erlöschen mit dem 
Eintritt der Volljährigkeit des Kindes. 

Verlängerung u11l,d Verkürzung der 
Minderjährigkeit 

§ 173. Das Gericht hat von Amts wegen oder 
auf Antrag des Vaters, der Mutter oder der 
Bezirksverwaltungsbehörde die Minderjährig­
keit des ehelichen Kindes noch vor dem Eintritt 
der Volljährigkeit zu verlängern, wenn das K,ind 

1. falls es volljährig wäre, voll oder beschränkt 
entmündigt werden könnte, 

2. in seiner sittlichen, seelischen oder, ohne 
daß die Voraussetzungen der Z. 1 vorliegen, 
geistigen Entwicklung merkbar verzögert ist, 
oder 

3. wegen Gebrechens ,des Körpers sich seIhst 
zu erhahen oder 'seine Angelegeniheiten selbst 
gehörig zu besorgen nicht vermag. 

Ein Recht auf Anhörung haben der Vater 
und die Mutter, falls sie nichtsdllbst den Antrag 
gestellt haben, und das Kind. Das Anhörungs­
recht des Vaters und der Mutter entfällt, wenn 
sie nicht oder nur mit unver:hältnismäßig 
großen Schwierigkeiten gehört werden könnten. 

Die verlängerte Minderjährigkeit endet mit 
der Vollendung des einundzwanzigsten Lebens­
jahrs. 

§ 174. Das Gericht hat auf Antrag des Vaters, 
der Mutter oder des minderjährigen ehelichen 
Kindesdess·en ,Minderjährigkeit zu verkürzen 
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väterlichen Gewalt <treten, wenn der Vater sie 
mit ihrer EinwiHigung und mit Genehmhaltung 
des Gerichtes ausdrücklich entläßt. 

§ 175. Wenn eine min,derjährige Tochter sich 
verehel!icht, so kommt sie zwar in Rücksicht 
ihrer Person unter die Gewalt des Mannes 
(§§ 91 und 92); in Hinsicht auf '~as Vermögen 
aber hat der Vater bis zu ihrer Großjährigkeit 
die Rechte unld Pflichten eines Kurators. Stirbt 
der Mann während ihrer Minderjährigkeit,so 
kommt sie wieder unter die väterliche Gewalt. 

Bei Verträgen des Pflege-
. befohlenen 

§ 244. Ein Minderjähriger ist zwar berechtigt, 
durm erlaubte Ha1l'dJungen ohne Mitwirkung 
seines Vormundes etwas für sim zu erweI'ben: 
allein er Ikann ohne Genehmhaltung der 'Vor­
mundschaft weder etwas von dem Seinigen ver­
äußern nom eine Verpflichtung auf sim neh­
men. 

§ 245. Insbesondere können Minderjährige 
ohne Einwilligung der Vormund~chaft keine 
gültige Ehe eingehen (§§ 49 bis 51). 

I n w eIe h e n F ä n e n ,d e r M i n d er­
jährige ohne Einwilligung des 

Vormund es ver hund e n wer d e 
§ 246. Auch ohne Einwi'lligung seines Vor­

mundes kann der Minderjährige sich selbstän­
dig dur<:h Vertrag zu Dienstlleistungen verpflim­
ten, und nur aus wimtigen Gründen kann der 
Vormund den vom Minderjährigen geschlos­
senen Vertrag vorzeitig lösen. Was der Minder­
jährige auf diese oder auf eine andere Art 
durch seinen Fleiß erwirbt, darüber kann er, so­
wie mit den Sachen, die ihm nam erreichter 
Mündigkeit zu seinem Gebrauche eingehändigt 
worden sind, :frei verfügen und sich verpflichten. 

§ 248. Ein Minderjähdger, welcher s,im nach 
zurückgelegtem achtzehnten Jahr bei einem 
Geschäfte für groß jährig ausgibt, ist für allen 
Schaden verantwortlich, wenn' der andere Teil 
vor kbschließung des Gesm·äftes nicht wohl erst 
Erkundigung über di'e Wahrheit des Vorgebens 
einholen konnte. 

Ein mündiger Minderjähriger ist auch in Hin­
sicht auf andere verbotene Handlungen und den 
durch sein Versmulden verursachten Schaden 
mit seinem ganzen Vermögen verantwortlich. 

neue Fassung 

(VoHjährigerklärung), wenn das Kind das acht­
zehnte Lebensjahr vollendet hat und zur selb­
ständigen und gehörigen Besol."1gung seiner 
Angelegenheiten reif erscheint. 

Ein Recht auf Anhörung haben der Vater, 
die Mutter und das Kind, faa!> sie nicht selbst 
den An<trag gesteHt haben. Das Anhörungsrecht 
des Vaters und der Mutter entfällt, wenn sie 
nicht oder nur mit unverhältnismäßig großen 
Schwierigkeiten gehört werden könnten. 

§ 175. Heiratet ein minderjähriges eheliches. 
Kind, so wird es mit der Eheschließung, frü­
hestens aber mit der Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahrs, volljährig und bleibt dies auch, 
wenn die Ehe in der Folge aufgelöst oder für 
nichtig erklärt wird. 

Ein minderjähriges eheliches Kind, das vor 
Vollendung des achtzehnten Lebensjahrs hei­
ratet, steht bis dahin, solange die Ehe dauert, 
hinsichtlich seiner persönlichen Verhältnisse einem 
Volljährigen gleich. 

Ha n d I u n g sE ä h ig k ei t des M i n d e r­
jährigen 

§ 244. Die §§ 151 Ibis 153 geilten sinngemäß 
auch für die unter Vormundschaft stehenden 
unehelichen Minderjähr,igen. 

Keine neue Bestimmung. 

Keine neue Bestimmung. 

Wird aufgehoben. 
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93 der Beilagen 31 

geltende Fassung 

c) durch die wirkliche Volljährigkeit 

§ 251. Die Vormundschaft erlischt auch so­
gleich, als der Pflege'befohlene die Großjährigkeit 
erreicht hat; doch kann das vormundschaftliche 
Gericht auf Ansuchen oder nach Vernehmung 
des Vormundes, und der Verwandten wegen 
Leibes- oder Gemütsgebrechen des Pflegehefohle­
nen, wegen Verschwendung oder aus anderen 
wichtigen Gründen die Fortdauer der Vormund­
-schaft auf eine längere und unhestimmte Zeit 
anordnen. Diese Verordnung muß aber in einem 
angemessenen Zeitraume vor dem Eintritte der 
Volljährigkeit öffenÜich bekannt gemacht wer­
den. 

d) durch die vermittelst erteilter Nachsicht recht­
lich angenommene Volljährigkeit 

§ 252. Einem Minderjährigen, welcher das 
achtzehnte Jahr zurückgelegt hat, kann das vor­
mundschaftliche Gericht nach eingeholtem Gut­
achten des Vormundes und allenfalls auch der 
nächsten Verwandten mit seiner Einwilliigung die 
Nachsicht des Alters verwilligen und ihn für 
voHjährig erklären. 

§ 260. Wenn eine Minderjährige sich verehe­
licht, so hängt es von der Beurteilung des Ge­
richtes ab, db die Kuratel dem Ehegatten abge­
treten werden soll (§ 175). 

e) für Taubstumme 

§ 275. Taubstumme, wenn sie zugleich blöd­
sinnig sind, bleiben beständig unter V ormund­
schaft; sind sie aber nach Antritt des fünfund­
zwanzigsten Jahres ihre Geschäfte zu verwalten 
fähig, so darf ihnen wider ihren Willen kein 
Kurator gesetzt werden; nur sollen sie vor Ge­
richt nie ohne einen Sachwalter erscheinen. 

§ 310. Personen, die den Gebrauch der Ver­
nunft nicht haben, sind an sich unfähig, einen 
Besitz zu erlangen. Sie werden durch einen Vor­
mund oder Kurator vertreten. Unmündige, 
welche die Jahre der Kindheit zurückge~egt 
haben, können für sich allein eine Sache in Be­
sitz nehmen. 

§ 865. Wer den Gebrauch der Vernunft nicht 
hat, wie auch ein Kind unter sieben Jahren, ist 
unfähig, ein Versprechen zu machen, oder es an~ 
zunehmen. 

§ 866. Wer listiger Weise vorgibt, daß er Ver­
träge zu schließen fähig sei, und dadurch einen 
andern, der darüber nicht leicht. Erkundigung 
einholen konnte, hintergeht, ist zur Genugtuung 
verpflichtet. 

neue Fassung 

c) dur c h die V 0 11 jäh r i g k e i t 

§ 251. Die Vormundschaft 'erlischt mit dem 
Eintritt der VoHjährigkeitdes Minderjährigen. 
Im übrigen gelten die §§ 172 bis 175 sinngemäß 
auch für die unter Vormundschaft stehenden 
unehelichen Minderjährigen. Der Antrag auf 
Verlängerung oder Verkürzurtg der Minderjäh­
rigkeit und das Anhörungsrecht stehen auch dem 
Vormund zu. 

Wird aufgehoben. 

Wird aufgehoben. 

Wird aufgehdben. 

§ 310. Werden Gebrauch der Vernunft nicht 
hat, wie auch ein Kind unter sieben Jahren, 
kann - außer in den Fällen des § 151 Abs. 3 -
nur durch seinen gesetzlichen Vertreter Besitz 
erwerben. Im übrigen ist die Fähigkeit zum 
selbständigen Besitzerwerb gegeben. 

§ 865. Wer den Gebrauch der Vernunft nicht 
hat, wie auch ein Kind unter sieben Jahren, ist 
- außer in den Fällen des § 151 Abs. 3 - un­
fähig, ein Versprechen zu mach-en oder es anzu­
nehmen. 

§ 866. Wer nach Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahrs listigerweise vorgibt, daß er Ver­
träge zu schließen fähig sei, und dadurch einen 
anderen, der darüber nicht leicht Erkundigung 
einholen konnte, hintergeht, ist zur Genug­
turung verpflichtet. 
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II. Gesetz zur Vereinheitlichung des R~ts der Eheschließung und der Ehescheidung 

geltende Fassung 

§ 1. (1) Ein Mann soll nicht vor Vollendung 
des einundzwanzigsten Lebensjahres, eine Frau 
soll nicht vor Vollendung des sechzehnten Le­
bensjahres eine Ehe eingehen. 

(2) Dem Mann und der Frau kann Befreiung 
von dieser Vorschrilft 'bewilligt werden, dem 
Mann jedoch nur dann, wenn er das achtzehnte 
Lehensjahr vollendet hat und nicht mehr unter 
elterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft 
steht. 

neue Fassung 

§ 1. (1) Ein Mann wird mit dem vollendeten 
neunzehnten, eine Frau mit dem vollendeten 
sechzehnten Lebensjahr ehemündig. 

(2) Einen Mann, der d~s achtzehnte, und eine 
Frau, die das fünfzehnte Lebensjahr vollendet 
haben, hat das Gericht auf ihren Antrag für eine 
bestimmte Ehe als ehemündig zu erklären, wenn 
sie für diese Ehe reif erscheinen; diese Reife ist 
beim Mann, wenn sie nicht bereits aus einem 
anderen Grund mangelt, jedenfalls nicht anzu­
nehmen, wenn er zur selbständigen und gehöri­
gen Besorgung seiner Angelegenheiten nicht reif 
erscheint. 

IH. Verordnung z~r Durchführung und Ergänzung c:ks Gesetzes zur V!ereinheitlichung des Rechts 
dler Eheschließung und der Ehescheidung 

geltende Fassung 

A. Ehemündigkeit 

Zuständigkeit 

§ 1. (1) über die Befreiung vom Erfordernis 
der Ehemündigkeit (§ 1 des Ehegesetzes) ent­
scheidet das Vormundschaftsgericht, das für den 
Verldbten, der der Befreiung bedarf, z.uständig 
ist. 

(2) In ·den Ländern, in denen die Verrichtun­
gen des Vormundschaftsgerichts ganz oder teil­
weise anderen als gerichtlichen Behörden über­
tragen sind, steht die Befreiung vom Erf01"dernis 
der Ehemündigkeit den Behörden zu, die über 
Anträge auf Vol1jährigkeitserklärung zu befinden 
haben. 

Richtlinien 

§ 2. Die Befreiung vom Erfordernis der Ehe­
mündigkeit ~st dem Mann zu versagen, wenn er 
seiner Arbeitsdienst- oder Wehrpflicht noch nicht 
genügt hat und die zuständige Dienststelle des 
Reichsarbeitsdienstes oder der Wehrmacht aus 
diesem Grunde gegen die beabsichtigte Eheschlie­
ßung Bedenken erhebt. 

§ 11. (1) Die in den Fällen der §§ 1, 3, 5 und 
7 vorgesehenen Entscheidungen sind Justizver­
wal tungs en tscheid un gen. 

§ 61. Die Befreiung vom Erfordernis der Ehe­
mündigkeit des Mannes (§ 1) erteilt das Gericht, 
das ihn aus der väterlichen Gewalt entl<assen oder 
für volljährig erklärt hat. 

neue Fassung 

Wird aufgehoben. 

Wird aufgehoben. 

§ 11. (1) Die in den Fällen der §§ 3, 5 und 7 
vorgesehenen Entscheidungen sind Justiz:verwal­
tungsentscheidungen. 

Wird aufgehoben. 

IV. ~ntmündigungsordnung 

geltende Fassung 

§ 72. Unberührt bldben die Vorschriften über 
die Verlängerung der väterlichen Gewalt und der 
Vormundschaft. 

neue Fassung 

§ 72. Die Bestimmungen des allgemeinen bür­
gerlichen Gesetzbuchs über die Verlängerung der 
Minderjährigkeit bleiben unberührt. 
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V. Jugendwohlfahrts~setz 

geltende Fassung 

§9Abs.4 

Die Erziehungshilfe durch Unterbringung in 
einer anderen Familie oder in einem Heim endet 
mit dem vollendeten 19. Lebensjahr des Minder­
jährigen. Aus besonderen Gründen kann sie bis 
zum vollendeten 21. Lebensjahr des Minderjähri­
gen erstreckt werden. Sie ist in beiden Fällen 
früher aufzuheben, wenn ihr Zweck erreicht oder 
dessen Erreichung in anderer Weise sichergestellt 
ist oder wenn sich die Erreichug des Zweckes vor­
aussichtlich als unmöglich erweist. 

§ 28 Abs. 2 zweiter Satz 

Faills Aussicht auf Erfolg der Erziehungsauf­
sicht besteht, kann diese ausnahmsweise auch 
noch- angeordnet werden, wenn der Minder­
jährige das 18. Lebensjahr, aber noch nicht das 
20. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 29 Abs. 2 zweiter Satz 

Falls Aussicht auf Erfolg der Fürsorgeerzie­
hung besteht, kann diese ausnahmsweise auch 
noch angeordnet werden, wenn der Minder­
jährige das 18. Lebensjahr, aber noch nicht das 
20. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 30 Abs. 1 erster Satz 

Die Fürsorgeerziehung endet mit dem voll­
endeten 19. Lebensjahr, im Fall des § 29 Abs. 2 
zweiter Satz mit dem Eintritt der Volljährigkeit 
des Minderjähri.gen. 

neue Fassung 

§ 9 Abs. 4 

Die Erziehungshilfe . durch Unterbringung in 
einer anderen Familie oder in einem Heim endet 
mit dem Eintritt der VoUjährigkeit des Minder­
jährigen. Sie ist früher aufzuheben, wenn ihr 
Zweck erreicht oder dessen Erreichung in an­
derer Weise sichergestellt ist oder wenn sich die 
Erreichung des Zweckes voraussichtlich als un­
möglich erweist. 

§ 28 Abs. 2 zweiter Satz 

Falls Aus~icht auf Erfolg der Erziehungsa-uf­
sicht besteht, kann diese ausnahmsweise auch 
noch angeordnet werden, wenn der Minder­
jährige das 18., im Fall der Verlängerung der 
Minderjährigkeit zwar das 19., aber noch nicht 
das 20. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 29· Abs. 2 zweiter Satz 

Falls Aussicht auf ErfoLg der Fürsorgeerzie­
hung besteht, kann diese ausnahmsweise auch 
noch angeordnet werden, wenn der Minder­
jährige das 18., im Fall der Verlängerung der 
Minderjährigkeit zwar das 19., aber noch nicht 
das 20. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 30 Abs. 1 erster Satz 

Die Fürsorgeerziehung endet mit dem Eintritt 
der Volljährigkeit des Minderjährigen. 

VI. Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen 

geltende Fassung 

§ 184. Wenn jemand wegen Geisteskrankheit 
oder Verschwendung unter Kuratel gesetzt, oder 
wenn die väterliche Gewalt oder die Vormund­
schaft über die gesetzliche Dauer verlängert 
wird; so hat in denjenigen Kronländern, in wd­
ehen das Notariat besteht, das Gericht hievon 
nebst der Ausfertigung des vorgeschriebenen 
Ediktes den öffentlichen Notar, in dessen Bezirke 
sich der Fall ereignet hat, insbesondere in Kennt­
nis zu setzen. 

überschrift zum Fünften Hauptstück 

Von der Annahme an Kindesstatt, der Anerken­
nung der Vaterschaft, der .Legitimation und der 

Entlassung aus der väterlichen Gewalt 

Entlassung aus der väterlichen 
Gewalt 

§ 266. über di-e Entlas-sung eines Kindes aus 
der väterlichen Gewalt hat der Vater seine Er-

neue Fassung 

Wird aufgehoben. 

überschrift zum Fünften Hauptstück 

Von der Annahme an Kindesstatt, der Anerken­
nung der Vaterschaft, der Legitimation, der Ver­
längerung und Verkürzung der Minderjährigkeit 

und der Erklärung der Ehemündigkeit 

Verlängerung und Verkürzung 
der Minderjährigkeit 

§ 266. Im Verfahren auf Verlängerung oder 
Verkürzung der Minderjährigkeit hat das Gericht 
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geltende Fassung 

klärung bei dem Gerichte, unter dessen Gerichts­
barkeit er ~teht, abzugeben. 

Findet das Gericht, daß die Befreiung von der 
väterlichen Gewalt dem Minderjährigen vorteil'­
haft und mit keiner Gefahr eines Mißbrauches 
verhunden sei, so hat es die gerichtliche Geneh­
migung zu erteilen und dem Minderjährigen eine 
Amtsur,kunde darüber auszufertigen. Von der 
Zustellung dieser Urkun:de an erlangt das Kind 
in Rücksicht seiner Person und seines Vermögens 
die Rechte eines Großjährigen. 

Keine Bestimmung. 

neue Fassung 

den Minderjährigen persönlich zu vernehmen 
und sich, über alle maßgebenden Umstände aus­
reichende Kenntnis zu verschaffen. Es hat seinen 
Beschluß zu begründen. 

Der Besch1:uß, mit dem die Minderjährigkeit 
verlängert wird, tritt mit dem Beginn des auf 
seine Erlassung folgenden Tages in Wirksamkeit. 
Er ist unvel'züglich in ortsüblicher Weise öffent­
lich hekanntzumachen. 

Der Beschluß, mit dem die Minderjährigkeit 
verkürzt wird, ist dem Minderjährigen nach Ein­
tritt d-er Rechtskraft zu eigenen Handen zuzu­
stellen. Er wird mit dieser Zustellung wirksam. 

Erklärung der Ehemündigkeit 

§ 266 a. Im Verfahren auf Erklärung der Ehe­
mündigkeit hat das Gericht die Verlobten per­
sönlich zu vernehmen und sich über alle maß­
gebenden Umstände ausreichende Kenntnis zu 
verschaffen. Es hat seinen Beschluß zu begrün­
den. 

Eine Ausfertigung des Beschlusses über die Er­
klärung der Ehemündigkeit ist dem Verlobten, 
der den Antrag auf Ehemündigerklärung gestellt 
hat, nach Eintritt der Rechtskraft zuzustellen. 

VII. Jurisdiktionsnorm 

geltende Fassung 

§ 109 Abs. 1 erster Satz 

Zur Bestellung des Vormundes oder Kurators 
und zur Besorgung aLler Geschäfte, welche der 
Vormundschafts- und Kuratelsbehörde obliegen" 
ist das Bezirksgericht berufen, bei welchem der 
Minderjährige oder Pflegebefohlene seinen allge­
meinen Gerichtsstand in Streitsachen hat. 

neue Fassung 

§ 109 Abs. 1 erster Satz 

Zur Bestellung des Vormundes oder des 
KuratorsJ zur Verlängerung oder Verkürzung 
der Minderjäihrigkeit, zur Erklärung der Ehe­
mündigkeit und überhaupt Zur Besorgung aller 
Geschäfte, die dem Vormundschafts- oder Pfleg­
schaftsgericht obliegen, ist· das Bezirksgericht he­
rufen, bei dem der .Minderjährige oder der 
Pflegebefohlene seinen alligemeinen Gerichtsstand 
in Streitsachen hat. 

VIII. Xnderung des Jugendgerichtsgesetzes 1961 

geltende Fassung 

§ 5 Abs. 2 

In eine Bund-esanstalt für Erziehungsbedürftige 
kann nur aufgenommen werden, wer das zwan~ 
zigste Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Die 
Anhaltung in der Anstalt hat so lange zu dau­
ern, wie es zur Erziehung des Zöglings nötig 
1St, keinesfalls aber länger als bis zur Vollendung 
seines einundzwanzigsten Lebensjahres. 

neue Fassung 

§ 5 Abs. 2 

In eine Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige 
kann nur aufgenommen werden, wer das acht­
zehnte, im Fall der Verlängerung der Minder­
jährigkeit zwar das neunzehnte, aber noch nicht 
das zwanzigste Lebensjahr vollendet hat. Die 
Anhal~ung in der Anstalt hat sO lange zu dauern, 
wie es zur Erziehung des Zöglings nötig ist; sie 
endet jedenfalls mit dem Eintritt der Volljährig­
keit des Zöghlngs. 
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IX. Gerichts- und Justizverwaltungsgebührengesetz 1962 

geltende Fassung neue Fassung 

TP 14 F lit. b Z. 1 TP 14 F lit. b Z. 1 

Genehmigung der Entlassung aus der väter- Volljährigerklärung (§§ 174, 251 ABGB) und 
lichen Gewalt oder Großjährigerklärung (§ 266 Erklärung der Ehemündigkeit (§ 1 Ahs. 2 Ehe-
AußstreitG. und §§ 174, 252 ABGB), gesetz), 

TP 18 lit. b Z. 1 Wird aufgehoben. 

für die Befreiung vom Erfordernis der Ehe-
mündigkeit (§ 1 des Ehegesetzes und § 1 der 
1. Durchführungsverordnung zum Ehegesetz), 

ANHANG II 

Gegenüberstellung der gesetzlichen Bestimmungen in der Fassung der Regierungsvorlage 421 der 
Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XII. GP und in der Fassung des 

Entwurfes bzw. Anführung der durchgeführten Änderungen 

Fassung R V 421 BlgNR, XII. GP neue Fassung 

I. Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch 

§ 151. Ein minderjähriges eheliches Kind kann 
sich ohne ausdrückliche oder doch stiHschwei­
gende Einwilligung s,eines gesetzlichen Vertreters 
nicht gültig verpflichten. 

Es kann dies jedoch nach erreichter Mündig­
keit hinsichtlich seines Arbeitseinkommens und 
der Sachen, die ihm zur freien Verfügung über­
lassen worden sind. 

Auch wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 
nicht vorliegen, werden die überhaupt von min­
derjährigen ehelichen Kindern bestimmter Alters­
gruppen üblicherweise geschlossenen Rechtsge­
schäfte, die entweder geringfügige Angelegenhei­
ten des täglichen Lebens betreffen oder deren 
Erfüllung mit Geld bewirkt wird, das dem Kind 
zu diesem Zweck oder überhaupt zur freien Ver­
fügung überlassen worden ist, mit der Erfüllung 
der das Kind treffenden Pflichten rückwirkend 
rechtswirksam. 

§ 152. Ein mündiges minderjähriges eheliches 
Kind kann sich selbständig durch Vertrag zu 
Dienstleistungen verpflichten, ausgenommen 
Dienstleistungen auf Grund eines Lehr- oder 
Ausbild ungsver hältnisses ; der gesetzliche Vertre­
ter des Kindes kann einen von diesem geschlosse­
nen Dienstleistungsvertrag vorzeitig nur dann 
lösen, wenn der Vertrag für das Kind nachteilig 
ist. 

§ 157. Der Wortlaut des Abs. 1 zweiter Satz 
ist nicht geändert worden. 

§ 275. Der § 275 ist nicht geändert worden. 

§ 151. Ein minderjähriges eheliches Kind, kann 
sich ohne ausdrückliche oder doch stillschwei­
gende Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters 
nicht rechtswirksam verpflichten. 

Es kann dies jedoch nach erreichter Mündigkeit 
hinsichtlich seines Arbeitseinkommens oder eines 
sonstigen Einkommens aus eigenem Erwerb und 
der Sachen, die ihm zur freien Verfügung über­
lassen worden sind. 

Auch wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 
nicht vorliegen, werden die von minderjährigen 
ehelichen Kindern bestimmter Alrersgruppen 
üblicherweise geschlossenen Rechtsgeschäfte, die 
entweder geringfügige Angelegenheiten des täg­
lichen Lebens betreffen oder deren Erfüllung mit 
Geld bewirkt wird, das dem Kind zu diesem 
Zweck oder zur freien Verfügung überlassen 
worden ist, mit der Erfüllung der das Kind tref­
fenden Pflichten rückwirkend rechtswirksam. 

§ 152. Ein mündiges minderjä-hriges eheliches 
Kind kann sich selbständig durch Vertrag zu 
Dienstleistungen verpflichten, ausgenommen 
Dienstleistungen auf Grund eines Lehr- oder 
sonstigen Ausbildungsverhältnisses; der gesetz­
liche Vertreter des Kindes kann einen von die­
sem geschlossenen Dienst:vertrag vorzeitig nur 
dann lösen, wenn der Vertrag für das Kind nach­
teilig ist. 

§ 157. Der Abs. 1 zweiter Satz lautet nun: 

Ist der Mann minderjährig, so bedarf er nicht 
der Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. 

§ 275. Wird aufgehohen. 
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IV. Entmündigu!lgsordnung 

Fassung R V 421 BlgNR, XII. GP 

§ 72. Der § 72 ist nicht geändert worden. 

neue Fassung 

§ 72. Die Bestimmungen des allgemeinen bür­
gerlichen Gesetzbuchs über die Verlängerung der 
Minderjährigkeit bleiben unberührt. 

V. Jugendwohlfahrtsgesetz 

Fassung R V 421 BlgNR, XII. GP neue Fassung 

§ 28 Abs. 2 zweiter Satz 

Falls Aussicht auf Erfolg der Erziehungsauf­
sicht besteht, kann dies,e ausnahmsweise auch 
noch angeordnet werden, wenn der Minder­
jährige das 18., im Fall der Verlängerung der 
Minderjährigkeit das 19., aber noch nicht das 
20. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 29 Abs. 2 zweiter Satz 

Falls Aussicht auf Erfolg der Fürsorgeerziehung 
besteht, kann diese ausnahmsweise auch noch 
angeordnet werden, wenn der Minderjährige das 
18., im Fall der Verlängerung der Minderjährig­
keit das 19., aber noch nicht das 20. Lebensjahr 
vollendet hat. 

§ 28 Abs. 2 zweiter Satz 

Falls Aussicht auf Erfolg der Erziehungsauf­
sicht besteht, kann diese ausnahmsweise auch 
noch angeordnet werden, wenn der Minder­
jährige das 18., im Fall der Verlängerung der 
Minderjährigkeit zwar das 19., aber noch nicht 
das 20. Lebensjahr vollendet hat. 

§ 29 Abs. 2 zweiter Satz 

Falls Aussicht auf Erfolg der Fürsorgeerziehung 
besteht, kann dies'e ausnahmsweise auch noch 
angeordnet werden, wenn der Minderjährige das 
18., im Fall der Verlängerung der Minderjährig­
keit zwar das 19., aber noch nicht das 20. Le­
bensjahr vollendet hat. 

VIII. Jugendgerichtsgesetz 1961 

Fassung R V 421 BlgNR, XII. GP neue Fassung 

§ 5. Der Abs. 2 ist nicht geändert worden. § 5 Abs. 2 
In eine Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige 

kann nur aufgenommen werden, wer das acht­
zehnte, im Fall der Verlängerung der Minder­
jährigkeit zwar das neunzehnte, aber noch nicht 
das zwanzigste Lebensjahr vollendet hat. Die An­
haltung in der Anstalt hat so lange zu dauern, 
wie es zur Erziehung des Zöglings nötig ist; sie 
endet jedenfalls mit dem Eintritt der Volljährig­
keit des Zöglings. 

X. Schlu~- und Übergangsbestimmungen 

Fassung RV 421 BlgNR, XII. GP 

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Jän­
ner 1972, der § 173 und, soweit er sich auf die­
sen bezieht, der § 251 des allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuchs treten jedoch schon mit dem 
auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

neue Fassung 

§ 1. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 1. Juli 
1972, der § 173 und, soweit er sich auf diesen 
bezieht, der § 251 des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzhuchs treten jedoch schon mit dem auf die 
Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
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